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1. Einleitung   
1.1. Problemstellung 
Aufgrund einer vermehrten Haftungsinanspruchnahme, hat die Gründung von Kapitalgesell-
schaften entsprechend an Bedeutung gewonnen.1 Hierfür bieten sich drei Rechtsformen an, 
die in dieser Arbeit vorgestellt und verglichen werden sollen: Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (im Folgenden GmbH genannt), Private limited company (im folgenden Limited ge-
nannt) und Societas Privata Europaea (im folgenden SPE genannt). Die GmbH ist hierbei in 
Österreich die geläufigste Rechtsform einer Privatgesellschaft mit beschränkter Haftung. Dies 
zeigen auch folgende Zahlen, die die Führungsposition der GmbH aufzeigen sollen. Im Jahr 
2007 wurden 9.244 neue GmbHs und 149 Limiteds gegründet. Die Gesamtzahl der zu diesem 
Zeitpunkt bestehenden GmbHs betrug 111.505, jene der Limiteds 586.2  
 
Für die Gründung von Limiteds wird insbesondere mit dem geringen Stammkapital gewor-
ben, allerdings müssen auch vielen Nachteile der Limited durch ihren Bezug zu Großbritan-
nien in den Entscheidungsprozess zur Wahl dieser Rechtsform einbezogen werden. Als inter-
nationale bzw. europaweite Rechtsform eignet sich die Limited aufgrund ihres starren Sitzes 
in Großbritannien nicht und dieser Rechtsform wird in Österreich auch eine gewisse Skepsis 
entgegengebracht, da bei ihr geringe Gründungskosten mit einer Haftungsbeschränkung ver-
bunden werden, was sie zu einer beliebten Rechtsform für Unternehmer macht, die schon an-
dere Unternehmen in die Insolvenz geführt haben.3 Für Zwecke dieser Arbeit wird der für 
Limiteds relevante Companies Act 2006 verwendet, der mit 1.Oktober 2006 komplett in Kraft 
getreten ist.4 
 
Es ist für kleine und mittlere Unternehmen aus Österreich schwierig, sich im Ausland nieder-
zulassen. Die Gründung einer nationalen Rechtsform im Ausland ist mit Nachteilen behaftet, 
da diese Rechtsform den dortigen potentiellen Kunden nicht bekannt ist. Wird jedoch eine 
nach dem Recht des Ziellandes existente Tochtergesellschaft gegründet, entstehen hohe Kos-
ten für die Rechtsberatung, da das Unternehmen sich mit dem ausländischen Rechtssystem 
auseinander setzen muss. Da es für Aktiengesellschaften schon die sogenannte SE (Societas 
Europaea) gibt, wurde auch der Ruf nach einer kleinen und mittleren Unternehmen (in weite-
                                                 
1
 Vgl. Silberberger (2007): S 1 
2
 Vgl. Fantur (2008) 
3
 Vgl. Beyer (2007) 
4
 Vgl. companies house (b) 
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rer Folge KMU genannt) angepassten europaweiten Rechtsform laut.5 Diese Problematik wird 
besonders durch folgende Zahlen verdeutlicht: Der Anteil der KMU in der EU beträgt mehr 
als 99%. Davon sind jedoch nur 8% grenzüberschreitend im Handel tätig und nur 5% haben 
ausländische Tochterunternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen. Dies erscheint besonders 
erstaunlich aufgrund der Tatsache, dass der Binnenmarkt grenzüberschreitende Tätigkeiten 
fördern soll. Zu diesem Zwecke wurde das Statut der Europäischen Privatgesellschaft (nach-
folgend SPE-Statut genannt) geschaffen, das im Rahmen des sogenannten „Small Business 
Acts“, ein Maßnahmenpaket, das KMU in Europa unterstützen soll, entstanden ist.6  
 
Das SPE-Statut wurde im Juni 2008 von der Europäischen Kommission vorgestellt und er-
reichte die Zustimmung des Europäischen Parlaments im März 2009.7 Das SPE-Statut sollte 
am 01.07.2010 in Kraft treten. Zum Scheitern der Verhandlungen im Dezember 2009 führten 
jedoch Uneinigkeiten bei der Höhe des Mindestkapitals oder auch die Möglichkeit, Sitz und 
Hauptniederlassung in zwei unterschiedlichen Mitgliedstaaten (und damit zusammenhängend 
der Arbeitnehmermitbestimmung) zu haben. Das europäische Parlament und die schwedische 
Ratspräsidentschaft des 2. Halbjahres 20098 haben diesbezüglich Änderungsvorschläge vor-
gelegt. Gegen die derzeitige Ausgestaltung des SPE-Statuts stellten sich bisher insbesondere 
die deutsche und die österreichische Regierung.9  
 
1.2. Aufbau der Arbeit 
In dieser Arbeit sollen die drei Rechtsformen der GmbH, der Limited und der SPE in den drei 
Bereichen des Gesellschaftsrechts, der Rechnungslegung und des Steuerrechts zunächst vor-
gestellt werden. Durch die Beschreibung dieser drei Bereiche, die wesentliche Komponenten 
im Aktionsrahmen eines Unternehmens sind, soll eine umfassende Darstellung der drei 
Rechtsformen erfolgen. Darauf aufbauend soll ihre Vorteilhaftigkeit im Hinblick auf indivi-
duelle betriebswirtschaftliche Entscheidungskriterien überprüft werden und es werden auch 
zwei beispielhafte Unternehmen aufgezeigt, für die dann eine Rechtsformempfehlung abge-
geben wird. In der vor dem Ausblick stehenden Synopse erfolgt eine kurze vergleichende 
Zusammenfassung anhand der in der Arbeit dargestellten Aspekte.  
                                                 
5
 Vgl. Bernecker (2010): S 1 
6 Vgl. SPE-Statut: S 2 
7
 Vgl. Noack (2011) 
8
 Vgl. Bernecker (2010): S 3, Europäisches Parlament (2011) 





In dem Kapitel der rechnungslegungsbezogenen Aspekte wird beispielsweise der Haftungs-
fonds, durch den die Absicherung der Gläubiger bestimmt wird, erforderliche Rechtshandlun-
gen und Dokumente bei der Gründung, die Höhe des erforderlichen Mindestkapitals, die Ge-
sellschafterversammlung und am Ende dieses Kapitels die Vorgehensweise bei Auflösung 
und Beendigung des Unternehmens beschrieben. Bei den rechnungslegungsbezogenen Aspek-
ten kommen unter anderem die anwendbaren Vorschriften für die Rechnungslegung, die 
Rechnungslegungs- und Buchführungspflicht, die Bestandteile des Jahresabschlusses und die 
Offenlegungspflicht zur Sprache. Die steuerrechtlichen Aspekte behandeln schließlich bei-
spielsweise folgende Bereiche: Besteuerung der Gesellschaft, Besteuerung bei den Gesell-
schaftern, Steuererklärungs- und Anzeigepflichten und die  Gewinnermittlungs- und Einkünf-
teart.  
 
Besonderes Augenmerk wird hierbei auf KMU gelegt werden. Betrachtet werden eine GmbH, 
die ihren Sitz und ihren Ort der Geschäftsleitung in Österreich hat, eine Limited, die ihren 
Sitz, wie noch weiter unten erläutert, zwangsweise in Großbritannien hat, die aber dort keine 
Geschäftstätigkeit entfaltet, sondern diese in Österreich ausübt, womit sich ihr Ort der Ge-
schäftsleitung in Österreich befindet. Sollte nichts anders angeführt sein, kommt bei der Limi-
ted englisches Recht zur Anwendung. Bei der Limited ist zwischen der Private limited com-
pany, die mit der GmbH verglichen werden kann und der Public limited company, die mit 
unserer Aktiengesellschaft verglichen werden kann, zu unterscheiden.10 In dieser Arbeit wird 
nur auf die Private limited company (im Folgenden: Limited) eingegangen, da diese die für 
KMU passendere Rechtsform dieser beiden Möglichkeiten darstellt. Bei der SPE soll ein Un-
ternehmen betrachtet werden, das seinen Sitz in Österreich hat, da die österreichische Rechts-
lage im Fokus dieser Arbeit steht. Von Konzernverflechtungen und Tochterunternehmen wird 
aufgrund von Vereinfachungsgründen in dieser Arbeit abgesehen, da KMU eher selten über 




                                                 
10
 Vgl. Silberberger (2007): S 18 
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2.Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand  
gesellschaftsrechtlicher Aspekte  
2.1. Rechtlicher Status und Haftungsfonds 
2.1.1. GmbH 
Die GmbH, die eine Kapitalgesellschaft darstellt, hat als juristische Person eigene Rechte und 
Pflichten. Das bedeutet, dass sie beispielsweise auch vor Gericht klagen bzw. geklagt werden 
kann oder auch Eigentum besitzen kann.11 
 
Die haftungsrechtliche Behandlung der GmbH leitet sich ebenfalls aus ihrer Eigenschaft als 
Trägerin von eigenen Rechten und Pflichten ab, denn nur die GmbH selbst als Gesellschaft 
haftet ihren Gläubigern unbeschränkt mit ihrem Vermögen, während die Gesellschafter dies 
nur bis zur Höhe ihrer Einlage tun.12 Nur in Ausnahmefällen ist eine Durchgriffshaftung auf 
die Gesellschafter möglich.13 Somit ist der Haftungsfonds für die Gläubiger auf das in der 
Gesellschaft verfügbare Vermögen beschränkt, was eine geringere Sicherung der Gläubigerin-
teressen bewirkt.   
 
2.1.2. Limited 
„Die Limited ist eine Kapitalgesellschaft, also eine juristische Person mit eigenen Rechten 
und Pflichten und ist damit getrennt zu betrachten von den Gesellschaftern, […] und von den 
Personen, die das Unternehmen führen und vertreten (Geschäftsführer/Directoren)“14. Ebenso 
kann die Limited vor Gericht klagen, geklagt werden oder auch Verträge abschließen.15  
 
Eine gesetzliche Haftungsbeschränkung gibt es im englischen Gesellschaftsrecht nicht. Die 
haftungsbeschränkende Wirkung wird dadurch erzielt, dass die Gesellschafter diese in der 
Gesellschaftssatzung mit dem Wortlaut „The liability of the members is limited“ vereinbaren. 
Durch diese Klausel wird bewirkt, dass die Haftung nur auf das Gesellschaftsvermögen be-
schränkt wird.16 Dadurch sind die Gesellschafter nur für ev. nicht voll eingezahlte Einlagen 
                                                 
11
 Vgl. Borns (2006): S 25 
12
 Vgl. Gellis (2009): § 1 RZ 3  
13
 Siehe dazu Kapitel 2.7.1. 
14
 Silberberger (2007): S 19 
15
 Vgl. Silberberger (2007): S 19 
16
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 122 
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Die SPE ist eine juristische Person und damit uneingeschränkt rechtsfähig.19 Die Verordnung 
spricht nicht ausdrücklich von einer SPE als Kapitalgesellschaft, jedoch kann man sich auf 
folgenden Wortlaut aus dem SPE-Statut stützen, durch den klar wird, dass die SPE einer Ka-
pitalgesellschaft entspricht: „Ist ein Punkt nicht durch die Artikel oder durch Anhang I dieser 
Verordnung abgedeckt, so gelten die Rechtsvorschriften, die der Mitgliedstaat, in dem die 
SPE ihren Sitz hat, für Privatgesellschaften mit beschränkter Haftung erlassen hat, einschließ-
lich der Vorschriften zur Umsetzung des Gemeinschaftsrechts, nachstehend ‚anwendbares 
Recht’ genannt.“20 Weiters ergibt sich der Charakter der SPE als Kapitalgesellschaft aus dem 
SPE-Statut insgesamt.21 Dies ergibt sich aufgrund der vielen Ähnlichkeiten zu einer Kapital-
gesellschaft unter anderem durch den beschränkten Haftungszugriff der Gläubiger (siehe 
gleich) und der in Art 3 SPE-Statut genannten Rechtspersönlichkeit der SPE.22 
 
Prinzipiell ist im Bereich des Gläubigerzugriffs das Gesellschaftsvermögen, das der SPE di-
rekt zugerechnet werden kann, der einzige Haftungsfonds für die Gläubiger. Da die SPE der 
Form einer Kapitalgesellschaft entspricht, gilt das Trennungsprinzip, d.h. dass die Gesell-
schafter nicht mit ihrem Privatvermögen für Verbindlichkeiten der Gesellschaft haften.23 So-
mit haften die Gesellschafter nur für das von ihnen gezeichnete Kapital (oder das von ihnen 
zur Zeichnung zugesagt wurde).24 In bestimmten Fällen besteht die Möglichkeit eines Haf-
tungsdurchgriffs auf die Gesellschafter.25 
 
                                                 
17
 Vgl. Silberberger (2007): S 24 
18
 Vgl. dazu Kapitel 2.7.2. 
19
 Vgl. Krejci (2008): S 28 
20
 Art 4 Abs 1 SPE-Statut, Krejci (2008): S 28 
21
 Vgl. Krejci (2008): S 28  
22
 Vgl. Art 3 Abs 1 SPE-Statut 
23
 Vgl. Krejci (2008): S 63  
24
 Vgl. Krejci (2008): S 63f 
25
 Vgl. dazu Kapitel 2.7.3.  




Um eine GmbH zu gründen, sind folgende Rechtsakte erforderlich: 
• Abschluss des Gesellschaftsvertrages, 
• Wahl der Aufsichtsratsmitglieder (falls die GmbH aufsichtsratspflichtig ist), 
• Geschäftsführerbestellung, 
• Leistung der Einlagen.26 
 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung müssen bei Gründung ins Firmenbuch eingetragen 
werden, da erst durch die Eintragung des Gesellschaftsvertrages die Errichtung der GmbH 
durchgeführt wird. Diese Eintragung setzt voraus, dass ein Gesellschaftsvertrag abgeschlos-
sen und ein Geschäftsführer bestellt wurde.27 Das Erfordernis zur Eintragung ins Firmenbuch 
zeigt sich auch dadurch, dass es die GmbH vor der Eintragung noch gar nicht gibt.28  
  
Der Anmeldung zum Firmenbuch sind (beispielsweise) anzuschließen: ein notariell ausgefer-
tigter Gesellschaftsvertrag, eine Liste der Gesellschafter mit Namen, Geburtsdatum, An-
schrift, dem Betrag der übernommenen Stammeinlagen und den geleisteten Einzahlungen, 
beglaubigte Urkunden über Bestellung der Geschäftsführer und der Aufsichtsratsmitglieder 
und eine beglaubigte Musterzeichnung der Geschäftsführer.29 § 10 Abs 3 GmbHG fordert, 
dass von den Geschäftsführern eine Erklärung beim Firmenbuch abgegeben wird, dass die bar 
zu leistenden Stammeinlagen eingezahlt sind und diese Beträge sowie die Sacheinlagen in der 
freien Verfügung der Geschäftsführer stehen.30 Auch einzureichen ist eine steuerliche Unbe-
denklichkeitserklärung.31 Weiters muss noch eine Meldung an die Sozialversicherungsanstalt 
der gewerblichen Wirtschaft und an das Finanzamt innerhalb eines Monats erstattet werden. 
Auch müssen die Mitarbeiter vor ihrer Einstellung bei der zuständigen Gebietskrankenkasse 
gemeldet werden. Falls erforderlich ist auch eine Gewerbeanmeldung durchzuführen.32 
 
Neben einer Neugründung kommt auch noch eine Umgründung von einer bereits bestehenden 
Gesellschaft in Betracht. Hierbei besteht die Möglichkeit einer Verschmelzung, einer Spal-
                                                 
26
 Vgl. Gellis (2009): § 3 RZ 1, § 3 Abs 1 GmbHG 
27
 Vgl. Borns (2006): S 13ff, § 3 Abs 1 iVm § 11 GmbHG 
28
 Vgl. § 2 Abs 1 GmbHG   
29
 Vgl. § 9 Abs 2, 3 iVm § 11 GmbHG   
30
 Vgl. § 10 Abs 3 GmbHG; Borns (2006): S 19 
31
 Vgl. Gellis (2009): § 3 RZ 1, § 160 Abs 2 BAO 
32
 Vgl. Bader et al. (2011): S 102f, WKO (e) 
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tung oder einer Umwandlung. Die Umgründung richtet sich nach dem Umgründungssteuerge-
setz, wobei in Art 1 UmgrStG die Verschmelzung, in Art 2 UmgrStG die Umwandlung und in 
Art 6 UmgrStG die Spaltung geregelt ist.33 Im Normalfall erfolgt die Umgründung durch 
Buchwertfortführung, was bedeutet, dass es zu keiner Aufdeckung von stillen Reserven 
kommt, es sei denn das Besteuerungsrecht Österreichs an den stillen Reserven wird einge-
schränkt.34 Prinzipiell kann eine GmbH auch durch einen Mantelkauf gegründet werden.35 
 
2.2.2. Limited 
Um eine Limited zu gründen, bestehen zwei Möglichkeiten. Entweder man erwirbt bei einem 
sogenannten solicitor einen Mantel oder man gründet die Gesellschaft neu.36 Die Limited 
muss zunächst an dem Ort, an dem sie in das Register eingetragen wird, gegründet werden 
(Satzungssitz). Dies erfolgt beim Companies House in Cardiff. Wenn dies erfolgt ist, kann die 
Limited auch in Österreich (beim Firmenbuch als Zweigniederlassung) angemeldet werden 
(mit den entsprechenden Meldungen an Sozialversicherung und Finanzamt innerhalb eines 
Monats). Zur Eintragung in Großbritannien ist die Hinzuziehung eines Notars nicht erforder-
lich, jedoch schon bei der Eintragung der selbständigen Zweigniederlassung in Österreich.37 
Es kann auch eine unselbständige Betriebsstätte in Österreich gegründet werden, die Be-
schlüsse der unselbständigen Niederlassung müssen jedoch von England aus getroffen werden 
und die tatsächliche Geschäftsführung muss von dort aus erfolgen, wovon in den in dieser 
Arbeit betrachten Fällen nicht auszugehen ist.38 
 
Notwendige Dokumente, um eine englische Limited neu zu gründen, die man beim zuständi-
gen Gesellschaftsregister (Companies House in Cardiff) einreichen muss, sind: 
• memorandum of association, 
• articles of association,39 
• Form 10, 
• Form 12,40 
                                                 
33
 Vgl. Borns (2006): S 123ff, Art 1,2, 6 UmgrStG 
34
 Vgl. z.B.: § 1 Abs 2 iVm 3 Abs 1 Z1 UmgrStG 
35
 Vgl. Gaggl (2007): S 36 
36
 Vgl. Eckert et al. (2005): W 150 
37
 Vgl. Segner et al. (2009): S 25, Silberberger (2007): S 43, Gahleitner et al.(2009): S 12f, Bader et al. (2011): S 
103 
38
 Vgl. Silberberger (2007): S 42 
39
 Nähere Informationen zum memorandum of association und den articles of association siehe Kapitel 2.4.2. 
40
 Es gibt zwar schon neuere Formulare, diese Formulare können nach Auskunft des Companies House jedoch  
noch weiter verwendet werde, vgl. Just (2008): RZ 31        
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• Scheck um die Registrierungsgebühren zu decken.41 
 
Sowohl für das memorandum of association als auch für die articles of association stehen 
Musterverträge zur Verfügung.42 
 
Zur Eintragung einer österreichischen Zweigniederlassung ins Firmenbuch sind folgende Do-
kumente von Nöten:  
• Memorandum of association, articles of association und certificate of incoporation in 
beglaubigter und übersetzter Form und eine Registerbestätigung der Directoren, 
• Beschluss, dass eine Zweigniederlassung errichtet wird, 
• Bescheinung (z.B.: in Form eines Mietvertrages), dass die Zweigniederlassung tat-
sächlich errichtet wurde, 
• Beglaubigte Musterzeichnung des Vertreters dieser Zweigniederlassung und eine Un-
terschrift der Directoren, die ebenfalls beide beglaubigt sein müssen.43  
 
Der registrar überprüft diese Dokumente und übersendet nach positiver Bescheinigung das 
certificate of incoporation, mit dem bestätigt wird, dass die Eintragungsvoraussetzungen vor-
liegen. Das Datum dieses Dokuments ist zugleich das Gründungsdatum.44 
 
Auch die Gründung einer Limited durch Umgründung ist möglich. Hierbei gibt es die form-
wahrende Umwandlung und die formändernde Umwandlung (z.B.: Umwandlung einer priva-
te limited company in eine public limited company). Außerdem ist eine grenzüberschreitende 
Verschmelzung möglich.45 Es ist auch möglich eine GmbH in eine Limited oder eine Limited 
in eine GmbH umzuwandeln, wobei hier die österreichischen Gesetze des Umgründungssteu-
ergesetzes Anwendung finden.46 
 
 
                                                 
41
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 29 
42
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 24 
43
 Vgl. Lackenbucher et al. (2009): S 14  
44
 Vgl. Just (2008): RZ 35 
45
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 145 
46
 Vgl. Silberberger (2007): S 88 
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2.2.3. SPE 
Die erste Möglichkeit zur Gründung der SPE ist die Gründung gem. SPE-Statut.47 Erst mit 
Eintragung in das Register, das durch innerstaatliche Vorschriften (in dem Mitgliedstaat, in 
dem sie ihren Sitz hat) bestimmt wird, erlangt die SPE ihre Rechtspersönlichkeit.48 Es ist bei 
der SPE auch möglich eine Zweigniederlassung zu gründen, die dann dem Recht unterliegt, in 
dem sie sich befindet.49 
 
Zur Eintragung kann der betreffende Mitgliedstaat nur folgende Dokumente und Angaben 
verlangen (erschöpfende Liste):  
• Name und Anschrift des Sitzes der SPE, 
• Name und Anschrift der Personen, die die SPE gegenüber Dritten oder vor Gericht  
vertreten dürfen und die die Berechtigung zur Führung, Beaufsichtigung und Kon-
trolle der SPE haben, 
• Gesellschaftskapital, 
• Anteilskategorien und die Anzahl der darin enthaltenen Anteile sowie die gesamte 
Anteilsanzahl, 
• Nennwert/rechnerischer Pariwert der Anteile, 
• Satzung, 
• bei Umwandlung/Verschmelzung oder Spaltung den Umwandlungs-, Verschmel-
zungs- oder Spaltungsbeschluss.50 
 
Zur Prüfung der Dokumente haben die Gründer die Wahl zwischen einer Überprüfung durch 
einen Notar oder durch die Registerbehörde (einfache Gründungskontrolle).51 Nur eine dieser 
beiden Möglichkeiten kann von den Mitgliedstaaten verlangt werden.52 
 
Da steuerrechtliche und arbeitsrechtliche Belange dem innerstaatlichen Recht unterliegen, ist 
auch eine Meldung an das Finanzamt und an die Sozialversicherung zu erstatten. Diese Frist 
zur Meldung an Finanzamt und Sozialversicherung beträgt ein Monat.53  
 
                                                 
47
 Vgl. SPE-Statut Art 5 Abs 1 
48
 Vgl. SPE-Statut Art 9 Abs 1 und 2, Zur Gründung einer Zweigniederlassung siehe auch Kapitel 2.5.3..  
49
 Vgl. SPE-Statut Art 13 
50
 Vgl. SPE-Statut Art 10 Abs 2 
51
 Vgl. Bernecker (2010): S 6 
52
 Vgl. SPE-Statut S 7 
53
 Vgl. SPE-Statut S 7, Bader et al. (2011): S 103 
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Zusätzlich ist es auch möglich die SPE durch Umwandlung, Verschmelzung und Spaltung 
einer bereits bestehenden Gesellschaft zu gründen.54 Erfolgt eine Gründung durch einen die-
ser drei Tatbestände, kommt österreichisches Recht auf die umwandelnde, spaltende und auf 
die verschmelzenden Gesellschaften zur Anwendung. Bei einer Umwandlung geht die 
Rechtspersönlichkeit der umwandelnden Gesellschaft nicht verloren.55 Das bedeutet, dass 




Die Höhe des notwendigen Stammkapitals und die mindestens einzuzahlende Summe sind 
aus dem GmbHG ersichtlich. Folgende Vorschriften sind hierfür maßgebend:  
• „Stammkapital und Stammeinlage müssen auf einen in Euro bestimmten Nennbetrag 
lauten. Das Stammkapital muß mindestens 35.000 Euro erreichen und besteht aus den 
Stammeinlagen der einzelnen Gesellschafter, deren jede mindestens 70 Euro betragen 
muß“56. 
• „Auf jede bar zu leistende Stammeinlage muß mindestens ein Viertel, jedenfalls aber 
ein Betrag von ‚70 Euro‛ eingezahlt sein; soweit auf eine Stammeinlage weniger als 
‚70 Euro‛ bar zu leisten sind, muß die Bareinlage voll eingezahlt sein. Auf die bar zu 
leistenden Einlagen müssen mindestens insgesamt 17.500 Euro eingezahlt sein.“57  
• „Mindestens die Hälfte des Stammkapitals muß durch bar zu leistende Stammeinlagen 
voll aufgebracht werden, sofern diese nicht gemäß [6a] Abs. 2 bis 4 niedriger sind.“58 
 
Das bedeutet, dass bei der GmbH sehr strenge gesetzliche Regelungen über das Mindestkapi-
tal bestehen. Die Liquiditätsbelastung aus den bar einzuzahlenden Beträgen beträgt € 17.500, 
die sich aber im Normalfall auf mehrere Gesellschafter aufteilt. Weiters wird auch gefordert, 
dass maximal € 17.500 des Stammkapitals in Sachanlagen geleistet werden.  
 
Bei der GmbH kann das Mindestkapital und die weiteren Einlage mittels Sacheinlage oder 
mittels Geldeinlage eingebracht werden. Sacheinlagen müssen sofort in vollem Umfang ge-
                                                 
54
 Vgl. SPE-Statut Art 5 Abs 1  
55
 Vgl. SPE-Statut Art 5 Abs 2  
56
 § 6 Abs 1 GmbHG 
57
 § 10 Abs 1 GmbHG 
58
 § 6a GmbHG 
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leistet werden. Prinzipiell muss mindestens die Hälfte der Einlage in bar geleistet werden. In 
dem Falle, bei dem die Gründung mit mehr als der Hälfte mit Sacheinlagen erfolgt, werden 
bei der Gründung die strengen aktienrechtlichen Vorschriften angewandt. Das bedeutet, dass 
zum Beispiel die Sacheinlage genau im Gesellschaftsvertrag angesetzt werden muss, ein 
Gründungsbericht gemacht werden muss und eine Prüfung durch einen Gründungsprüfer, der 
durch das Gericht bestellt wurde, durchgeführt werden muss.59 Dienstleistungen der Gründer 
sind nicht sacheinlagefähig.60  
 
2.3.2. Limited 
Bei der Limited fehlt ein gesetzlich festgesetztes Mindestkapital, da keine Regelung im Com-
panies Act 2006 vorgesehen ist. Es reicht somit ein Stammkapital von 1 GBP völlig aus.61 
Üblicherweise wird diese Summe auch als Stammkapital gewählt.62  
 
Zulässig bei der Kapitaleinbringung sind Geld-, Sacheinlagen und sogar Dienstleistungen.63 
Die Einlagen müssen auch nicht bei Gründung eingebracht werden. Es ist möglich, dies später 
ganz oder teilweise zu erledigen. Spätester Zeitpunkt der Einzahlung ist die Insolvenz der 
Gesellschaft (wenn dies in der Satzung vorgehen ist), jedoch muss dies auch schon früher 
geschehen, wenn die Geschäftsführer die Gesellschafter dazu auffordern.64 Die Differenz zwi-
schen eingezahltem und gezeichnetem Kapital wird als unpaid capital bezeichnet.65  
 
2.3.3. SPE 
Das SPE-Statut sieht für die SPE nur einen Euro Mindestkapital vor.66 In diesem Zusammen-
hang ist jedoch noch der sogenannte Solvenztest (vgl. Kapitel 2.9.3.) zu nennen, d.h. eine Er-
klärung als Voraussetzung für Ausschüttungen, ob die SPE ihre Verbindlichkeiten auch noch 
in einem Jahr begleichen wird können. Sollte dies nicht der Fall sein, fordert das europäische 
Parlament ein Mindestkapital von € 8.000. Ein weiterer Vorschlag zum Thema Mindestkapi-
                                                 
59
 Vgl. Borns (2006): S 15ff, § 20 iVm § 24 iVm § 25 AktG 
60
 Vgl. Van Husen/Krejci (2008): § 6 RZ 175 
61
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 29 
62
 Vgl. Segner et al. (2009): S 40 
63
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 29 
64
 Vgl. Segner et al. (2009): S 40 
65
 Vgl. Just (2008): RZ 210 
66
 Vgl. Art 19 Abs 4 SPE-Statut 
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tal kam von der schwedischen Ratspräsidentschaft des 2. Halbjahres 200967: Sie möchte eine 
Option für die Mitgliedstaaten einführen, ein höheres Mindestkapital von € 8.000 zu verlan-
gen. Zusammen mit anderen strittigen Punkten haben diese Uneinigkeiten in der Ausgestal-
tung des SPE-Statuts dazu geführt, dass die Verordnung nicht wie geplant am 1. Juli 2010 
verabschiedet wurde.68 
 
Weiters bestimmt das SPE-Statut, dass „die Anteile bei Ausgabe nicht in voller Höhe bezahlt 
werden müssen“69 und die „Anteilseigner […] im Einklang mit der Satzung der SPE das ver-
einbarte Entgelt entweder bar entrichten oder die vereinbarte Sacheinlage leisten [müssen].“70  
Schaffland erläutert dies noch genauer, indem er schreibt: „Hinsichtlich der Ausgestaltung des 
Kapitals besteht weitgehende Satzungsfreiheit. So müssen die Anteile nicht in voller Höhe 
eingezahlt werden.“71 Außerdem sind Geld- und Sacheinlagen zulässig.72 Feltl bejaht auch die 
Einlage von weiteren Vermögenswerten wie z.B.: die Verpflichtung zur Erbringung eigener 
Dienstleistungen.73 
 
2.4. Bestimmungen über die Satzung 
2.4.1. GmbH 
Um einen Gesellschaftsvertrag (= Satzung) abschließen zu können, ist ein Notariatsakt erfor-
derlich, was somit Schriftlichkeit des Gesellschaftsvertrages voraussetzt.74 Der Gesellschafts-
vertrag muss zumindest folgende Punkte regeln: 
• Firma und Sitz, 
• Unternehmensgegenstand, 
• Stammkapitalhöhe, 
• Von jedem Gesellschafter zu leistender Betrag (auf das Stammkapital).75 
 
 
                                                 
67
 Vgl. Bernecker (2010): S 3, Europäisches Parlament (2011) 
68
 Vgl. Bernecker (2010): S 3f 
69
 SPE-Statut Art 19 Abs 3 
70
 SPE-Statut Art 20 Abs 1 
71
 Schaffland (2008): S 4 
72
 Vgl. Schaffland (2008): S 4 
73
 Vgl. Feltl (2008b): W 160  
74
 Vgl. Bader et al. (2011): S 24, § 4 Abs 3 GmbHG 
75
 Vgl. Borns (2006): S 14, § 4 Abs 1 GmbHG 
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2.4.2. Limited 
Vor dem Companies Act 2006 bestand die Satzung einer Limited aus 2 Dokumenten:  
• Memorandum of association: Dieser Teil betraf das Außenverhältnis der Gesellschaft 
und enthielt beispielsweise den Namen, den Gesellschaftssitz und den Gesellschafts-
zweck des Unternehmens.  
• Articles of association: Hier wurden Aspekte des Innenverhältnisses behandelt wie 
Stimmrechte oder auch Rechte und Pflichten der Direktoren.76 
 
Nach dem Companies Act 2006 verlor das memorandum of association an Bedeutung. Es 
fungiert seither nur mehr als Gründungserklärung und erhält Angaben, wie etwa, dass die Un-
terzeichner die Gesellschaft gründen, wenigstens einen Anteil halten wollen und Gesellschaf-
ter dieser Gesellschaft werden wollen. Die Satzung selbst besteht nur mehr aus dem Gesell-
schaftsvertrag (articles of association), für die ein besonderes Musterdokument vorgesehen ist 
(model articles for private companies limited by shares), das beispielsweise die Abstim-
mungsrechte bei einer Gesellschafterversammlung, die Entlohnung der Direktoren und die 
voll eingezahlten Anteile regelt (dieses Dokument ist vorgesehen für Limiteds, die am oder 
nach dem 01.10.2009 gegründet wurden)77. Auch für das (verbleibende) memorandum of as-
sociation besteht eine eigene (Muster)form zur Übermittlung der Informationen.78  
 
Es können auch eigene articles of association beim companies house eingereicht werden. Ge-
schieht dies allerdings nicht, finden die Musterdokumente standardmäßig Anwendung. Wenn 
das Unternehmen die Musterdokumente unangepasst verwendet, muss keine Kopie an das 
companies house versandt werden.79 Daraus lässt sich ein Schriftlichkeitsgebot ableiten, da 
entweder eine Kopie der eigenen articles of asscociation verschickt werden muss oder die auf 
der Internetseite des companies house verfügbaren (schriftlich vorliegenden) Musterdoku-
mente verwendet werden müssen.  
 
Wie schon in Kapitel 2.2.2. erwähnt, ist zur Eintragung des Gesellschaftsvertrages in das Fir-
menbuch kein Notar erforderlich.  
 
                                                 
76
 Vgl. Silberberger (2007): S 23f 
77
 Vgl. Just (2008): RZ 32, companies house (a) 
78
 Vgl. Just (2008): RZ 32 
79
 Vgl. companies house (c)  
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2.4.3. SPE 
Die Regelungen über die Satzung der SPE lassen sich direkt aus dem SPE-Statut entnehmen. 
Art 8 des SPE-Statuts regelt, dass die „Satzung […] zumindest die in Anhang I dieser Ver-
ordnung genannten Punkte regelt“80. Somit müssen Angaben zum  Thema Gründung, Anteile, 
Kapital und Organisation der SPE in der Satzung der SPE geregelt sein. Konkret müssen hier 
beispielsweise der Name der SPE, das Gründungskapital und der Nennwert der Anteile, die 
von den Anteilseignern gehalten werden, genannt werden.81 Weiters muss die Satzung in 
schriftlicher Form vorliegen.82 
 
Durch die schon im Kapitel 2.2.3. beschriebene Gründungskontrolle besteht für die Gründer 
der SPE die Möglichkeit, durch eine Entscheidung für die Registergerichte die notarielle Be-
urkundung zu umgehen. Doch insbesondere diese neue Regelung stößt auf Widerstand. So 
schreibt Wedemann in ihrem Artikel „Die Europa-GmbH ante portas“: „So ruft in Deutsch-
land der Verzicht auf die notarielle Mitwirkung bei der Gründung den Widerstand der Lan-
desjustizverwaltungen und damit des Bundesrates […] hervor. Die Landesjustizverwaltungen 
befürchten, dass die Registergerichte mit zahlreichen unwirksamen Satzungen belastet wer-
den, wenn der Notar als Filter wegfällt […]“83. 
 
2.5. Gesellschaftssitz und Ort der Geschäftsleitung  
Da die Frage des Gesellschaftssitzes und des Ortes der Geschäftsleitung insbesondere für 
Zwecke der Besteuerung, die im Kapitel 4 behandelt werden, relevant ist, jedoch der Begriff 
des Sitzes auch in der Satzung einen wesentlichen Punkt darstellt, soll schon hier im gesell-
schaftsrechtlichen Kapitel 2 auf diese beiden Aspekte eingegangen werden.  
2.5.1. GmbH 
Nach österreichischem Steuerrecht bestimmen sich der Satzungsssitz und der Ort der Ge-
schäftsleitung nach § 27 BAO: 
 
Der Sitz ist in Absatz 1 bestimmt: „Körperschaften, Personenvereinigungen sowie Vermö-
gensmassen haben ihren Sitz im Sinn der Abgabenvorschriften an dem Ort, der durch Gesetz, 
Vertrag, Satzung, Stiftungsbrief und dergleichen bestimmt ist. Fehlt es an einer solchen Be-
                                                 
80
 SPE-Statut Art 8 Abs 1 
81
 Vgl. SPE-Statut Anhang I 
82
 Vgl. SPE-Statut Art 8 Abs 2 
83
 Wedemann (2010) 
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stimmung, so gilt als Sitz der Ort der Geschäftsleitung.“84 Absatz 2 definiert den Ort der Ge-
schäftsleitung: „Als Ort der Geschäftsleitung ist der Ort anzunehmen, an dem sich der Mittel-
punkt der geschäftlichen Oberleitung befindet.“85 
 
Für die GmbH besonders relevant ist auch § 5 Abs 2 GmbHG: „ Als Sitz der Gesellschaft ist 
der Ort zu bestimmen, an dem die Gesellschaft einen Betrieb hat, an dem sich die Geschäfts-
leitung befindet oder an dem die Verwaltung geführt wird. Von dieser Vorschrift darf aus 
wichtigem Grund abgewichen werden“86. Ein derartiger wichtiger Grund könnte vorliegen 
„wenn es der Gesellschaft nicht zugemutet werden kann, den Ort des Betriebes, der Ge-
schäftsleitung oder der Verwaltung als Sitz zu wählen. […] Dies kann etwa dann der Fall 
sein, wenn die Voraussetzungen für die ursprüngliche Sitzwahl nachträglich wegfallen und 
die Gesellschaft aus besonderen, plausiblen Gründen […] an ihrem Sitzort festhalten möch-
te“87. 
 
Die OGH-Erkenntnis vom 28.02.2010 beschreibt diesen Sachverhalt näher: Durch die Ab-
hängigkeit des Satzungssitzes der GmbH zu ihrem Betrieb, ihrer Verwaltung oder ihrer Ge-
schäftsleitung wird verhindert, dass ein willkürlicher Sitz gewählt wird. Dies ist besonders 
wichtig, da an die Sitzwahl ja der Gerichtsstand und die Zuständigkeit des Firmenbuchge-
richts gebunden sind.88  
 
Die GmbH kann ihren Satzungssitz nur in Österreich haben.89 Die überwiegende Literatur 
dagegen verbietet nicht die Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung ins Ausland (unter Bei-
behaltung des Satzungssitzes).90 Ein Beschluss über eine Verlegung des Satzungssitzes ins 
Ausland ist nichtig.91 Nach Fantur ist auch eine Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung in 
Drittstaaten möglich.92 
 
                                                 
84
 § 27 Abs 1 BAO 
85
 § 27 Abs 2 BAO 
86 § 5 Abs 2 GmbHG 
87
 Ratka (2008) : § 5 RZ 76  
88
 Vgl. OGH 18.02.2010, 6 Ob 10/10d, Fantur (2010) 
89
 Vgl. Gellis (2009): § 4 RZ 6 
90
 Vgl. Fantur (2004): S 59 
91 Vgl. Gellis (2009): § 4 RZ 7 
92
 Vgl. Fantur (2004): S 56 
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2.5.2. Limited 
Ihren Sitz hat die Limited in Großbritannien, da sie dort gegründet wurde und dort auch ihr 
registered office liegt.93 Das registered office kann auch nur das Büro eines Rechtsanwalts 
oder eines Buchprüfers sein und dient beispielsweise zur Zustellung offizieller Mitteilungen 
für die Gesellschaft. Durch die Bestimmung des Gesellschaftssitzes wird angegeben, ob die 
Gesellschaft ihren Sitz in England und Wales, Schottland oder Nordirland hat. Davon unter-
scheidet sich der satzungsmäßige Sitz, der die vollständige Adresse des registered office in-
nerhalb des gewählten Landes angibt. Der Gesellschaftssitz steht dann auch auf dem certifica-
te of incorporation.94  
 
Der place of central management and control (Ort der Geschäftsleitung) befindet sich dort, 
wo die wichtigsten Entscheidungen für das Unternehmen fallen bzw. von wo aus die Gesell-
schaft kontrolliert wird.95 
 
Ist die Limited hauptsächlich in Österreich tätig, wird sich auch der Ort der Geschäftsleitung 
in Österreich befinden. Der Satzungssitz befindet sich jedoch immer in Großbritannien und 
kann von dort auch nicht wegverlegt werden, da sich sonst die Gesellschaft auflösen würde. 96  
 
2.5.3. SPE 
Da die SPE sehr europarechtlich orientiert ist, müssen sich ihr Sitz und ihre Hauptverwaltung 
im Gemeinschaftsgebiet befinden.97 
 
Ihren internationalen Charakter beweist die SPE auch mit folgender Vorschrift: „Die Haupt-
verwaltung oder Hauptniederlassung einer SPE muss sich nicht im gleichen Mitgliedstaat 
befinden wie ihr eingetragener Sitz.“98 Somit kann der Sitz der SPE in andere Mitgliedstaaten 
verlegt werden und die SPE verliert dadurch weder ihre Rechtspersönlichkeit, noch muss sie 
gleichzeitig ihre Hauptniederlassung verlegen.99 Eine Verlegung des Sitzes darf jedoch nicht 
durchgeführt werden, wenn die SPE gerade liquidiert oder aufgelöst wird. Auch gibt es be-
sondere Regelungen für die Arbeitnehmermitbestimmung bei Sitzverlegung in ein Land, in 
                                                 
93
 Vgl. Just (2008): RZ 282 
94
 Vgl. Just (2008): RZ 87 
95
 Vgl. Just (2008): RZ 282  
96
 Vgl. Just (2008): RZ 283 
97 Vgl. SPE-Statut Art 7 
98
 SPE-Statut Art 7 
99
 Vgl. Fischer (2008) 
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dem die Arbeitnehmermitbestimmung geringer ist als im Herkunftsland.100 Die SPE kann eine 
vom tatsächlichen Registersitz vollkommen losgelöste Hauptniederlassung haben. Probleme 
ergeben sich bei der SPE dadurch, dass die Kunden mit der SPE nach dem Recht ihres Sitz-
staates kommunizieren müssen, wodurch sich ein für die Kunden ungewohnter Rechtsrahmen 
ergibt. Rechtlich ergibt sich hierdurch jedoch kein Problem, und somit werden durch die freie 
Wahl der Rechtsordnung Briefkastenfirmen ermöglicht. Somit ist eine Registrierung der 
Hauptverwaltung in einem anderen Land der Europäischen Union gesondert nicht erforder-
lich, was die SPE zu einer sehr flexiblen grenzüberschreitenden Rechtsform macht.101  
 
Das europäische Parlament forderte zudem noch einen Nachweis grenzüberschreitender Tä-
tigkeit. Sollte dieser Nachweis nicht erbracht werden, drohe die Umwandlung in eine nationa-
le Rechtsform, wobei als Nachweise auch beispielsweise eine grenzüberschreitende Gesell-
schaftsabsicht oder ein grenzüberschreitender Gesellschaftszweck möglich sind. Auch die 
schwedische Ratspräsidentschaft forderte einen transnationalen Charakter, wollte aber auch, 
dass sich Sitz und Hauptniederlassung zwei Jahre lang im selben Mitgliedstaat befinden, was 
wieder eine leichte Einschränkung des transnationalen Charakters darstellt. Gerade auch die 
Möglichkeit Sitz und Hauptniederlassung in unterschiedlichen Mitgliedstaaten haben zu kön-
nen, hat zum Scheitern der Verhandlungen beigetragen, da die Befürchtung besteht, dass die 
freie Sitzwahl die Arbeitnehmermitbestimmung beeinträchtigen könnte.102 
 
2.6. Arten von Anteilen und deren Übertragbarkeit 
In diesem Kapitel werden die Anteilsarten, die Übertragung von Anteilen und die Auswir-
kungen der Eintragung der Gesellschafter in die entsprechenden Verzeichnisse und Register 
erläutert.  
2.6.1. GmbH 
Die GmbH hat keine Unterteilung in Vorzugsanteile und „normale“ Anteile. Es ist unzulässig, 
einen GmbH-Anteil mit Vorzügen auszustatten.103 An einen Anteil sind Vermögensrechte, 
wie eine Beteiligung des Gesellschafters am Gewinn und am Liquidationserlös, Herrschafts-
                                                 
100
 Vgl. SPE-Statut S 10f 
101
 Vgl. Krejci (2008): S 32f 
102
 Vgl. Bernecker (2010): S 3f 
103
 Vgl. Gellis (2009): § 75 RZ 3 
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rechte, wie das Recht auf Bestellung der Unternehmensleitung, und Mitgliedschaftsrechte, 
wie der Sitz und die Stimme in der Generalversammlung, gebunden.104 
 
Die Übertragung eines Geschäftsanteils kann von der Zustimmung der GmbH oder anderen 
Voraussetzungen abhängen (vinkulierter Anteil). Diese Voraussetzungen sind aus dem Ge-
sellschaftsvertrag ersichtlich.105 Eine mögliche Voraussetzung ist, dass entweder alle Gesell-
schafter oder die Mehrheit der Gesellschafter oder einzelne Gesellschafter der Übertragung 
zustimmen müssen.106 Zur Übertragung eines Geschäftsanteils ist ein Notariatsakt erforder-
lich. Diese Anteilsübertragung muss vom Geschäftsführer unverzüglich dem Firmenbuch ge-
meldet werde, da nur der Gesellschafter ist, der im Firmenbuch als solcher vermerkt ist, je-
doch ist es bei formgerechter Übertragung auch möglich, dass der Gesellschafter sein Stimm-
recht ausübt, ohne dass seine Eintragung schon im Firmenbuch erfolgt ist.107  
 
2.6.2. Limited 
Die Limited kann Anteile ausgeben, die unterschiedliche Rechte und Pflichten haben. Mög-
lich sind beispielsweise ordinary shares, preferred shares oder deferred shares. Die preferred 
shares erhalten immer einen festen Zahlungsbetrag (unabhängig von der ausgeschütteten Di-
vidende) und werden auch in der Liquidation des Unternehmens bevorzugt. 108 Bei den ordi-
nary shares ist auch eine Unterteilung nach unterschiedlichen Stimmrechten möglich.109 Es 
besteht auch die Möglichkeit rückkaufbare und nicht rückkaufbare Anteile auszugeben.110 
 
Die articles of association können vorsehen, dass die Übertragung der Anteile an gewisse 
Voraussetzungen geknüpft ist. Damit soll verhindert werden, dass unkontrolliert Gesellschaf-
ter gewechselt werden können. Möglich ist beispielsweise auch ein Vorverkaufsrecht für die 
Gesellschafter.111 Die Anteile an einer Limited können prinzipiell frei übertragen werden. Zur 
Übertragung der Anteile ist kein Notariatsakt erforderlich. Die Eintragung des Gesellschafters 
in das Gesellschaftsregister ist nicht Voraussetzung, um den Anteil wirksam zu erwerben, 
                                                 
104
 Vgl. Gellis (2009): § 75 RZ 1 
105
 Vgl. Borns (2006): S 40, § 76 Abs 2 GmbHG 
106
 Vgl. Fantur (2011), § 77 GmbHG 
107  Vgl. Borns (2006): S 42, Gellis (2009): § 76  RZ 5,16, § 78 RZ 3, § 78 Abs 1 GmbHG, § 76 Abs 2 GmbHG,   
Zu den Regelungen zur Einzahlung der Anteile der GmbH siehe Kapitel 2.3.1. 
108
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 35, Model Articles for private companies limited by shares (22) 
109
 Vgl. Just (2008): RZ 213 
110
 Vgl. Just (2008): RZ 215 
111
 Vgl. Just (2008): RZ 244 
Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand gesellschaftsrechtlicher Aspekte 
Seite 20 
allerdings kann der Gesellschafter erst danach seine Rechte ausüben.112 Wie auch schon in 
Kapitel 2.6.2. beschrieben, hängt der Gesellschafterstatus eines neuen Gesellschafters von der 
Eintragung ins Gesellschaftsregister ab.113 
 
2.6.3. SPE 
Die SPE kann sowohl Stammanteile und Vorzugsanteile ausgeben. Auch weitere Anteilskate-
gorien sind möglich.114 Hierzu räumt das SPE-Statut den Unternehmern einen großen Gestal-
tungsspielraum in der Satzung ein. Beschränkungen dieses Spielraumes gibt es nur im Inte-
resse Dritter oder Minderheiten.115  
 
Die Bedingungen, zu denen die Anteile übertragen werden können, finden sich in der Sat-
zung. Es ist auch ein Verbot oder eine Beschränkung der Übertragung möglich. Um die Min-
derheitsgesellschafter zu schützen, müssen auch diese zustimmen, falls sie vom Verbot oder 
der Beschränkung betroffen sind.116 In SPE-Statut ist auch keine Notariatspflicht vorgesehen. 
Die Übertragung wird gegenüber Dritten erst dann wirksam, wenn die Anteilseigner in ein 
selbst geführtes Verzeichnis eingetragen sind, gegenüber der SPE selbst allerdings schon 
dann, wenn der Anteilseigner die Übertragung der SPE mitteilt.117 Somit ist der Anteilseigner 
schon mit Mitteilung an die SPE Gesellschafter.118 Diese Regelung kann mE so ausgelegt 
werden, dass Gesellschafter der SPE ihre Gesellschafterrechte auch ohne Eintragung in das 
Verzeichnis ausüben können, solange Rechte Dritter davon nicht berührt werden.119  
 
2.7. Gesellschafter, Gesellschafterversammlung und Gesellschafterhaftung 
Da der Bereich der Generalversammlung sehr umfangreich ist, soll hier nur auf die Aspekte 
der Häufigkeit der Einberufung, der einberufungsberechtigten Personen und auf die 
Beschlussquoren eingegangen werden, da diese Punkte die Grundbestandteile der Durchfüh-
rung einer Gesellschafterversammlung darstellen.  
                                                 
112
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 36 
113 Zu den Regelungen zur Einzahlung der Anteile der Limited siehe Kapitel 2.3.2. 
114
 Vgl. Schaffland (2008) 
115
 Vgl. SPE-Statut S 7f 
116
 Vgl. Krejci (2008): S 186; Vgl. SPE-Statut Art 27 Abs 1 
117
 Vgl SPE-Statut Art 16 Abs 4 
118
 Vgl. Krejci (2008): S 139 
119 Zu den Regelungen zur Einzahlung der Anteile der SPE siehe Kapitel 2.3.3. 
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2.7.1. GmbH 
Über die Anteilseigner, die Gesellschafter genannt werden, ist eine vom Geschäftsführer zu 
unterfertigende Liste der Gesellschafter für die Eintragung im Firmenbuch notwendig, die 
unter anderem den Namen, das Geburtsdatum und die übernommene Stammeinlage des je-
weiligen Gesellschafters ausweist. Dies ist erforderlich, da nur derjenige, der auch ins Fir-
menbuch eingetragen ist, als Gesellschafter gilt.120 Kommt es zu einer Übertragung eines An-
teils sind die Geschäftsführer verpflichtet, diese Änderung beim Firmenbuch anzumelden.121  
 
Die Generalversammlung, in der die Gesellschafter die Beschlüsse, die ihnen durch das Ge-
setz oder den Gesellschaftsvertrag obliegen, fassen, 122 ist im GmbHG genau geregelt. Die 
Häufigkeit der Einberufung bestimmt folgende Regelung:  
 
„Die Versammlung ist, soweit nicht eine Beschlußfassung außerhalb derselben zulässig ist, 
mindestens jährlich einmal und außer den im Gesetze oder im Gesellschaftsvertrage aus-
drücklich bestimmten Fällen immer dann zu berufen,  
• wenn es das Interesse der Gesellschaft erfordert, 
• insbesondere ohne Verzug dann, wenn sich ergibt, daß die Hälfte des Stammkapitals 
verloren gegangen ist. […]“123 
 
Prinzipiell wird die Generalversammlung von den Geschäftsführern einberufen, kann aber 
auch von Gesellschaftern einberufen werden, die über 10% der Stammeinlagen oder eines 
geringeren Betrages, der im Gesellschaftsvertrag bestimmt ist, verfügen, und die Einberufung 
unter Angabe des Grundes begehren. Kommt der Geschäftsführer diesem Verlangen nicht 
nach, können auch die berechtigten Gesellschafter die Einberufung bewirken. Es ist auch 
möglich, dass durch den Gesellschaftsvertrag oder durch das Gesetz andere Personen berech-
tigt werden, die Generalversammlung einzuberufen, oder einen geringeren Anteil am Stamm-
kapital der einberufungsberechtigten Gesellschafter im Gesellschaftsvertrag vorzusehen.124 Es 
besteht auch die Möglichkeit einer Einberufung durch den Aufsichtsrat.125  
 
                                                 
120
 Vgl. Gellis (2009): § 78 RZ 1, § 78 Abs 1 GmbHG, § 11 GmbHG, § 5 Z 6 FBG, § 9 Abs 1 GmbHG 
121
 Vgl. § 26 Abs 1 GmbHG, Gellis (2009): § 78 Abs 1 
122
 Vgl. § 34 Abs 1 GmbHG 
123
 § 36 Abs 2 GmbHG 
124
 Vgl.  § 36 Abs 1 iVm § 37 Abs 1, 2 GmbHG 
125
 Vgl. § 30j Abs 4 GmbHG, Gellis (2009): § 30j RZ 9 
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Um beschlussfähig zu sein, müssen mindestens 10% des Stammkapitals anwesend sein. Für 
die Beschlussfassung selbst genügt die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Beides 
ist unter dem Vorbehalt zu sehen, dass im Gesellschaftsvertrag und im Gesetz nichts anderes 
vorgesehen ist.126 Soll der Gesellschaftsvertrag geändert werden, ist eine Dreiviertelmehrheit 
der abgegebenen Stimmen erforderlich (und in diesem Zusammenhang auch für eine Kapital-
erhöhung bzw. -herabsetzung, da hierfür eine Änderung des Gesellschaftsvertrages erforder-
lich ist).127 Soll der Unternehmensgegenstand geändert werden, bedarf dies der Einstimmig-
keit (im Gesellschaftsvertrag kann aber auch etwas anderes bestimmt sein).128 Ebenso mög-
lich ist ein Umlaufbeschluss und zwar in dem Fall, „daß sämtliche Gesellschafter sich im ein-
zelnen Falle schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder doch mit der Abstimmung im 
schriftlichen Wege einverstanden erklären“129. Die Mehrheit wird hierbei nicht nach den ab-
gegebenen Stimmen, sondern nach allen Stimmen, die den Gesellschaftern zustehen, berech-
net.130 
 
Ein weiterer wichtiger Punkt in Bezug auf die Gesellschafter ist die Durchgriffshaftung. Gel-
lis beschreibt den Begriff der Durchgriffshaftung folgendermaßen: „Unter Durchgriffshaftung 
wird die private Zusatzhaftung von Verbandsmitgliedern für Schulden der Verbandsperson 
verstanden.“131 Die Rechtssprechung sieht eine Durchgriffshaftung bei folgenden Tatbestän-
den vor:  
• Qualifizierte Unterkapitalisierung: Dies ist dann der Fall, wenn eine GmbH über eine 
derartig unzureichende Eigenkapitalausstattung verfügt, dass ein Misserfolg, der zu 
Lasten der Gläubiger geht, mit einem das gewöhnliche Geschäftsrisiko deutlich über-
steigenden Risiko eintreten wird.132 
• Sphärenvermischung: Dieser Tatbestand liegt dann vor, wenn das Vermögen der Ge-
sellschafter nicht mehr genau vom Vermögen der Gesellschaft getrennt werden 
kann.133 
• Leitungsmacht: Dies liegt dann vor, wenn ein Gesellschafter einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Gesellschaft nimmt und dadurch Gläubiger geschädigt werden.134 
                                                 
126
 Vgl. § 38 Abs 6 iVm § 39 Abs 1 GmbHG 
127
 Vgl. § 50 Abs 1 iVm § 52 Abs 1 iVm § 54 Abs 1 GmbHG 
128
 Vgl. § 50 Abs 3 GmbHG  
129§ 34 Abs 1 GmbHG 
130
 Vgl. § 34 Abs 2 GmbHG 
131
 Gellis (2009): § 61 RZ 8 
132
 Vgl. Scholz (2008): S 58, Gellis (2009): § 61 RZ 8 
133
 Vgl. Fantur (2005): S 19, OGH 29.04.2004, 6 OB 313/03B 
134
 Vgl. Fantur (2005): S 19, OGH 29.04.2004, 6 OB 313/03B, Huemer et al. (2009): S 176 
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• Missbrauch der Organisationsfreiheit (=Instituts- und Rechtsformmissbrauch): Dieser 
Tatbestand liegt dann vor, wenn es zu einer künstlichen Aufspaltung und zu einer 
Auslagerung riskanter Geschäfte in die GmbH kommt.135 
• Existenzvernichtender Eingriff: Der BGH hat eine Durchgriffshaftung auch dann be-
jaht, wenn der Gesellschafter dem Gesellschaftsvermögen Vermögensgegenstände oh-
ne Ausgleich entnimmt, die diese zur Begleichung ihrer Verbindlichkeiten benötigt.136  
• Verhinderung einer Reorganisation durch Weisung: Diese Haftung nach § 25 URG 
tritt dann ein, wenn der Gesellschafter den Geschäftsführer angewiesen hat, keine Re-
organisation durchzuführen, obwohl diese geboten wäre.137 
• Konkursverschleppung: Dies tritt dann ein, wenn der Gesellschafter den Geschäftsfüh-




Die Namen der subscribers (Gesellschafter, die das memorandum of association unterzeich-
net haben) sollen in das Gesellschaftsregister aufgenommen werden. Geschieht dies jedoch 
nicht, gefährdet das ihren Status als Gesellschafter nicht. Bei neuen Gesellschaftern (nach 
Übertragung der Anteile) hängt ihr Gesellschafterstatus jedoch nur davon ab, ob sie ins Ge-
sellschaftsregister eingetragen sind. Verantwortlich für diese Eintragung sind die Direkto-
ren.139 Da auch bei einer Eintragung der Limited in das österreichische Firmenbuch eine Ge-
sellschafterliste beizulegen ist, ist es ebenso erforderlich, eine Änderung der angegebenen 
Daten (in dem Fall des Gesellschafterwechsels) dem Firmenbuch zu melden.140 
 
Es gibt ein annual general meeting (einmal im Jahr einberufen), dass jedoch seit dem Com-
panies Act 2006 nicht mehr verpflichtend einberufen werden muss, und ein extraordinary 
general meeting. Letzteres wird einberufen, wenn es notwendig ist einen Gesellschafterbe-
schluss zu treffen.141 Dies kann zum Beispiel zur Abberufung eines Directors notwendig 
sein.142 
 
                                                 
135
 Vgl. Fantur (2005): S 19, OGH 29.04.2004, 6 OB 313/03B, Huemer et al. (2009): S 176 
136
 Vgl. Scholz (2008): S 59, Huemer et al. (2009): S 176 
137
 Vgl. Huemer et al. (2009): S 176 
138
 Vgl. Huemer et al. (2009): S 176 
139
 Vgl. Just (2008): RZ 98,89 
140
 Vgl. WKO (f), § 10 Abs 1 FBG  
141
 Vgl. Silberberger (2007): S 22 f, Just (2008): RZ 103 
142
 Vgl. Just (2008): RZ 192 
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Bei der Limited gibt es einerseits eine Beschlussfassung im Rahmen einer Gesellschafterver-
sammlung, bei der jeder Anwesende genau eine Stimme hat, was jedenfalls für Mehrheitsge-
sellschafter nachteilig ist. Jedoch kann auch nach einer derartigen Abstimmung durch show of 
hands eine Abstimmung durch Kapitalanteile verlangt werden (poll). Die Einberufung ist im 
Grunde Aufgabe der Direktoren, jedoch kann die Einberufung auch von Gesellschaftern ver-
langt werden, die über 10% des eingezahlten Stammkapitals verfügen und die bei der Gene-
ralversammlung stimmen dürfen. Gibt es kein eingezahltes Stammkapital gelten als Grenze 
10% der gesamten Stimmrechte.143 In Ausnahmefällen kann auch das Gericht fordern, dass 
eine Generalversammlung einberufen wird.144 Falls die Direktoren diesem Begehren nicht 
entsprechen, besteht auch die Möglichkeit, dass die berechtigten Mitglieder selbst eine Gene-
ralversammlung einberufen.145 Außerdem ist es möglich Beschlüsse im Umlaufverfahren zu 
verabschieden.146 
 
Um beschlussfähig zu sein, bedarf es der Anwesenheit von mindestens zwei Gesellschaf-
tern.147 Bei der Beschlussfähigkeit kann zwischen ordinary und special resolution unterschie-
den werden.148 Eine ordinary resolution wird mit einfacher Stimmenmehrheit verabschiedet, 
jedoch kann das Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag auch ein anderes Mehrheitserfordernis 
vorsehen. Diese Beschlüsse, bei denen eine einfache Mehrheit genügt, können auch durch 
eine special resolution verabschiedet werden.149 Es ist erforderlich, dass die special resolution 
genau als solche bezeichnet wird und ist beispielsweise bei einer Änderung der articles of 
association und bei bedeutenden Transaktionen mit Direktoren erforderlich. Solche Beschlüs-
se werden mit Dreiviertelmehrheit verabschiedet.150 Auch ohne dass sich die Anteilseigner 
getroffen haben und ihr Beschluss schriftlich vorliegt, ist ein einstimmiger Beschluss wirk-
sam.151 
 
Da die Gesellschafterhaftung gesellschaftsrechtlich zu qualifizieren ist, kommt englisches 
Recht zur Anwendung, wodurch die österreichischen Haftungsdurchgriffstatbestände nicht 
maßgebend sind. In der englischen Rechtssprechung gibt es das single economic unit argu-
ment, das insbesondere Konzernsachverhalte regelt und daher nicht näher betrachtet wird, das 
                                                 
143
 Vgl. Sec. 303 (1), (3) CA 2006 
144
 Vgl. Sec. 306 CA 2006 
145
 Vgl. Just (2008): RZ 106, Sec. 305 CA 2006 
146
 Vgl. Just (2008): RZ 112 
147
 Vgl. Just (2008): RZ 110 
148
 Vgl. Sec. 282 und Sec. 283 CA 2006 
149
 Vgl. Just (2008): RZ 114  
150
 Vgl. Just (2008): RZ 115 
151
 Vgl. Just (2008): RZ 112 
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corporate veil argument, das auf eine missbräuchliche Verwendung der Rechtsform abstellt, 
und das agency argument, bei dem die Limited nur als Marionette für einen Hintermann fun-
giert. De facto ist aber eine Durchgriffshaftung auf die Gesellschafter eher selten, weil das 
englische Gesellschaftsrecht keine Treuepflichten der Gesellschafter gegenüber der Gesell-
schaft kennt. Nicht möglich ist derartige Haftung wegen qualifizierter Unterkapitalisierung, 
Sphärenvermischung und wegen existenzvernichtenden Eingriffs, da dies österreichische 
(bzw. an das deutsche Recht) angelehnte Rechtsinstitute sind.152 Mit dem corporate veil ar-
gument vergleichbar ist mE der Missbrauch der Organisationsfreiheit, und die Leitungsmacht 
könnte in dem agency argument ein Äquivalent finden. Somit ist die Durchgriffshaftung bei 
den Gesellschaftern der Limited nur auf die englischen Tatbestände reduziert. Auch eine Haf-
tung nach wrongful trading kann es für den Gesellschafter geben und zwar dann, wenn dieser 
als sogenannter Schattendirektor die Tätigkeit des tatsächlichen Geschäftsführers beeinflusst 
hat.153 Eine Haftung nach §§ 22 ff URG kann bei der Limited nicht beim Geschäftsführer und 
somit auch nicht beim Gesellschafter zum Tragen kommen, da es im Companies Act 2006 
keine Redepflicht beispielsweise bei einer erkannten Bestandsgefährdung gibt.154  
 
2.7.3. SPE 
Das Leitungsorgan hat ein Verzeichnis der Gesellschafter zu erstellen, das Name und An-
schrift der Anteilseigner und den Nennwert der gehaltenen Anteile enthält. Auch Übertragun-
gen von Anteilen werden in dieses Verzeichnis aufgenommen.155 Dieses Verzeichnis gehört 
nicht zu den Dokumenten, die die Mitgliedstaaten von der zu gründenden SPE verlangen 
können, es kann aber von den Anteilseigner selbst oder von Dritten auf deren Verlangen 
überprüft werden.156 
 
Eine gesellschaftsrechtliche Besonderheit weist die SPE bei ihrer Generalversammlung auf. 
Diese existiert bei dieser Gesellschaftsform überhaupt nicht. Zur Annahme von Beschlüssen 
ist also eine solche Zusammenkunft gar nicht erforderlich. Es kann dadurch auch nicht auf die 
bei der Abstimmung anwesenden Stimmen abgestellt werden, sondern es kommt auf die Mei-
nung aller Gesellschafter an. Somit erfolgt die Beschlussfassung durch einen Umlaufbe-
schluss. Der Geschäftsführer sendet an jeden Gesellschafter einzeln die Beschlussvorlagen 
                                                 
152
 Vgl.  Brinkmeier/Mielke (2007): S 126f 
153
 Vgl. Bachner (2007): S 76 
154
 Vgl. Bachner (2007): S 73 
155
 Vgl. SPE-Statut Art 15 Abs 1 iVm Art 16 Abs 3 
156
 Vgl. SPE-Statut Art 10 Abs 1 iVm Art 15 Abs 3 
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zusammen mit weiteren Informationen. Die Stimmen werden dem Leitungsorgan in weiterer 
Folge zugesandt.157  Art 27 Abs 1 und 2 des SPE-Statuts bestimmt die Beschlussgegenstände, 
die mit einfacher Mehrheit (z.B.: bei Ausschüttung an die Anteilseigner oder Erwerb eigener 
Anteile) oder mit qualifizierter (=Zweidrittelmehrheit) (z.B.: bei Ausschluss eines Anteilseig-
ners oder Erhöhung/Herabsetzung des Stammkapitals) beschlossen werden.158 Krejci sieht in 
dieser Art der Willensbildung viele Probleme wie z.B.: Manipulationen durch den Geschäfts-
führer, indem dieser den Gesellschaftern nicht alle Informationen zukommen lässt, oder das 
Fehlen einer gemeinsamen Willensbildung durch die gemeinsame Diskussion.159 Allerdings 
ist es möglich in der Satzung festzusetzen, dass eine Hauptversammlung für manche oder alle 
Beschlüsse stattzufinden hat, was die oben genannte Problematik entschärft. Wird dies festge-
setzt, ist in der Satzung auch beispielsweise darzulegen, wie die Hauptversammlung einzube-
rufen ist und deren Arbeitsmethoden.160  
 
Beschlussanträge stellt grundsätzlich das Leitungsorgan. Ebenso können die Gesellschafter 
einen Antrag stellen, wenn sie mindestens über fünf Prozent der anteilsgebundenen Stimm-
rechte verfügen. Die Satzung kann auch einen geringeren Prozentsatz vorsehen. Wird dieser 
Antrag vom Leitungsorgan nicht bearbeitet, können auch die antragsberechtigten Gesellschaf-
ter diese Aufgabe durchführen.161 Über ein Antragsrecht durch ein Gericht oder einen Auf-
sichtsrat äußert sich das SPE-Statut nicht. 
 
Bei der SPE gibt es eine Durchgriffshaftung auf die Gesellschafter. Diese wird beispielsweise 
in folgenden Fällen bejaht: qualifizierte Unterkapitalisierung, Sphärenvermischung, faktische 
Geschäftsführung, Instituts- und Rechtsformmissbrauch und Haftung wegen existenzvernich-
tenden Eingriffs. Da das SPE-Statut zu diesem Themenkomplex keine Aussage trifft und bei 
diesen Punkten auch nicht auf die Satzung der SPE verweist, ist für die Durchgriffshaftung 
auf das nationale Recht des Sitzstaates zurückzugreifen.162 Somit ist auch eine Durchgriffs-




                                                 
157
 Vgl. SPE-Statut Art 27 Abs 3, Krejci (2008): S 132ff 
158
 Vgl. SPE-Statut Art 27 Abs 1 und 2  
159
 Vgl. SPE-Statut Art 27 Abs 3, Krejci (2008): S 132f 
160
 Vgl. SPE-Statut Anhang I Kapitel V 
161
 Vgl. Krejci (2008): S 132f, SPE-Statut Art 29 Abs 1,3 
162
 Vgl. Krejci (2008): S 64f, SPE-Statut S 7 
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2.8. Geschäftsführung, Geschäftsführerhaftung und Geschäftsführerbeauf-
sichtigung  
2.8.1. GmbH 
Die Vertretung der Gesellschaft erfolgt sowohl gerichtlich als auch außergerichtlich durch den 
Geschäftsführer. Die Gesellschaft wird auch durch Geschäfte des Geschäftsführers, die er in 
ihrem Namen abschließt, berechtigt und verpflichtet.163 Es ist möglich, dass die Gesellschaft 
einen oder auch mehrere Geschäftsführer hat.164 Die Befugnisse des Geschäftsführers zur 
Vertretung der Gesellschaft können aber im Gesellschaftsvertrag, durch einen Beschluss der 
Gesellschafter oder durch Anordnung des Aufsichtsrates eingeschränkt werden.165 Es ist auch 
möglich den einzelnen Geschäftsführern bestimmte Aufgaben(bereiche) zuzuweisen.166 Bei 
der Geschäftsführerhaftung unterscheidet man zwischen Innen- und Außenhaftung.167  
 
Die Innenhaftung begründet sich in § 25 GmbHG. Nach dieser Bestimmung „[sind] die Ge-
schäftsführer […] der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, bei ihrer Geschäftsführung die 
Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden.“168 Laut Fritz hat dieser Paragraph 
eine Doppelfunktion: Der Geschäftsführer soll durch diese Vorschriften angehalten werden 
seinen Pflichten gegenüber der Gesellschaft nachzukommen. Andererseits müssen Nachteile, 
die der Gesellschaft aus dieser Pflichtverletzung erwachsen, kompensiert werden.169 
 
Die Außenhaftung bezieht sich auf eine direkte Haftung gegenüber Dritten. Dies ist möglich, 
wenn spezielle Haftungsbestimmungen oder auch Schutzgesetze iSd § 1311 ABGB verletzt 
werden.170 Ein Beispiel für die Verletzung eines Schutzgesetzes wäre die Nichterfüllung der 
Insolvenzantragspflicht gem. § 69 IO.171 Um nur einige weitere Fälle von Außenhaftung zu 
nennen, seien die Haftung für die Einhaltung von Verwaltungsvorschriften iSd § 9 Abs 1 
VStG oder auch die Haftung wegen Vermögens- und Sphärenvermischung, die den gleichen 
Tatbestand wie unter Kapitel 2.7.1. beschriebt, jedoch mit dem Unterschied, dass eine Vermi-
schung mit dem Privatvermögen des Geschäftsführers stattfindet. Auch im GmbHG selbst 
finden sich Haftungstatbestände, wie die Haftung des Geschäftsführers, wenn ausstehende 
                                                 
163
 Vgl. § 18 Abs 1 iVm § 19 GmbHG 
164
 Vgl. § 15 Abs 1 GmbHG 
165
 Vgl. § 20 Abs 1 GmbHG 
166
 Vgl. § 28 Abs 1 GmbHG 
167
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 1/63 – RZ 1/71 
168
 § 25 Abs 1 GmbHG,  
169
 Vgl. Fritz (1998): W 43 
170
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 1/71, § 1311 ABGB 
171
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 2/331, § 69 IO 
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Stammeinlagen eingefordert werden und der Geschäftsführer diese Stammeinlagen nicht beim 
Firmenbuch angemeldet.172 Auch noch erwähnt werden soll die Vertreterhaftung gem. § 9 
BAO, wonach die Geschäftsführer dann für die Abgaben haften, wenn die Abgaben nicht ein-
gebracht werden können und dies auf eine Verletzung der Pflichten der Geschäftsführer zu-
rück zu führen ist.173 
 
Für die Überwachung der Geschäftsführung zuständig ist der Aufsichtsrat. Ein solcher muss 
beispielsweise dann bestellt werden, wenn im Durchschnitt mehr als dreihundert Arbeitneh-
mer im Unternehmen beschäftigt sind oder das Stammkapital mehr als € 70.000 beträgt.174 
Die Arbeitnehmermitbestimmung erfolgt indem der Betriebsrat Arbeitnehmervertreter in den 
Aufsichtsrat entsendet.175 Besteht kein Aufsichtsrat, ist es Aufgabe der Gesellschafterver-
sammlung den Geschäftsführer zu überwachen.176 
 
2.8.2. Limited 
Bei dieser Gesellschaftsform obliegt die Vertretung den Directoren. Ihre Befugnisse können  
jedoch in den articles of association eingeschränkt werden.177 Manche Befugnisse sind auch 
von Gesetzes wegen eingeschränkt.178 Laut dem Companies Act 2006 ist es nötig, dass die 
Gesellschaft mindestens einen Director hat.179 Es ist auch möglich, dass den Direktoren be-
stimmte Aufgaben übertragen werden (Aufgabenteilung).180 Für eine in Österreich in das 
Firmenbuch eingetragene Zweigniederlassung einer Limited gilt bei gesellschaftsrechtlichen 
Pflichten, wie den Sorgfaltspflichten des Geschäftsführers gegenüber der Gesellschaft, briti-
sches Recht, was hier insbesondere die Innenhaftung betrifft.  
 
Bezüglich der Innenhaftung ergab sich ein Wandel in der Rechtsprechung. Der Director der 
Limited musste früher nur dafür einstehen, dass er mit der erforderlichen Sorgfalt gehandelt 
hat und konnte sich daher darauf berufen, falsch ausgesucht worden zu sein. Seit dem Jahr 
1991 gab es aber eine Veränderung in der Rechtsmeinung. Nun muss der Director für alle 
Kenntnisse, die aufgrund seiner Position von ihm erwartet werden können und die er tatsäch-
                                                 
172
 Vgl. Ratka et al (2011): RZ 2/320, RZ 2/331, 64 Abs 2 GmbHG 
173
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 7/5, § 9 Abs 1 BAO 
174
 Vgl. § 29 Abs 1 Z 1,2  iVm 30j GmbHG, Vgl. Enzinger (2008): RZ 73   
175
 Vgl .§ 110 Abs 1, 6 Z1 ArbVG 
176
 Vgl. § 35 Abs 1 Z 5 GmbHG 
177
 Vgl. Silberberger (2007): S 20 
178
 Vgl. Just (2008): RZ 144 
179
 Vgl. Just (2008): RZ 137 
180
 Vgl. Just (2008): RZ 145 
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lich besitzt, einstehen.181 Tatbestände der Innenhaftung liegen im englischen Recht bei fol-
genden Sachverhalten vor : „fiduciary duty“, eine Handlungspflicht, „in good faith for the 
best interests of the company“, die eine Treuepflicht darstellt, oder die allgemeinen Sorgfalts-
pflicht der „duty of care and skill“.182 
 
Bei der Außenhaftung kennt das britische Recht den Tatbestand des fraudulent trading und 
des wrongful trading. Der Tatbestand des fraudulent trading liegt dann vor, wenn der Direc-
tor Geschäfte der Gesellschaft während deren Abwicklung, wobei hiervon jede Abwicklung 
und nicht nur die Insolvenz der Gesellschaft betroffen ist, mit dem Zweck Gläubiger oder 
andere Personen zu täuschen oder in betrügerischer Absicht, fortgeführt.183 Unter wrongful 
trading wird die Verpflichtung der Directoren verstanden, ein Abwicklungsverfahren einzu-
leiten, sobald keine begründete Aussicht mehr besteht, dass die Insolvenz der Gesellschaft 
abgewendet werden kann.184 Hier überwiegt allerdings der insolvenzrechtliche Charakter, was 
dazu führt, dass über die Anwendung der EUInsVO österreichisches Recht (das Recht des 
Sitzstaates) anzuwenden ist.185 Hierzu meint auch Bachner, „dass sowohl die Pflicht selbst als 
auch die als Sanktion bei Nichtbeachtung eintretende persönliche Haftung der organschaftli-
chen Vertreter aus österreichischer Sicht mangels ausdrücklicher Kollisionsnorm über den 
Grundsatz der stärksten Beziehung […] insolvenzrechtlich an das Recht desjenigen Mitglied-
staates anzuknüpfen sind, dessen Gerichte im Hinblick auf das COMI [center of main interest, 
Anmerkung der Autorin] der Gesellschaft zur Eröffnung eines Insolvenzverfahrens zuständig 
sind.“186 Zusätzlich haftet der Director der englischen Limited auch nach österreichischem 
Recht, wenn er öffentlich-rechtliche Vorschriften wie beispielsweise die Bundesabgabenord-
nung oder das Sozialversicherungsgesetz verletzt, worunter auch der Fall der Nichtabgabe 
von Kommunalsteuer, Dienstgeberbeitrag und Dienstgeberzuschlag fällt (abgabenrechtliche 
Haftung).187 Eine Haftung nach § 22 ff URG gibt es für den Geschäftsführer der Limited nicht 
(Vgl. Kapitel 2.7.2.).  
 
Der Limited sind ein Aufsichtsrat und die mit diesem in Zusammenhang stehende Arbeitneh-
mermitbestimmung fremd.188 Da sie ein monistisches System hat, besteht bei dieser Gesell-
                                                 
181
 Vgl. Feltl (2008a): S 107 
182
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 2/352 
183
 Vgl. Just (2008): RZ 181 
184
 Vgl. Feltl (2008a): S 223f 
185
 Vgl. Ratka et al. (2011): RZ 2/352 
186
 Bachner (2007): S 60 
187
 Vgl. Gahleitner et al. (2009): S 8 
188
 Vgl. Gahleitner et al. (2007) 
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schaft die Möglichkeit im borad of directors non-executive-directors zu ernennen, gesetzlich 




Im SPE-Statut wird die Geschäftsführung nur als Leitungsorgan bezeichnet. Die SPE selbst 
kann sich daher aussuchen, wie sie seine Unternehmensleitung bezeichnet (Vorstand, Ge-
schäftsführung, Geschäftsleitung, etc.). Das Leitungsorgan muss wie bei der GmbH und bei 
der Limited das Unternehmen leiten und darf alle Befugnisse, die nicht durch die Satzung 
oder die Verordnung den Gesellschaftern vorbehalten sind, ausüben.190 Es ist möglich, dass 
die SPE einen oder mehrere Geschäftsführer hat.191 Eine Ressortverteilung wird im SPE-
Statut nicht geregelt.   
 
Bezüglich der Innenhaftung der Geschäftsführung beschreibt Art 31 SPE-Statut, dass „[…] 
ein Mitglied der Unternehmensleitung jede Situation [vermeidet], von der vernünftigerweise 
davon ausgegangen werden kann, dass sie zu einem aktuellen oder potenziellen Interessens-
konflikt zwischen seinen persönlichen Interessen und den Interessen der SPE bzw. zwischen 
seinen Verpflichtungen gegenüber SPE und seiner Pflicht gegenüber anderen juristischen oder 
natürlichen Personen führt.“192 Weiters ist das Leitungsorgan für alle Handlungen bzw. auch 
unterlassene Handlungen verantwortlich, durch die es gegen seine Pflichten infolge von kon-
kreten getroffenen Anforderungen verstößt und dadurch der Gesellschaft ein Schaden ent-
standen ist (konkret getroffene Anforderungen durch Verordnung, SPE-Statut oder durch Ge-
sellschafterbeschluss).193 
  
Da das SPE-Statut aber viele Haftungstatbestände nicht näher beschreibt, fällt die Geschäfts-
führerhaftung auch unter das nationale Recht jenes Mitgliedstaates, in dem die SPE ihren Sitz 
hat.194 Dies kommt dann besonders bei im nationalen Recht genauer geregelten Tatbeständen, 
wie der Insolvenzverschleppungshaftung, zur Anwendung und deckt somit den Bereich der 
Außenhaftung ab (siehe dazu Außenhaftungstatbestände in Kapitel 2.8.1.). 
 
                                                 
189
 Vgl. Feltl (2008a):S 49f 
190
 Vgl. Krejci (2008): S 118f 
191
 Vgl. SPE-Statut S 9 
192
 SPE-Statut Art 31 Abs 3 
193
 Vgl. Krejci (2008): S 121f, SPE-Statut Art 31 Abs 4 
194
 Vgl. SPE-Statut Art 31 Abs 5 
Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand gesellschaftsrechtlicher Aspekte 
Seite 31 
Da sich die Arbeitnehmermitbestimmung nach dem Recht des Sitzstaates der Gesellschaft 
richtet, sollte auch eine SPE, die die Voraussetzungen wie unter Kapitel 2.8.1. beschrieben 
erfüllt, einen Aufsichtsrat haben, der die Geschäftsführung überwacht und der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsrat entsendet. Allerdings wird im Anhang I des SPE-Statuts ein Wahlrecht zur 
Einrichtung eines solchen Organs eingeräumt, womit es bei der SPE noch keinen obligatori-
schen Aufsichtsrat gibt und somit auch die Arbeitnehmermitbestimmung fraglich ist.195 Be-
züglich der Beaufsichtigung der Geschäftsführung wird unterschieden, ob sich die SPE für ein 
monistisch oder ein dualistisches System entscheidet (Wahlrecht). Nur im Falle des zweiten 
Systems gibt es ein Kontrollorgan.196  
 
2.9. Gewinnverteilung 
Hier werden der ausschüttungsfähige Gewinn, ein etwaiger Bilanztest zum Zwecke der Kapi-
talerhaltung und die Reglung zur Aufteilung der Ausschüttung erläutert.  
2.9.1.GmbH 
Gellis beschreibt die Vorgehensweise bei der Entscheidung über die Ausschüttung des Bi-
lanzgewinns (=Jahresgewinns): „Ein Gewinnverteilungsbeschluss ist nur dann zu fassen, 
wenn der Gesellschaftsvertrag das vorsieht, sonst sind hiefür die Geschäftsführer zuständig. 
Fehlt es an gesellschaftsvertraglicher Bestimmungen, ist der gesamte Gewinn an die Gesell-
schafter auszuschütten.“197 Auch der Gewinnvortrag oder ein eventueller Verlustvortrag aus 
früheren Jahren ist zum Bilanzgewinn zu rechnen.198 Eine willkürliche Rücklagenbildung aus 
dem Gewinn, der somit den ausschüttungsfähigen Betrag reduziert, ist nur bei Vorliegen einer 
gesellschaftsvertraglichen Reglung möglich. Daher ist auch nur in diesem Fall ein Gewinn-
verteilungsbeschluss erforderlich.199 Nicht gebundene Kapitalrücklagen und Gewinnrückla-
gen dürfen, soweit keine entsprechende Satzungsbeschränkung besteht, jederzeit aufgelöst 
und ausgeschüttet werden.200 Zwingend erforderlich ist es eine gesetzliche Rücklage gem. 
§ 229 Abs 6 UGB zu bilden, wobei jedes Jahr 5% des Jahresüberschusses zu verwenden sind, 
bis die gesamten gebunden Rücklagen einen Betrag von mind. 10% des Nennkapitals errei-
chen.201 Bei der GmbH wird der Ausschüttung der UGB-Abschluss zu Grunde gelegt, der 
eine Ausschüttungssperrfunktion in jener Weise erfüllt, dass nur der Bilanzgewinn (nach Bil-
                                                 
195
 Vgl. SPE-Statut Art 43 Abs 1, SPE-Statut Anhang I, Krejci (2008): S 147f 
196
 Vgl. Gaude et al. (2009): S 858 
197
 Gellis (2009): § 35 RZ 3, Vgl. § 35 Abs 1 Z 2 iVm § 22 Abs 2 GmbHG 
198
 Vgl. Gellis (2009): § 35 RZ 4, § 231 Abs 2 Z 28 UGB 
199
 Vgl. Kalss et al. (2008): RZ 4/391 
200
 Vgl. KWT (2001): S 10  
201
 Vgl. § 229 Abs 6 UGB 
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dung und Auflösung von Rücklagen) ausgeschüttet werden darf.202 Eine Ausschüttungssperre 
tritt auch bei Bestehen einer Unterbilanz ein, was bedeutet, dass das Gesellschaftsvermögen 
nicht mehr das Stammkapital deckt.203 Sollte im Gesellschaftsvertrag nichts Bestimmtes gere-
gelt ein, richtet sich die Gewinnverteilung nach dem Verhältnis der eingezahlten Stammeinla-
gen.204  
 
Zur Besteuerung der Gewinnausschüttungen siehe Kapitel 4.2.1.  
 
2.9.2. Limited 
Für eine Gewinnausschüttung müssen die Gewinne seit der Existenz der Gesellschaft deren 
Verluste übersteigen. Die Feststellung und der Vorschlag dieser auszuschüttenden Gewinne 
obliegen den Direktoren.205 Diese sehr strenge Methode der Ermittlung eines ausschüttungs-
fähigen Gewinns kann als Art Bilanztest gesehen werden, indem das issued capital hier voll-
kommen vor einer Ausschüttung bewahrt wird. Als Basis für die Gewinnausschüttung wird 
somit nicht der Jahresabschluss, sondern der zur Ausschüttung verfügbare Gewinn genom-
men, der durch eine Überleitungsrechnung ermittelt wird. Grundlage für die Gewinnausschüt-
tung kann sowohl ein nach UK-GAAP (generally accepted accounting principle) als auch ein 
nach IFRS erstellter Jahresabschluss sein.206  
 
Je nach Art des Anteils erfolgt gegebenenfalls eine bevorzugte Behandlung (z.B.: bei prefer-
red shares). Auch bei Bestehen von Rücklagen ist eine Gewinnausschüttung möglich, wobei 
die Direktoren einen Betrag vorschlagen, dem die Gesellschafter zustimmen. Den Gesell-
schaftern steht es ebenso offen eine geringere Summe zu beantragen. Normalerweise erhalten 
die Gesellschafter eine Ausschüttung im Verhältnis ihrer Anteile.207 Bezüglich der Rückla-
genbildung, die aus betriebswirtschaftlicher Sicht durchaus notwendig sein kann, findet sich 
im Companies Act 2006 kein gesetzliches Erfordernis.208  
 
Zur Besteuerung der Gewinnausschüttungen siehe Kapitel 4.2.2.  
 
                                                 
202
 Vgl. Bertl et al. (2011): S 208 f, § 231 iVm § 82 UGB  
203
 Vgl. Preisser (2009): S 7  
204
 Vgl. § 82 Abs 2 GmbH 
205
 Vgl. Just (2008): RZ 238, Sec. 830 CA 2006 
206
 Vgl. Gros (2009): S 170  
207
 Vgl. Just (2008): RZ 240 
208
 Vgl. Hilmar (2009): S 70 
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2.9.3. SPE 
Bei dieser Gesellschaftsform besteht eine zusätzliche Voraussetzung für Ausschüttungen, ein 
sogenannter Bilanztest: Die Vermögenswerte nach Ausschüttungen müssen die Schulden 
vollkommen abdecken können. Eine Ausschüttung kann dabei das gesamte Nennkapital auf-
brauchen. Den Gläubigern bleibt nur der Schutz vor einer bilanziellen Überschuldung.209 
 
Weiters kann ein Solvenztest, der eine Bescheinigung der Geschäftsführung der SPE darstellt, 
dass die SPE in dem Jahr, das auf die Ausschüttung folgt, ihre fälligen Verbindlichkeiten im 
Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit wird begleichen können, in die Satzung eingetragen  
werden.210 Als Änderungsvorschlag des Europäischen Parlaments wird ein solcher Solvenz-
test sogar gefordert. Bei einer nicht ordnungsmäßigen Vorlage eines Solvenztests erhöht sich 
das Mindestkapital auf € 8.000.211 Gem. Art 21 Abs 1 SPE-Statut ist es der SPE nicht erlaubt, 
Rücklagen auszuschütten, soweit diese laut der Satzung nicht ausschüttungsfähig sind.212 
Weiters obliegt der Vorschlag einer Ausschüttung den Geschäftsführern.213 Als Grundlage für 
die Bemessung der Ausschüttung dient der UGB-Abschluss, da bei der Rechnungslegung der 
SPE die innerstaatlichen Vorschriften anwendbar sind (vgl. Kapitel 3.3.3.). Die Rücklagen-
bildung der SPE ist im SPE-Statut geregelt.214 
 
Zur Besteuerung der Gewinnausschüttungen siehe Kapitel 4.2.3.  
 
2.10. Auflösung und Beendigung 
In diesem Kapitel wird insbesondere auf die Auflösung der Gesellschaft im Rahmen der In-
solvenz abgestellt, da die Gefahr einer Insolvenz bei der Limited und der SPE aufgrund ihres 
geringen Mindestkapitals durch buchmäßige Überschuldung am höchsten ist, wobei auf eine 
Erläuterung des Sanierungsverfahrens verzichtet wird, da es hierbei nicht zu einer Auflösung 
der Gesellschaft kommt. 
 
                                                 
209
 Vgl. Preisser (2008): S 5  
210
 Vgl. SPE-Statut Art 21 Abs 2  
211
 Vgl. Bernecker (2010): S 3 
212
 Vgl. SPE-Statut Art 21 Abs 1 
213
 Vgl. SPE-Statut S 10   
214
 Vgl. SPE-Statut Anhang I 
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2.10.1. GmbH 
Die Geschäftstätigkeit der GmbH wird (beispielsweise) in folgenden Fällen beendet:  
• nach Ablauf der Zeit, die im Gesellschaftsvertrag bestimmt ist, 
• bei Eröffnung des Konkurses, 
• durch einen Beschluss der Gesellschafter (dieser bedarf jedoch einer notariellen Beur-
kundung).215 
 
Die im GmbHG unter den §§ 86 – 95 beschriebene Liquidation stellt eine freiwillige Liquida-
tion dar, die normalerweise von den Geschäftsführern durchgeführt wird. Borns beschreibt 
diese freiwillige Abwicklung im Verhältnis zu einer Insolvenz folgendermaßen: Bei einer 
Insolvenz obliegt die Liquidation nicht mehr den Geschäftsführern, sondern die Verwertung 
der Aktiva erfolgt durch einen durch das Gericht bestellten Masseverwalter.216 Das bedeutet, 
dass eine Liquidation durch die Geschäftsführer eine freiwillige Abwicklung darstellt und die 
gleich im nächsten Absatz erläuterte Insolvenz eine zwangsweise Abwicklung.  
 
Für eine Insolvenzeröffnung muss ein Insolvenzgrund vorliegen,217 wobei „Zahlungsunfähig-
keit […] insbesondere anzunehmen [ist], wenn der Schuldner seine Zahlungen einstellt.“218 
Als zweiter Insolvenzgrund wird in der Insolvenzordnung die Überschuldung genannt.219 
Weiters ist es erforderlich, dass ein kostendeckendes Vermögen vorliegt.220 Eine Insolvenzer-
öffnung kann auf Antrag des Schuldners und auch auf Antrag des Gläubigers erfolgen.221 
Nach einem entsprechenden Antrag gestaltet sich das Insolvenzverfahren im Groben wie 
folgt: 
• Es ist erforderlich, dass die Eröffnung des Insolvenzverfahrens in der Ediktsdatei ver-
öffentlicht wird.222 
• Die Insolvenzgläubiger müssen ihre Forderungen beim Insolvenzgericht anmelden.223 
• In der Prüfungstagsatzung werden die angemeldeten Forderungen geprüft.224 
                                                 
215
 Vgl. Borns (2006): S 115, § 84 Abs 1 GmbHG 
216
 Vgl. Borns (2006): S 117 
217
 Vgl. § 66 Abs 1 iVm § 67 Abs 1 IO 
218
 § 66 Abs 2 IO 
219
 Vgl. § 67 Abs 1 IO 
220
 Vgl. § 71 Abs 1 IO 
221
 Vgl. § 69 iVm § 70 IO 
222
 Vgl. § 74 Abs 1 IO 
223
 Vgl. § 102 iVm § 104 Abs 1 IO 
224
 Vgl. § 105 Abs 2 IO 
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• Weiters gibt es eine Berichtstagssatzung, die zusammen mit der Prüfungstagsatzung 
abgehalten werden kann, in der entschieden wird, ob das Unternehmen fortgeführt 
oder geschlossen wird.225 
• Nach der Prüfungstagsatzung kann mit der Verteilung des Masseerlöses an die Insol-
venzgläubiger begonnen werden.226 




Bei der Limited gibt es einerseits die Liquidation, andererseits auch die Löschung aus dem 
Gesellschaftsregister, wenn der Gesellschaftszweck erreicht wurde bzw. nicht mehr erreicht 
werden kann und alle Gesellschafter mit der Aufgabe des Unternehmens einverstanden sind 
oder auch durch das companies house, wenn dieses keine Geschäftstätigkeit mehr feststellt.228 
 
Bei Insolvenz der Gesellschaft ist prinzipiell die EUInsVO anzuwenden, da das Insolvenz-
recht größtenteils vereinheitlicht wurde. Für das Insolvenzverfahren ist grundsätzlich das 
Recht des verfahrenseröffnenden Mitgliedstaates anzuwenden. Um den verfahrenseröffnen-
den Mitgliedstaat ermitteln zu können, ist grundsätzlich auf den Satzungssitz abzustellen, da 
sich hier normalerweise der Mittelpunkt des hauptsächlichen Interesses (COMI) befindet.  
Anders gestaltet sich der Fall bei unterschiedlichem Satzungs- und Verwaltungssitz, wenn 
diese Trennung dadurch charakterisiert wird, dass die Limited in Großbritannien keine Ge-
schäftstätigkeit hat. Da somit das Insolvenzverfahren nach österreichischem Recht eröffnet 
wird, muss auch ein Insolvenzeröffnungsgrund nach der österreichischen IO vorliegen.229 
Demnach sind alle Regelungen der österreichischen IO anzuwenden (siehe Kapitel 2.10.1.)  
 
2.10.3. SPE 
Das SPE-Statut setzt als Auflösungsgründe folgende Tatbestände fest: 
• Wenn der Zeitraum abgelaufen ist, für den die SPE gegründet wurde, 
• Beschluss der Gesellschafter, 
                                                 
225
 Vgl. § 91a IO 
226
 Vgl. § 128 Abs 1 IO 
227
 § 139 IO 
228
 Vgl. Luft (2006): S 84-85, zitiert nach Schmidbauer (2008): S 20 
229
 Vgl. Just (2008): RZ 336, 338 
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• Im nationalen Recht des Sitzstaates festgeschriebene Fälle.230 
 
Des Weiteren bestimmt Art 40 des SPE Statuts, dass eine Insolvenz dem anwendbaren natio-
nalen Recht unterliegt sowie der EG-Verordnung Nr. 1346/2000 und dass die Auflösung der 
SPE bekannt zu geben ist.231 Das bedeutet, dass dasselbe Insolvenzverfahren wie unter Kapi-
tel 2.10.1. durchzuführen ist.  
                                                 
230
 Vgl. SPE-Statut Art 40 Abs 1 
231
 Vgl. SPE-Statut Art 40 Abs 3 und 4 
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3. Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand rech-
nungslegungsbezogener Aspekte 
3.1. Anzuwendende Vorschriften für die Rechnungslegung 
3.1.1. GmbH 
Für die GmbH ist insbesondere das UGB von großer Bedeutung, wobei es sich hier um das 
dritte Buch (§§ 189 – 283 UGB) handelt, das die Rechnungslegung beschreibt und die Ab-
schnitte „Allgemeine Vorschriften“, „Ergänzende Vorschriften für Kapitalgesellschaften (Ak-
tiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung“, „Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht“, und „Vorschriften über die Prüfung, Offenlegung, Veröffentlichung und 
Zwangsstrafen“ enthält.232 
 
In Österreich ist es derzeit nicht möglich, einen Einzelabschluss nach den internationalen 
Rechnungslegungsstandards (IAS/IFRS) aufzustellen. Als Basis für die Gewinnermittlung 
und die Steuerbemessung ist jedenfalls ein unternehmensrechtlicher Abschluss zu erstellen.233 
Somit kann man die IAS/IFRS nicht unter die anwendbaren Vorschriften für die Rechnungs-
legung bei der GmbH subsumieren.  
 
3.1.2. Limited 
Bei der Limited sind vor allem der Companies Act 2006, die Statements of Standard Accoun-
ting Practices (Grundsätze der allgemeinen Rechnungslegung) und die Financial Reporting 
Standards (Grundsätze der Finanzberichterstattung) maßgeblich.234 Ebenso anzuwenden sind 
die die Urgent Taskforce Abstracts.235 
 
Englische Gesellschaften haben seit 2005 zusätzlich das Wahlrecht einen Jahresabschluss 
(=Einzelabschluss) nach IAS/IFRS aufzustellen. Entscheidet man sich dafür, bindet es jedoch 
für die Folgejahre und es muss im Anhang angegeben werden, dass man das Wahlrecht für 
die Erstellung eines Einzelabschlusses nach IAS/IFRS ausübt.236  
                                                 
232
 Vgl. §§ 189 – 283 UGB 
233
 Vgl. Hofmann (2008): S 3 
234
 Vgl. Just (2008): RZ 266 
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 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 72 
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 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 73 
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3.1.3. SPE  
Zu den Vorschriften, die für die Rechnungslegung von Bedeutung sind, trifft das SPE-Statut 
keine spezifischen Regelungen. Es verweist lediglich darauf, dass „für die Buchführung der 
SPE […] das anwendbare innerstaatliche Recht [gilt].“237 Somit sind die gleichen Vorschrif-
ten wie unter Kapitel 3.1.1. beschrieben anzuwenden.  
 
3.2. Rechnungslegungs- und Buchführungspflicht 
3.2.1. GmbH 
Die GmbH ist gem. § 189 rechnungslegungspflichtig, da sie einen Kapitalgesellschaft ist.238 
Die für die Buchführung notwendigen Bücher, Aufzeichnungen und Belege sind in der Regel 
sieben Jahre aufzubewahren.239 Verantwortlich für das Rechnungswesen des Unternehmens 
ist der Geschäftsführer, denn er hat für ein der GmbH entsprechendes Rechnungswesen und 
ein dem Unternehmen entsprechendes internes Kontrollsystem zu sorgen.240  
 
3.2.2. Limited 
Diese Gesellschaftsform unterliegt der Buchführungspflicht nach englischem Recht. Dies 
selbst dann, wenn sie ihre Geschäftsleitung in Österreich hat. Für die Belege und Aufzeich-
nungen gilt eine Aufbewahrungspflicht von nur drei Jahren. Die Belege können durchaus 
auch in Österreich aufbewahrt werden, nur ist es erforderlich, dass sie in regelmäßigen Ab-
ständen nach Großbritannien versandt werden.241 Der Director muss für eine ordnungsmäßige 
Rechnungslegung Sorge tragen.242  
 
3.2.3. SPE 
Das SPE-Statut äußert sich zum Bereich der Rechnungslegung und der Buchführung nicht 
spezifisch. Dadurch, dass bei der SPE die innerstaatlichen Vorschriften anzuwenden sind, 
führt sie ihre Bücher genauso wie unter Kapitel 3.2.1. beschrieben. Allein den Buchführungs-
                                                 
237
 SPE-Statut Art 25 Abs 2  
238Vgl. § 189 Abs 1 UGB 
239
 Vgl. § 132 BAO 
240
 Vgl. Borns (2006): S 55, § 22 (1) GmbHG 
241
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 71ff, Sec. 388 CA 2006 
242
 Vgl. Just (2008): RZ 168 
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verantwortlichen nennt das SPE-Statut: „Die Bücher der SPE werden vom Leitungsorgan ge-
führt.“243 
 
Diese Regelung ist mE nicht wortwörtlich in dem Sinne gemeint, dass tatsächlich der Ge-
schäftsführer die Geschäftsfälle aufbucht. Vielmehr ist darin eine Verantwortlichkeit des Ge-
schäftsführers für eine korrekte Durchführung der Rechnungslegung bzw. auch die Einrich-
tung von internen Kontrollsystemen, die ihn auf Fehler oder Störungen im Ablauf dieses Sys-
tems aufmerksam machen (in der Art einer Regelung wie § 22 GmbHG), gemeint.  
 
3.3. Bestandteile des Jahresabschlusses 
3.3.1. GmbH 
Die Grundbestandteile des Jahresabschlusses sind die Bilanz und die Gewinn- und Verlust-
rechnung.244  
 
§ 222 UGB bestimmt weiters, dass zum Jahresabschluss auch noch der Anhang gehört. Zwar 
nicht zum Jahresabschluss gehörig, aber jedenfalls auch erforderlich, ist der Lagebericht.245 
Jedenfalls einzureichen ist auch der Bestätigungsvermerk (bzw. dessen Einschränkung oder 
Versagung).246 
 
Aufgabe des Jahresabschlusses ist es, den Bilanzadressaten ein möglichst getreues Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage zu geben.247 
 
3.3.2. Limited 
Die Bestandteile der annual accounts and reports nach englischem Recht bei der Limited 
sind: 
• Bilanz (balance sheet) 
• Gewinn- und Verlustrechnung (profit and loss account) 
• Anhang (notes to the account) 
                                                 
243
 SPE-Statut Art 25 Abs 2 
244
 Vgl. § 193 Abs 4 UGB 
245
 Vgl. § 222 Abs 1 UGB 
246
 Vgl. § 277 Abs 1 UGB 
247
 Vgl. § 222 Abs 2 UGB 
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• Geschäftsbericht des Directors (directors’ report) 
• Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers (auditors’ report)248 
 
Hierbei gehören die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung und der Anhang zu den ac-
counts und der Geschäftsbericht des Directors und der Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers 
zu den reports. 
 
Wird das Wahlrecht zur Erstellung eines IFRS-Jahresabschlusses ausübt, umfasst der Jahres-
abschluss folgende Bestandteile: Bilanz, Gesamtergebnisrechnung, Eigenkapitalverände-
rungsrechnung, Kapitalflussrechnung, Anhang.249 Es wurden jedoch 2011 unverbindliche 
Rahmenrichtlinien für die Lageberichterstattung (management reporting) erlassen. Dies ist 
somit kein Pflichtbestandteil eines IFRS-Abschlusses.250 Da es sich hier um einen befreienden 
Einzelabschluss handelt, muss kein zusätzlicher directors’ report erstellt werden.  
 
Wichtigster Bilanzierungsgrundsatz nach UK-GAAP ist ein angemessenes und den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild zu vermitteln.251  
 
3.3.3. SPE 
Das SPE-Statut bestimmt, dass „für die Erstellung, Vorlage, Prüfung und Veröffentlichung 
von Abschlüssen für die SPE die Vorschriften des anwendbaren innerstaatlichen Rechtes gel-
ten.“252 Somit sind die gleichen Bestimmungen wie bei der GmbH hinsichtlich der Bestand-
teile des Jahresabschlusses anzuwenden (siehe Kapitel 3.3.1.).  
 
Es kommt dabei auf den Staat an, in dem die SPE ihren eingetragenen Sitz hat. Irrelevant da-
gegen sind der Sitz der tatsächlichen Verwaltung oder eine Zweigniederlassung. Somit kön-
nen sich die jeweiligen Gründer aussuchen, welchem Recht sie sich unterstellen wollen.253 
Der Sitz kann prinzipiell selbst ausgesucht werden. Wichtig ist nur, dass er sich im Gemein-
schaftsgebiet befindet.254 
 
                                                 
248
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 72 
249
 Vgl. IAS 1 Abs 10 (a) – (e) 
250
 Vgl. PWC (2011): S 2 
251
 Vgl Just (2008): RZ 263 
252
 SPE-Statut Art 25 Abs 1 
253
 Vgl. Krejci (2008): S 111 
254
 Vgl. SPE-Statut Art 7 
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3.4. Abschlussprüfungspflicht  
3.4.1. GmbH 
Prinzipiell müssen der Jahresabschluss und der Lagebericht von Kapitalgesellschaften durch 
einen Abschlussprüfer geprüft werden.255 Zeitlich gesehen wird das Unternehmen ab dem 
folgenden Geschäftsjahr prüfungspflichtig, wenn es in den zwei vorhergehenden Geschäfts-
jahren die Größenmerkmale für eine kleine GmbH überschritten haben. Werden die Größen-
grenzen für kleine GmbHs in zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren unterschritten, gibt 
es keine Prüfungspflicht mehr ab dem darauf folgenden Geschäftsjahr. Wird der Betrieb auf-
gegeben und werden die Grenzwerte hierbei um mehr als die Hälfte unterschritten, kommt es 
zu einem Entfall der Abschlussprüfungspflicht schon für den ersten Abschlussstichtag. Auch 
GmbHs, die gerade einer Liquidation unterliegen, sind nicht prüfungspflichtig.256 
 
Gewählt wird der Abschlussprüfer von den Gesellschaftern der GmbH.257 Ausgeschlossen ist 
der Abschlussprüfer beispielsweise dann, wenn er „gesetzlicher Vertreter oder Mitglied des 
Aufsichtsrats oder Arbeitnehmer der zu prüfenden Gesellschaft […] ist.“258.  
 
Zu den Ausnahmen von der Abschlussprüfung siehe Kapitel 3.6.1..  
 
3.4.2. Limited  
Bei der Abschlussprüfung dieser Gesellschaftsform ist englisches Recht maßgebend. Von der 
Prüfungspflicht ausgenommen sind einerseits kleine Gesellschaften, andererseits inaktive Ge-
sellschaften (dormant companies). Zu den Ausnahmen von der Abschlussprüfung siehe Kapi-
tel 3.6.2..259 An eine Aufsichtsratspflicht kann bei der Limited keine Voraussetzung für eine 
Abschlussprüfungspflicht gebunden werden, da es im englischen Recht keine Aufsichtsrats-
pflicht gibt.260 Bei den Schwellenwerten für den Jahresumsatz und die Bilanzsumme ist es 
wichtig, dass sie im betreffenden Jahr nicht überschritten werden und dass die Limited in 
betreffenden Jahr als kleine Gesellschaft gilt (siehe dazu Kapitel 3.6.2.).261 
 
                                                 
255
 § 168 Abs 1 1.Satz UGB 
256
 Vgl. § 221 Abs 4 Z 1 UGB, Müller/Wiedermann: § 268 RZ 5-7 
257
 Vgl. § 270 Abs 1 UGB  
258
 § 271 Abs 2 Z 2 UGB  
259
 Vgl. Just (2008): RZ 271, 272,  Sec. 477 (2) CA 2006 
260
 Vgl. Eschelbach (2009): S 313, Gahleitner et al. (2007)  
261
 Vgl. Sec. 382 iVm Sec. 477 (2) CA 2006 
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Unterliegt die Gesellschaft einer Prüfungspflicht, erfolgt die Wahl des Abschlussprüfers von 
der Gesellschafterversammlung oder unter bestimmten Voraussetzungen auch von den Direc-
toren.262 Ausschlussgründe für einen Abschlussprüfer sind ein Amt innerhalb der Limited, er 
darf beispielsweise auch nicht Angestellter oder Director der Limited sein. Ausgeschlossen ist 
er auch dann, wenn er ein Partner oder ein Angestellter des Directors ist.263  
 
3.4.3. SPE 
Anhang I befasst sich mit dem Bereich der Abschlussprüfung: „Die Satzung einer SPE muss 
zumindest Folgendes regeln: […] Angabe der Tatsache, ob die SPE einen Abschlussprüfer hat 
und ob die Satzung vorsieht, dass die SPE einen solchen Abschlussprüfer haben sollte, das 
Verfahren für seine Bestellung, seine Abberufung und seinen Rücktritt; […]“264 Durch diese 
Regelung wird es der SPE also ermöglicht, selbst zu entscheiden, ob sie sich prüfen lässt. 
Dies kommt einer Umgehung des nationalen Rechts gleich, da ja die gesetzliche Abschluss-
prüfungspflicht für alle Gesellschaftsformen gelten sollte. Eine andere Interpretation dieser 
Regelung wäre, dass die SPE in Sitzstaaten mit sehr strengen Abschlussprüfungsregeln nur 
die „Bestellung und Entlassung des Abschlussprüfers“265 regeln darf, nicht aber, ob sie tat-
sächlich einen Abschlussprüfer haben will.266 Durch diese noch nicht geklärte Auslegungsfra-





Die Geschäftsführer der GmbH haben den Jahresabschluss und den Lagebericht spätestens 
neun Monate nach dem Bilanzstichtag beim Firmenbuchgericht des Satzungssitzes der GmbH 
einzureichen. Beizulegen ist auch der Bestätigungsvermerk bzw. die Versagung oder die Ein-
schränkung des Bestätigungsvermerkes.267  
 
Weiters bestimmt § 277 Abs 1 UGB, dass auch „der Bericht des Aufsichtsrats, der Vorschlag 
über die Verwendung des Ergebnisses und der Beschluss über dessen Verwendung einzurei-
                                                 
262
 Vgl. Just (2008): RZ 273 
263
 Vgl. Just (2008): RZ 274, Sec. 1214 (2) CA 2006 
264
 SPE-Statut Anhang I 
265
 SPE-Statut Art 27 Abs 1 lit k  
266
 Vgl. Krejci (2008): S 111ff 
267
 Vgl. § 277 Abs 1 UGB 
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chen ist.“268 Sind der Vermerk, der Beschluss, der Bericht oder der Vorschlag noch nicht ver-
fügbar, so sind diese Teile nach ihrer Beschlussfassung, ihrem Vorliegen und ihrer Erteilung 
unverzüglich einzureichen.269 
 
Wird der Offenlegungspflicht nicht oder nur verspätet nachgekommen, ist eine Zwangsstrafe 
von mindestens € 700 zu verhängen. Das Budgetbegleitgesetz 2011 hat damit eine Verschär-
fung der Rechtslage bewirkt, da diese Strafe nun ohne vorherige Vorwarnung, die vor dem 
Budgetbegleitgesetz 2011 noch der Strafe voranging, verhängt wird.270 
 
3.5.2. Limited 
Das englische Recht geht bei Nichtoffenlegung sehr viel strenger vor als das österreichische 
Recht. Werden der Jahresabschluss (inkl. reports) und der annual return (Bericht, der jährlich 
beim Gesellschaftsregister einzureichen ist mit z.B.: Angaben zu aktuellen Beträgen des ein-
gezahlten Kapitals, eingetragenen Belastungen am Gesellschaftsvermögen271) nicht jährlich 
beim companies house eingereicht, drohen Geldstrafen oder im schlimmsten Fall die Lö-
schung der Limited. Auch ein Testat der Abschlussprüfung ist beizulegen.272 Das Companies 
Act sieht eine variable Geldstrafe vor, die einerseits davon abhängt, ob es sich um eine priva-
te limited company oder eine public limited company handelt, und andererseits vom Zeitraum 
abhängt, der benötigt wird, um dem Versäumnis nach zu kommen.273 Eine weitere Sanktion 
ist ein Verbot für den Director zur Ausübung weiterer Geschäftstätigkeiten für einen Zeitraum 
von bis zu 15 Jahren.274  
 
Eine Offenlegung muss auch beim österreichischen Firmenbuch erfolgen. Dies ergibt sich aus 
§ 280a UGB, der auf § 277 UGB verweist und die Offenlegung der Zweigniederlassungen 
ausländischer Kapitalgesellschaften regelt. Hierbei werden die nach englischem Recht erstell-
ten Unterlagen, die schon in Großbritannien eingereicht wurden, in deutsche Sprache über-
setzt und eingereicht (Unterlagen siehe Kapitel 3.3.2.).275  
 
                                                 
268
 § 277 Abs 1 UGB 
269
 Vgl. § 277 Abs 1 UGB 
270 Vgl. Werdnik (2011): W 1, WKO (b), § 283 UGB 
271
 Vgl. Just (2008) : RZ 280 
272
 Vgl. Litters (2006/2007): S 52, Grimm (2010): S 8f 
273
 Vgl. Sec. 453 (2) CA 2006 
274
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2009): S 74 
275
 Vgl. § 280a UGB, Vgl. Eckert et al. (2005): W 151 
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3.5.3. SPE 
Im SPE-Statut wird wieder auf innerstaatliches und somit auf österreichisches Recht verwie-
sen und damit auf die wie in Kapitel 3.5.1. beschrieben Einreichung beim Firmenbuch und die 
bei Nichteinreichung resultierenden Zwangsstrafen.276  
 
3.6. Größenabhängige Erleichterungen 
3.6.1. GmbH 
Eine kleine GmbH darf zwei der folgenden drei Merkmale nicht überschreiten: € 4,84 Mio 
Bilanzsumme, € 9,68 Mio Umsatzerlöse und im Jahresdurchschnitt 50 Arbeitnehmer.277 Mit-
telgroße GmbHs sind solche, die mindestens zwei der drei Merkmale für kleine GmbHs über-
schreiten und mindestens zwei der drei folgenden Merkmale unterschreiten: € 19,25 Mio Bi-
lanzsumme, € 38,5 Mio Umsatzerlöse und im Jahresdurchschnitt 250 Arbeitnehmer.278 
 
Kleine Gesellschaften mit beschränkter Haftung müssen nur eine Bilanz und einen Anhang 
einreichen. Weiters müssen die Bilanz und der Anhang weniger Daten enthalten als bei mit-
telgroßen oder großen GmbHs. Besteht bei dieser Gesellschaft eine Prüfungspflicht, muss 
jedoch auch der (eingeschränkte) Bestätigungsvermerk eingereicht werden.279 Auch mittel-
große Gesellschaften mit beschränkter Haftung brauchen im Jahresabschluss weniger Positio-
nen auszuweisen als große GmbHs, allerdings entfällt bei ihnen nicht die Einreichung der 
Gewinn- und Verlustrechnung.280 
 
Bei GmbHs gibt es noch eine Ausnahme bei der Abschlussprüfungspflicht: Kleine GmbHs, 
die aufgrund von gesetzlichen Bestimmungen keinen Aufsichtsrat haben müssen, sind nicht 
prüfungspflichtig.281 Für die Abschlussprüfungsbefreiung von inaktiven Gesellschaften, die 
ebenfalls die Schwellenwerte unterschreiten, siehe Kapitel 3.4.1..  
 
                                                 
276
 Vgl. SPE-Statut Art 11 Abs 1 
277
 Vgl. § 221 Abs 1 UGB 
278
 Vgl. § 221 Abs 1,2 UGB 
279
 Vgl. § 278 Abs 1 UGB 
280
 Vgl. § 279 UGB 
281
 Vgl. § 268 UGB 
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3.6.2. Limited 
Die Größenklassen bei der kleinen Limited sind folgendermaßen geregelt: Umsatzerlöse ≤ 6,5 
Mio GDP, Bilanzsumme ≤ € 3,26 GDP Mio und ≤ 50 Arbeitnehmer. Auch hier müssen die 
Merkmale in zwei Jahren gegeben sein, um ab dem nächsten Jahr als klein zu gelten.282 Als 
mittel gilt eine Limited dann, wenn sie zwei oder mehr der folgenden Merkmale nicht über-
schreitet: Umsatzerlöse ≤ 25,9 Mio GDP, Bilanzsummen ≤ 12,9 Mio GDP und ≤ 250 Arbeit-
nehmer.283  
Kleine Limiteds müssen nur eine verkürzte Bilanz (mit den entsprechenden notes) und den 
auditors` report (außer wenn das Unternehmen nicht prüfungspflichtig ist) einreichen. Es ist 
somit nicht erforderlich, eine Gewinn- oder Verlustrechnung oder einen directors` report ein-
zureichen.284 Mittelgroße Limiteds müssen nur eine verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung  
(abbreviated accounts) mit notes to the accounts, jedoch eine volle Bilanz, den directors` 
report, und einen auditors` report (falls prüfungspflichtig) einreichen.285 
 
Von der Abschlussprüfungspflicht befreit sind Gesellschaften, die einen Jahresumsatz von 
unter 6,5 Mio GBP und eine Bilanzsumme von unter 3,26 Mio GBP haben.286 Als weitere 
Voraussetzung muss diese Gesellschaft im betreffenden Jahr als klein gelten.287 Umgerechnet 
in Euro muss die Limited, deren Geschäftsjahr nach dem 6. April 2008 beginnt, also einen 
Jahresumsatz von unter € 7,61 Mio und eine Bilanzsumme von unter € 3,81 Mio haben um als 
klein zu gelten.288 Auch für dormant companies ist es für die Befreiung von der Abschluss-
prüfungspflicht erforderlich, dass sie Abschlüsse nach dem small companies regime erstellen 
dürfen (siehe erster Absatz dieses Kapitels).289 Das bedeutet also, dass die Limited einerseits 
als klein gelten muss, andererseits beide Konditionen für Jahresumsatz und Bilanzsumme 
erfüllen muss. Für eine Abschlussprüfungspflicht reicht es demnach nicht aus, wenn die Limi-
ted weniger als 50 Arbeitnehmer hat und unter 6,5 Mio GBP Jahresumsatz (wodurch die Li-
mited als klein gelten würde), jedoch nicht unter € 3,26 Mio GBP Bilanzsumme). Die Mitar-
beiteranzahl ist somit disponibel.  
                                                 
282
 Vgl. Sec. 382 (3) CA 2006 (Regulations 2008) 
283
 Vgl. Sec. 465 (3) CA 2006 (Regulations 2008); geänderte Werte für Gesellschafter, deren Geschäftsjahr nach 
dem 6.April 2008 beginnt, vgl. Just (2008): RZ 268 
284
 Vgl. Sec. 444 (1), (2) CA 2006 
285
 Vgl. Sec. 445 (1), (2) CA 2006 
286
 Vgl. Just (2008): RZ 271, 272,  Vgl. Sec. 477 (2) CA 2006 (Regulations 2008) 
287
 Vgl. Sec. 477 Abs 2 CA 2006 
288
 Vgl. Währungsumrechner Wiener Börse; Umrechnungskurs vom 11.12.2011, 1 GBP=1,17Euro  
289
 Vgl. Sec. 480 (2) CA 2006 
Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand rechnungslegungsbezogener Aspekte 
Seite 46 
3.6.3. SPE 
Da sich auch die Offenlegungsvorschriften an innerstaatlichem Recht orientieren, trifft dies 
ebenso auf die Erleichterungen für kleine und mittlere SPEs zu. Somit sind die gleichen Vor-
schriften wie in Kapitel 3.6.1. anzuwenden.290 
 
3.7. Zusätzlich zu beachtende Fristen bei Aufstellung, Prüfung, Feststellung 
und Offenlegung des Jahresabschlusses 
3.7.1. GmbH 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht müssen von den Geschäftsführern der GmbH in den 
ersten fünf Monaten nach dem Bilanzstichtag aufgestellt werden.291 Der Jahresabschluss gilt 
schon „durch den Beschluss des zuständigen Organs über den dem Aufsichtsrat oder der Ge-
sellschafterversammlung vorzulegenden Jahresabschluss und Lagebericht bestimmt und nicht 
erst durch die Unterzeichnung.“292 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind dem Auf-
sichtsrat zwar vorzulegen, die Feststellung erfolgt jedoch nicht durch ihn.293  
 
Vor der Feststellung in der Generalversammlung muss der Jahresabschluss und der Lagebe-
richt durch den Abschlussprüfer (wenn prüfungspflichtig) geprüft werden. Die Prüfung hat 
jedenfalls vor der Feststellung zu erfolgen.294 Dem Aufsichtsrat kommen bei der Feststellung 
des Jahresabschlusses keine Kompetenzen zu.295 Wie Gellis bemerkt „[…] ist eine Frist ge-
setzt für die Aufstellung des Jahresabschlusses durch die Geschäftsführer, nicht aber für den 
Beschluss der Gesellschafter über den Abschluss.“296 Durch diesen Beschluss der Gesell-
schafter wird der Jahresabschluss also festgestellt.297 Somit ist die Generalversammlung mit 
ihrer Feststellung einerseits dadurch zeitlich eingeschränkt, dass sie auf die abgeschlossene 
Prüfung warten müssen, für die es auch keine bestimmte gesetzlich festgesetzte Frist gibt, und 
andererseits muss die Feststellung auch vor Ablauf der Offenlegungsfrist erfolgen.  
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses beim Firmenbuchgericht muss innerhalb einer Frist 
von neun Monaten erfolgen.298  
                                                 
290
 Vgl. Krejci (2008): S 111, SPE-Statut Art 25 Abs 1 
291
 Vgl. § 222 Abs 1 UGB 
292
 Vgl. Nowotny (2011): RZ 3  
293
 Vgl. § 222 Abs 1 UGB, Nowotny (2011): RZ 4-5 
294
 Vgl. § 268 UGB 
295
 Vgl. Nowotny (2011): RZ 4-5 
296
 Gellis (2009): § 35 RZ 2 
297
 Vgl. Gellis (2009): § 35 RZ 2 
298
 Vgl. § 277 Abs 1 UGB, § 35 Abs 1 GmbHG;  
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3.7.2. Limited 
Das Companies Act 2006 sieht keine spezifischen Fristen bei der Aufstellung, Prüfung und 
Feststellung des Jahresabschlusses vor. Die einzige Frist betrifft die Offenlegung: Der Jahres-
abschluss muss innerhalb von 9 Monaten beim companies house eingereicht werden.299 Auch 
die Offenlegungsfrist des übersetzten Jahresabschlusses beim Firmenbuchgericht der Zweig-
niederlassung beträgt 9 Monate.300 
 
3.7.3. SPE 
Bei der SPE sind aufgrund der Anwendbarkeit der innerstaatlichen Vorschriften dieselben 










                                                 
299
 Vgl. Section 422 (2) (a) CA 2006 
300
 Vgl. § 280a iVm § 277 UGB 
301
 Vgl. SPE-Statut S 7 
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4. Vergleichende Darstellung der Rechtsformen anhand steuer-
rechtlicher Aspekte 
4.1. Besteuerung bei der Gesellschaft 
4.1.1. GmbH 
Die GmbH selbst unterliegt als juristische Person des privaten Rechts der Körperschaftsteu-
er.302 Der Körperschaftsteuersatz beträgt 25 %.303 Weiters ist bei einer GmbH eine Mindest-
körperschaftsteuer zu entrichten, deren Höhe € 1.750 beträgt und vierteljährlich zu bezahlen 
ist. Niedriger ist die Mindestkörperschaftsteuer mit € 1.092 im ersten Kalenderjahr ab Eintritt 
in die unbeschränkte Steuerpflicht. Die Mindestkörperschaftsteuer kann als Steuervorauszah-
lung gesehen werden, da sie zur Deckung von Körperschaftsteuernachzahlungen in den Fol-
gejahren herangezogen werden kann. Dies ist jedoch nur insoweit möglich, als die Mindest-
körperschaftsteuer die aufgrund des niedrigeren Einkommens zu zahlende Steuer übersteigt. 
Generiert die GmbH also ein Einkommen, bei dem sich genau eine Steuer iHv. € 1.750 ergibt, 
entsteht keine Steuervorauszahlung. Der nicht verwendete Teil der „Steuervorauszahlung“ 
kann weiter in die Folgejahre mitgenommen werden.304  
  
Die Wegzugsteuer ist in § 27 Abs 6 Z1 lit b EStG geregelt und bestimmt, dass, wenn Öster-
reich sein Besteuerungsrecht an den stillen Reserven verliert, dies als Veräußerung gilt. Dem-
nach ist ein Veräußerungsgewinn zu ermitteln. Bei Wegzug in EU-Staaten bzw. in Staaten, 
mit denen Österreich eine umfassende Amts- und Vollstreckungshilfe hat, kann ein Steuerauf-
schub beantragt werden.305 
 
Die GmbH ist selbst Unternehmer iSd UStG, daher werden ihr alle Umsätze, die sie getätigt 
hat, direkt zugerechnet.306 Das bedeutet, dass die GmbH Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Umsatzsteuererklärungen abgeben muss.307 Bei der Umsatzsteuer gibt es neben dem Normal-
steuersatz von 20% auch noch einen ermäßigten Steuersatz iHv 10%, in manchen Fällen auch 
einen Steuersatz iHv 12% oder 19%.308 
                                                 
302
 Vgl. § 1 Abs 2 Z 1 KStG 
303
 Vgl. § 22 Abs 1 KStG 
304Vgl. WKO (c), § 24 Abs 4 Z 1,3 KStG  
305
 Vgl. § 27 Abs 6 Z 1 lit b EStG 
306
 Vgl. auch § 2 UStG 
307
 Vgl. Birnbauer et al. (2006): S 218 
308
 Vgl. § 10 UStG 
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Eine weitere wichtige Abgabe bei der GmbH ist die Gesellschaftsteuer, die im Kapitalver-
kehrsteuergesetz (KVG) geregelt ist. Diese Steuer unterliegt beispielsweise „der Erwerb von 
Gesellschaftsrechten an einer inländischen Kapitalgesellschaft durch den ersten Erwerber“309. 
Somit ist die Übernahme der GmbH-Anteile durch die Gesellschafter bei Gründung gesell-
schaftsteuerpflichtig.310 Die Höhe der Gesellschaftsteuer, die sich beispielsweise an dem Wert 
der Gegenleistung für die Gesellschaftsrechte bemisst, beträgt 1%.311 
 
Erwirbt die GmbH bei Gründung Grundstücke, löst dies Grunderwerbsteuer aus. Die Steuer-
pflicht entsteht sowohl durch einen Kaufvertrag als auch durch andere Rechtsgeschäfte, durch 
die ein Anspruch auf Übereignung des Grundstückes entsteht (z.B.: Grundstück wird mittels 
Sacheinlage in die GmbH eingebracht).312 Steht diese Einlage aber in unmittelbaren Zusam-
menhang mit der Gründung, fällt nach dem NeuFöG keine Grunderwerbsteuer an.313 Die Hö-
he der Grunderwerbsteuer beträgt im Normalfall 3,5% entweder vom Wert des Grundstücks 
oder vom Wert der Gegenleistung. Vom Wert des Grundstücks berechnet wird die Grunder-
werbsteuer beispielsweise dann, wenn keine Gegenleistung vorhanden ist.314 
 
Im Zusammenhang mit den Dienstnehmern einer Gesellschaft ist die Kommunalsteuer zu 
berücksichtigen, die auf Grundlage der Arbeitslöhne, die an die Dienstnehmer der GmbH im 
Kalenderjahr bezahlt werden, bemessen wird.315 Als Dienstnehmer gelten hier wesentlich 
beteiligte Gesellschafts-Geschäftsführer oder Personen mit einem steuerrechtlichen Dienst-
verhältnis gem. § 47 Abs 2 EStG.316 Steuerschuldner selbst ist die GmbH.317 Weiters ist von 
den GmbH-Geschäftsführern auch noch ein Dienstgeberbeitrag und ein Zuschlag zum Dienst-
geberbeitrag (bei Zugehörigkeit der GmbH zur Wirtschaftskammer) zu entrichten.318  
 
Zusätzlich fällt auch noch Kapitalertragsteuer auf die von der Gesellschaft bei Banken gehal-
tenen Spareinlagen an, die dann endbesteuert sind.319  
 
Zur abgabenrechtlichen Haftung des GmbH-Geschäftsführers siehe Kapital 2.8.1.. 
                                                 
309
 § 2 Z1 KVG 
310
 Vgl. Birnbauer et al. (2006): S 179 
311
 Vgl. § 7 Abs 1 Z1 lit a iVm § 8 KVG  
312
 Vgl. Birnbauer et al. (2006): S 180, § 1 Abs 1 Z1 GrEStG 
313 Vgl. WKO (2011): S 3 
314
 Vgl. § 4 iVm § 7 Z 3 GrEStG 
315
 Vgl. § 1 KommStG, Birnbauer et al. (2006): S 215 
316
 Vgl. § 2 KommStG, Birnbauer et al. (2006): S 215 
317
 Vgl. § 6 Abs 1 KommStG 
318
 Vgl. Birnbauer et al. (2006): S 215f 
319
 Vgl. § 93 Abs 1,2 iVm § 97 Abs 1 EStG 
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4.1.2. Limited 
Eine Limited ist gem. der Anlage 2 zum EStG 1988 eine mit der österreichischen GmbH ver-
gleichbare Kapitalgesellschaft und unterliegt daher dem österreichischen Körperschaftsteuer-
gesetz. Somit wird das Welteinkommen einer Limited mit Ort der Geschäftsleitung in Öster-
reich mit einem Körperschaftsteuersatz von 25% versteuert.320 Da jedoch die Limited auf-
grund ihres Sitzes auch in Großbritannien unbeschränkt steuerpflichtig ist, kommt das Dop-
pelbesteuerungsabkommen „Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Verei-
nigten Königreich von Grossbritannien und Nordirland zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerumgehung bei den Steuern vom Einkommen“ (in Folge 
nun mehr DBA Österreich-Großbritannien/Nordirland genannt) zu Anwendung. Gem. 
Art 4 Abs 3 ist eine Gesellschaft in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sich der Ort der Ge-
schäftsleitung befindet, womit der Ansässigkeitsstaat in den hier betrachteten Fällen Öster-
reich ist. Durch diese Regelung wird die Limited als nicht mehr in Großbritannien ansässig 
qualifiziert.321 Unternehmensgewinne werden in dem Staat, in dem die Gesellschaft ansässig 
ist, besteuert. Das bedeutet, dass die Unternehmensgewinne der Limited in Österreich besteu-
ert werden.322 Die Limited hat ebenso eine Mindestkörperschaftsteuer zu bezahlen, die sich 
nach den Regelungen des österreichischen Körperschaftsteuergesetzes bemisst.323 
 
Eine weitere zu beachtende Steuer ist die Wegzugsteuer. Diese fällt in Großbritannien dann 
an, wenn die Limited ihre Geschäftsleitung nach Österreich verlegt. Tut sie dies wie in den in 
dieser Arbeit betrachteten Fällen direkt nach der Gründung, fällt in Ermangelung entstandener 
stiller Reserven keine Wegzugsteuer an324 Verlegt jedoch die Limited ihren Ort der Ge-
schäftsleitung aus Österreich weg in ein anderes Land, erfolgt in Österreich die Besteuerung 
der stillen Reserven.325 
 
Da die Limited nur in Österreich tätig wird, unterliegt sie auch nur in Österreich der Umsatz-
steuer, da für die Umsatzsteuerbarkeit auf den Ort der Leistungserbringung abgestellt wird 
und das Umsatzsteuergesetz hier ausdrücklich von „Lieferungen und sonstigen Leistungen, 
                                                 
320
 Vgl. Dommes et al. (2005) : S 539 
321
 Vgl. DBA Österreich Großbritannien/Nordirland,  Dommes et al. (2005): S 540 
322
 Weitere Regelungen im DBA wie beispielsweise die Besteuerung von Schiff- und Luftfahrt und verbundenen 
Unternehmen werden im Rahmen dieser Arbeit nicht erläutert.  
323
 Dies wurde erreicht durch das Abgabenänderungsgesetz 2005, wodurch verhindert wurde, dass bei einer 
Limited mit Geschäftsleitung im Inland keine Mindestkörperschaftsteuerpflicht besteht. Vgl. Erläuterungen zum 
Abgabenänderungsgesetz 2005 
324
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 66 
325
 Vgl. Just (2008): RZ 294 
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die ein Unternehmer im Inland gegen Entgelt im Rahmen seines Unternehmens ausführt“326 
gesprochen wird. 
 
Die Limited unterliegt auch der Grunderwerbsteuer, da diese nur auf den Tatbestand inländi-
scher Grundstücke abstellt. Hier kommt allerdings die Befreiung durch das NeuFöG zur An-
wendung, wenn z.B.: die Grundstückseinlage in unmittelbaren Zusammenhang mit der Grün-
dung steht. Von einer Neugründung des (Teil)betriebes (Ort der Geschäftsleitung in Öster-
reich), kann dann ausgegangen werden, wenn die Eintragung innerhalb von 30 Tagen nach 
Gründung in Großbritannien erfolgt.327 
 
Der EuGH hat die Kapitalverkehrsteuerpflicht (Gesellschaftsteuerpflicht) einer Limited bei 
Zuzug aus Großbritannien (nach ihrer dortigen Gründung) verneint.328  Er hat in seinem Urteil 
vom 8. November 2007 in der Rechtssache Ing. Auer entschieden, „dass die Verlegung des 
Ortes der tatsächlichen Geschäftsleitung einer Kapitalgesellschaft von einem Mitgliedstaat, 
der die Gesellschaftsteuer abgeschafft hat, in einen anderen Mitgliedstaat, der die Gesell-
schaftsteuer weiterhin erhebt, nicht der Gesellschaftsteuer unterliegt.“329 Hierfür ist es erfor-
derlich, dass eine Kapitalgesellschaft iSd Richtlinie 69/335/EWG vorliegt.330 Diese Voraus-
setzungen wird durch die Limited erfüllt, da sie im Artikel 3 Abs 1 lit a 1.Teilstrich dieser 
Richtlinie genannt wird.331 In  der Richtlinie 2008/7/EG wurde dann festgelegt, dass bei einer 
Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung von einem Mitgliedstaat in einen anderen keine 
indirekten Steuern eingehoben werden dürfen. Diese Richtlinie diente zur Überarbeitung der 
Richtlinie 69/355/EWG. Auch die Limited ist von dieser Regelung betroffen, da sie im An-
hang zu dieser Richtlinie genannt wird.332 Diese Rechtsansicht wurde mit dem 
§ 2 Z 5 2. Satz KVG in österreichisches Recht umgesetzt, der bestimmt, dass eine Verlegung 
des Ortes der Geschäftsleitung einer Kapitalgesellschaft dann nicht der Gesellschaftsteuer 
unterliegt, wenn sie vor der Verlegung den Ort der Geschäftsleitung oder den Sitz innerhalb 
der EU hatte.333 Bei der Gründung einer Limited fällt in Großbritannien keine solche Steuer 
an, da dort eine solche Steuer unbekannt ist.334 
 
                                                 
326
 Vgl. § 1 Abs 1 UStG, Brinkmeier/Mielke (2007): S 94 
327
 Vgl. WKO (g), Neugründungs-Förderungs-Richtlinien, Rz 52  
328
 Vgl. Gahleitner et al. (2009): S 11 
329
 Bundeskanzleramt (2007): S 1  
330
 Vgl. Bundeskanzleramt (2007): S 1  
331
 Vgl. Richtlinie 69/355/EWG vom 10.06 1985 
332
 Vgl. Richtlinie 2008/7/EG vom 12.02.2008 
333
 § 2 Z 5 2.Satz KVG 
334
 Vgl. Just (2008): RZ 285  
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Bei Beschäftigung von Dienstnehmern muss die Limited wie alle anderen Arbeitgeber in Ös-
terreich Kommunalsteuer, Dienstgeberbeitrag und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag bezah-
len.335  
 
Hat die Limited beispielsweise Guthaben bei einer österreichischen Bank, behält die Bank für 
diese Kapitalerträge Kapitalertragsteuer ein, womit die Endbeteuerung eintritt.336  
 
Zur abgabenrechtlichen Haftung des Directors siehe Kapital 2.8.2.. 
 
4.1.3. SPE 
Da das SPE-Statut selbst die steuerliche Behandlung der SPE nicht näher erläutert, kommt das 
Recht des Mitgliedstaates, in dem die SPE ihren Sitz hat, zur Anwendung.337 (Vgl. Kapital 
4.1.1)  
 
Die Kommission beabsichtigte mit ihrem Entwurf des SPE-Statuts keine steuerlichen Vorteile 
bei der SPE, die zur Wahl dieser Rechtsform führen, zu schaffen. Deshalb wollte die Europäi-
sche Kommission Gespräche mit den Mitgliedstaaten im Herbst 2008 führen um zu erreichen, 
dass die Anwendung der Richtlinie über das gemeinsame Steuersystem der Mutter- und Toch-
tergesellschaften, die Fusionsrichtlinie und die Zinsen- und Lizenzgebührenrichtlinie auf die 
SPE ausgeweitet wird.338 Auch Jung meint, dass die Steuerrichtlinien auf die SPE ausgedehnt 
werden müssen, damit die Gründer von den (nationalen) Steuervorteilen profitieren kön-
nen.339 Solche Gespräche haben jedoch bis Herbst 2011 noch nicht stattgefunden. Sollten sie 
dennoch durchgeführt werden, würde die SPE ebenso von der Quellenabzugssteuerbefreiung 
profitieren.340  
 
Zur abgabenrechtlichen Haftung des Leitungsorgans siehe Kapital 2.8.3.. 
 
                                                 
335
 Vgl. Gahleitner et al. (2009): S 12 
336
 Vgl. § 93 Abs 1,2 iVm § 97 Abs 1 EStG 
337
 Vgl. SPE-Statut S 7 
338
 Vgl. SPE-Statut S 3  
339
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4.2. Besteuerung bei den Gesellschaftern 
In diesem Kapitel wird nur auf die Besteuerung von Gesellschaftern eingegangen, die ihre 
Anteile im Privatvermögen halten, weil dies bei kleinen und mittleren Unternehmen häufiger 
der Fall sein wird, da sie durch die Gesellschaft unternehmerisch tätig werden und ihren An-
teil nicht nur als Investment halten wollen. Auf steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten wie 
beispielsweise den Regelbesteuerungsantrag gem. § 27a Abs 5 EStG wird aus Vereinfa-
chungsgründen nicht eingegangen. Weiters wird angenommen, dass auch die Gesellschafter 
ihren Wohnsitz in Österreich haben.  
4.2.1. GmbH 
Die Gewinnanteile aus der GmbH unterliegen seit dem Budgetbegleitgesetz 2011 einem be-
sonderen Steuersatz iHv 25%.341 In diesem Fall bleibt weiterhin die Kapitalertragsteuer erhal-
ten, da hier Einkünfte aus Kapitalvermögen vorliegen, wenn sich der Wohnsitz, Sitz oder die 
Geschäftsleitung des Schuldners der Kapitalerträge im Inland befindet.342 Der Schuldner der 
Kapitalerträge ist der Gesellschafter. Einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen hat die 
Steuer jedoch die GmbH.343 Durch den Abzug der Kapitalertragsteuer tritt die Endbesteue-
rungswirkung ein, wodurch die Kapitalerträge nicht mehr in die Steuererklärung aufgenom-
men werden müssen.344 
 
Bei den Einkünften aus realisierten Wertsteigerungen (Gewinne aus der Veräußerung von 
Anteilen an der GmbH) werden der Kapitalertragsteuerabzug und die Endbesteuerung da-
durch verhindert, dass die GmbH-Anteile nicht verbrieft bei einer inländischen depotführen-
den Stelle vorliegen.345 Somit müssen diese Einkünfte in die Einkommensteuererklärung auf-
genommen werden, wo sie jedoch mit einem besonderen Steuersatz von 25% versteuert wer-
den (ohne Kapitalertragsteuer auch keine Endbesteuerung).346 
 
Ist ein Gesellschafter der GmbH auch deren Geschäftsführer, fällt entweder Lohn- oder Ein-
kommensteuer an. Dies ist abhängig von der Beteiligung des Gesellschafter-Geschäftsführers 
an der GmbH. Ist diese Beteiligung ≤ 25%, muss die GmbH für ihren Geschäftsführer 
                                                 
341
 Vgl. § 27 Abs 2 Z 1 iVm § 27a Abs 1 EStG 
342
 Vgl. § 93 Abs 1 iVm § 93 Abs 2 Z1 EStG 
343
 Vgl. § 95 Abs 1, Abs 2 Z1 lit a EStG 
344
 Vgl. § 97 Abs 1 1.TS EStG 
345
 Vgl. § 93 Abs 2 Z 2 EStG, Vgl. Erläuterungen zum Budgetbegleitgesetz 2011, S 22 
346
 Vgl. § 97 Abs 1 EStG 
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Lohnsteuer abführen. Ist die Beteiligung jedoch > 25%, liegen Einkünfte aus selbständiger 
Tätigkeit vor, die der Gesellschafts-Geschäftsführer veranlagen muss.347  
 
4.2.2. Limited 
Art 10 des Doppelbesteuerungsabkommens Österreich-Großbritannien/Nordirland bestimmt: 
„Dividenden, die von einer in einem Vertragstaat ansässigen Gesellschaft gezahlt werden und 
deren nutzungsberechtigter Empfänger eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person ist, 
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden“348. Bei einer Limited, die ihre Geschäftslei-
tung in Österreich hat und Dividenden an österreichische Gesellschafter auszahlt, mangelt es 
an dem grenzüberschreitenden Tatbestand, was dazu führt, dass Art 22 DBA Österreich-
Großbritannien/Nordirland zur Anwendung kommt.349 Von diesem Artikel sind in den ande-
ren Artikeln nicht erwähnte Einkünfte erfasst, die eine Person eines Vertragsstaates erzielt. In 
diesen Fällen, wie auch beim dargestellten Sachverhalt, wird bestimmt, dass diese Einkünfte 
nur im Ansässigkeitsstaat der die Einkünfte empfangenden Person besteuert werden dürfen, 
womit also das Besteuerungsrecht bei Österreich liegt.350 Da der Art 22 eine abschließende 
Verteilungsnorm darstellt, kommt Art 24 nicht mehr zu Anwendung, wodurch das Besteue-
rungsrecht für die Dividenden komplett bei Österreich liegt.351 Somit erfolgt eine Besteuerung 
der Dividenden mit dem besonderen Steuersatz von 25% und die Steuer ist mit dem Kapital-
ertragsteuerabzug abgegolten (Endbesteuerungswirkung)352 (siehe dazu genau Kapitel 4.2.1).  
 
Bei den „realisierten Wertsteigerungen“ weist Art 13 Abs 4 DBA Österreich-
Großbritannien/Nordirland das Besteuerungsrecht dem Ansässigkeitsstaat des Veräußerers 
zu.353 Folglich kommt auch für die Veräußerungsgewinne bei Anteilen die Besteuerung wie 
unter Kapitel 4.2.1. zur Anwendung. 
 
In Bezug auf die Gesellschafter-Geschäftsführergehälter kommt Art 15 DBA Österreich-
Großbritannien/Nordirland zur Anwendung, der bestimmt, dass diese Einkünfte im Ansässig-
keitsstaat besteuert werden dürfen, wenn diese Einkünfte nicht im anderen Staat getätigt wer-
                                                 
347
 Vgl. BMF (a), § 22 Z 2 iVm § 25 Abs 1 Z 1 lit b EStG  
348
 DBA Österreich-Großbritannien/Nordirland Art 10 Abs 1, Vgl. Dommes et al. (2005), S 542 
349
 Vgl. Dommes et al. (2005), S 542 
350
 Vgl. DBA Österreich-Großbritannien/Nordirland Art 22 
351
 Vgl. Dommes et al. (2005) : S 542 
352
 Vgl. § 27a Abs 2 Z1 iVm § 27a Abs 1 iVm § 93 Abs 2 Z1 iVm § 97 Abs 1 EStG 
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den. In dem in dieser Arbeit betrachteten Fall kommt somit Österreich das Besteuerungsrecht 
zu (siehe dazu Kapitel 4.2.1.).  
 
4.2.3. SPE 
Da in den in dieser Arbeit betrachteten Fällen die Gesellschafter in Österreich ansässig sind, 
kommt österreichisches Recht zur Anwendung und die Besteuerung erfolgt wie unter Kapitel 
4.2.1. beschrieben.354 
 
4.3. Steuererklärungs- und Anzeigepflichten 
In diesem Kapitel sollen die abzugebenden Steuererklärungen genannt und die (sachlichen 
und örtlichen) Zuständigkeiten der jeweiligen Finanzämter erläutert werden. Aufgrund des 
Fokusses dieser Arbeit auf die Gesellschaft werden die Steuererklärungspflichten der Gesell-
schafter nicht erläutert. 
4.3.1. GmbH 
Die Körperschaftsteuererklärungen und die Umsatzsteuererklärung der GmbH müssen prinzi-
piell bis zum 30. April des folgenden Jahres eingebracht werden. Bringt man die Erklärungen 
elektronisch ein (Finanzonline), verlängert sich diese Frist bis 30. Juni.355 Bei einem begrün-
deten Antrag obliegt es dem Finanzamt, diese Frist weiter zu verlängern.356 Hat die GmbH 
einen Steuerberater, hat sie für die Abgabe der Steuererklärung auch ohne Antrag eine verlän-
gerte Frist.357 
 
Örtlich zuständig für die Abgaben der GmbH ist jenes Finanzamt, in dem die GmbH „ihren 
Ort der Geschäftsleitung (§ 27 Abs. 2 BAO) […] hat oder hatte.“358 Somit ist das Betriebsfi-
nanzamt für Einhebung von Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, Dienstgeberbeiträge, Kam-
merumlage und Abzugsteuern zuständig.359 Neben der örtlichen Zuständigkeit gibt es auch 
noch die sachliche Zuständigkeit. Bei kleinen und mittleren GmbHs obliegt diese den Finanz-
ämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis. Bei großen GmbHs wechselt diese Zuständigkeit 
                                                 
354
 Vgl. SPE-Statut S 7, Wären die Gesellschafter nicht annahmegemäß in Österreich ansässig, müsste man sich 
das jeweilige DBA anschauen um den Besteuerungsort festzulegen. 
355
 Vgl. § 134 Abs 1 BAO 
356
 Vgl. § 134 Abs 2 BAO 
357
 Vgl. BMF (a) 
358
 § 21 Abs 1 AVOG 2010 
359
 Vgl. § 21 Abs 2 Z1-5 AVOG 2010 
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allerdings zu den sogenannten KöSt-Finanzämtern. Diese sind Finanzämter mit erweitertem 
Aufgabenkreis, wobei das Finanzamt Wien 1/23 für Wien, Niederösterreich und das Burgen-
land und die Finanzämter Linz, Salzburg-Stadt, Graz-Stadt, Klagenfurt, Innsbruck und Feld-
kirch jeweils für jenes Bundesland, in dem der Sitz der GmbH liegt, zuständig sind.360 Bei der 
Beurteilung der Größe der GmbH kommt wieder § 221 UGB zur Anwendung.361 
 
Die GmbH muss neben der jährlichen Umsatzsteuererklärung auch Umsatzsteuervoranmel-
dungen (im Regelfall monatlich) abgeben.362 Weiters ist es erforderlich bei jeder Lohnzahlung 
auch die Lohnsteuer zu zahlen.363 Auch hat die GmbH Vorauszahlungen auf die Körper-
schaftsteuer zu entrichten, die wie die Einkommensteuervorauszahlungen vierteljährlich zu 
tätigen sind. Auch Vorauszahlungen auf die Mindestkörperschaftsteuer sind möglich.364 
 
4.3.2. Limited 
Bei einer Limited, die nur geschäftliche Aktivitäten im Inland hat, muss nur auf Verlangen 
der englischen Finanzverwaltung eine Steuererklärung abgegeben werden. Da die Limited 
mangels einer Betriebsstätte in Großbritannien dort auch nicht beschränkt steuerpflichtig ist, 
muss sie nur eine Null-Erklärung einreichen, auf die die englische Finanzverwaltung in den 
Folgejahren meist verzichtet. Die englische Finanzverwaltung wendet sich aber im Abstand 
von mehreren Jahren an die Limited, um festzustellen, ob es auch weiterhin keine englische 
Steuerpflicht gibt.365 Für die österreichischen Einkünfte ergibt sich eine Anzeigepflicht wie 
unter Kapitel 4.3.1. beschrieben.  
 
Bei der Zuständigkeitsfrage der österreichischen Finanzverwaltung ist das Betriebsfinanzamt 
örtlich zuständig, da gem. § 21 Abs 1 AVOG 2010 der Ort der Geschäftsleitung gem. § 27 
BAO maßgeblich ist und dieser in Österreich liegt. Bei der Limited ist wieder die sachliche 
Zuständigkeit wie unter Kapitel 4.3.1. beschrieben gegeben.366 Zu beachten ist hier, dass für 
Zwecke der Ermittlung der Finanzamtszuständigkeit die Größenklassen nach § 221 UGB zur 
Anwendung kommen (siehe Kapitel 4.3.1.) und gesellschaftsrechtlich (beispielsweise im Be-
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 Vgl. § 13 Abs 1 Z 1 iVm § 15 Abs 1 Z1 AVOG 2010, WKO (a) 
361
 Vgl. § 15 Abs 1 Z1 iVm § 15 Abs 2 AVOG 2010 
362
 Vgl. Birnbauer et al. (2006): S 218,  BMF (b), § 21 Abs 1 UStG 
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Bei der SPE kommt wieder österreichisches Recht zur Anwendung, was bedeutet, dass örtlich 
für diese Gesellschaft das Betriebsfinanzamt und sachlich das Finanzamt mit allgemeinem 
Aufgabenkreis für kleine und mittlere Unternehmen und für große Unternehmen die KöSt-
Finanzämter zuständig sind.367 Für die SPE sind die schon in Kapitel 4.3.1. beschriebenen 
Abgabepflichten zu beachten. 
 
4.4. Gewinnermittlungs- und Einkünfteart 
4.4.1. GmbH 
Die Einkünfteart der GmbH wird in § 7 Abs 1 KStG normiert: Hiernach sind alle Einkünfte 
von Steuerpflichtigen (hier die GmbH), die wegen der Art ihrer Rechtsform nach unterneh-
mensrechtlichen Vorschriften rechnungslegungspflichtig sind, Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
gem. § 23 EStG. Dadurch, dass eine GmbH auch nach § 189 UGB rechnungslegungspflichtig 
ist, ermittelt sie ihren Gewinn nach § 5 Abs 1 EStG, da bei dieser Gewinnermittlungsart die 




Die Limited ermittelt ihren Gewinn nach § 5 Abs 1 EStG. Dies deshalb, weil  „der Gewinn 
[…] bei vergleichbaren unbeschränkt steuerpflichtigen ausländischen Körperschaften […] 
nach § 5 des Einkommenssteuergesetzes 1988 zu ermitteln [ist]“369. Diese Regelung kommt 
auch in dem Fall zur Anwendung, wenn diese ausländische unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft nicht dazu verpflichtet ist, einen unternehmensrechtlichen Jahresabschluss auf-
zustellen.370 Aus § 7 Abs 3 KStG ergibt sich auch, dass alle Einkünfte der Limited Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb sind.371  
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 Vgl. auch SPE-Statut S 7 
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 Vgl. § 189 Abs 1 Z 1 UGB 
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Zur Erstellung der Steuerbilanz einer Limited siehe Kapitel 4.5.2.. 
 
4.4.3. SPE 
Da das Steuerrecht einer der Punkte ist, die durch die Verordnung nicht abgedeckt werden, 
kommt hier wieder innerstaatliches, d.h. österreichisches Recht zur Anwendung und somit 
einen Gewinnermittlung nach § 5 Abs 1 EStG.372 Das bedeutet auch, dass die SPE nur über 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb verfügt. Österreichisches Recht kommt jedoch nur dann zur 
Anwendung, wenn die SPE ihren Sitz in Österreich hat, da das Recht des Sitzstaates auf sie 
anzuwenden ist.  
 
4.5. Verhältnis von unternehmensrechtlicher Bilanz und Steuerbilanz 
Hier sollen die Auswirkungen der Unternehmensbilanz auf die Steuerbilanz beschrieben wer-
den, indem erläutert wird, ob eine durch die Maßgeblichkeit gegebene Verbindung zwischen 
den beiden Bilanzen besteht oder diese weitgehend voneinander unabhängig sind.  
4.5.1. GmbH 
Die sogenannte Maßgeblichkeit, die das Verhältnis von unternehmensrechtlicher und steuer-
rechtlicher Bilanz beschreibt, ist in § 5 Abs 1 EStG beschrieben. Dieser bestimmt: „Für die 
Gewinnermittlung jener Steuerpflichtigen, ‚die nach § 189 UGB oder anderen bundesgesetz-
lichen Vorschriften der Pflicht zur Rechnungslegung unterliegen’ und die Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb (§ 23 [EStG]) beziehen, sind die ‚unternehmensrechtlichen’ Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung maßgebend, außer zwingende steuerrechtliche Vorschriften tref-
fen abweichende Regelungen“373 . 
 
Dies trifft sehr wohl für die GmbH zu, da sie einerseits sowohl nach § 189 UGB rechnungsle-
gungspflichtig ist, andererseits auch Einkünfte aus Gewerbebetrieb erzielt. Diese Regelung 
stellt für die betroffenen Unternehmen eine Erleichterung dar, da die Wertansätze der Unter-
nehmensbilanz übernommen werden können, soweit das Steuerrecht nicht zwingend einen 
abweichenden Bilanzansatz vorsieht. Somit kann auch die Aufstellung einer gesonderten 
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Steuerbilanz unterbleiben.374 Die Überleitung selbst erfolgt durch eine Mehr-Weniger-
Rechnung.375 Dies kann beispielsweise dann der Fall sein, wenn die Abschreibungsdauer des 
UGB und des EStG voneinander abweichen.376 
 
4.5.2. Limited 
Die Literatur und die Finanzverwaltung verneinen die Maßgeblichkeit der englischen Han-
delsbilanz für die Steuerbilanz. Vielmehr wird in § 5 Abs 1 EStG von einem UGB-Abschluss 
ausgegangen.377 In diesem Fall wird die Maßgeblichkeit jedoch nicht gewahrt. Ein nach 
IAS/IFRS oder englischen Rechnungslegungsvorschriften ermittelter Gewinn ist für das Fi-
nanzamt ohne Bedeutung, es erfolgt somit eine Überleitung auf eine Steuerbilanz unter Be-
rücksichtigung der Grundsätze des UGB.378 Beispielhaft genannt werden kann die percenta-
ge-of-completion-method, die nach UGB nicht möglich ist.379 Die Erstellung einer weiteren 
Steuerbilanz bedeutet für die Unternehmen einen zusätzlichen Aufwand, da zu den englischen 
Vorschriften bzw. den IAS/IFRS-Vorschriften auch die UGB- und die EStG-Vorschriften 
beachtet werden müssen. 
 
4.5.3. SPE 
Die Maßgeblichkeit bei der SPE ist wieder durch österreichische Vorschriften gegeben (da 
diese sowohl bei der Rechnungslegung als auch im Steuerrecht anzuwenden sind). Da die 
SPE ihren Sitz in Österreich hat, werden auf sie die Vorschriften für Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung angewendet, was bedeutet, dass der UGB-Abschluss maßgeblich für die 
Steuerbilanz ist (siehe dazu Kapitel 4.5.1.).380 
 
4.6. Verlustberücksichtigung 
In diesem Kapitel soll die Verwertung der Verluste sowohl im Bereich des Verlustausgleichs 
als auch im Bereich des Verlustvortrages beschrieben werden. Da angenommen wird, dass die 
Gesellschafter ihre Beteiligungen im Privatvermögen halten, und sich diese Ausführungen zu 
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 Vgl. Detlev et al. (2010): S 17 
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 Vgl. § 8 EStG iVm § 204 Abs 1 UGB 
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 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 76 
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den drei Rechtsformen vor allem den betriebswirtschaftlichen Aspekten widmen, soll in die-
sem Kapitel nur auf die Verlustberücksichtigung bei der Gesellschaft selbst eingegangen wer-
den.  
4.6.1. GmbH 
Bei unter § 7 Abs 3 KStG fallende Körperschaften, zu denen auch die GmbH gehört, gibt es 
weder einen horizontalen noch einen vertikalen Verlustausgleich, da sie nur Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb erzielen.381 Es verbleibt jedoch der Verlustvortrag, der unter den Sonderaus-
gaben geregelt ist und nur bei den betrieblichen Einkunftsarten möglich ist. § 18 Abs 6 EStG 
bestimmt, dass Verluste, die in einem vorangegangenen Jahr entstanden sind, als Sonderaus-
gaben abgezogen werden können: Dies gilt aber nur, wenn diese Verluste durch ordnungsmä-
ßige Buchführung ermittelt wurden und diese Verluste in der Veranlagung in einem früheren 
Kalenderjahr nicht angesetzt wurden. Weiters muss die Ermittlung der Höhe dieser Verluste 
nach den §§ 4 bis 14 EStG erfolgen.382  
 
Bestehen Verlustvorträge aus mehreren Jahren ist jener Verlust, der am frühesten entstanden 
ist, auch als erstes abzuziehen. Der Verlustvortrag ist im nächstmöglichen Jahr (wenn ein 
ausgleichsfähiger Gewinn generiert wurde) und in der größtmöglichen Höhe vorzunehmen. 
Um den Verlustvortrag verwenden zu können, muss eine Veranlagung durchgeführt werden, 




Im englischen Steuerrecht wäre dagegen auch ein Verlustrücktrag möglich.384 Diese Option 
entfällt jedoch, da wie in Kapitel 4.3.2. ausgeführt in Großbritannien nur eine Nullerklärung 
bzw. gar keine Erklärung mehr abgegeben werden muss und somit die österreichischen Rege-
lungen wie unter Kapitel 4.6.1. beschrieben angewendet werden.  
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 Körperschaftsteuerrichtlinien 2001 Rz 344 
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 Vgl. § 18 Abs 6 EStG, WKO (d) 
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4.6.3. SPE 
Die Verlustberücksichtigung bei der SPE erfolgt analog zur GmbH über den unbefristet mög-
lichen Verlustvortrag (genau siehe Kapitel 4.6.1.), da, wie schon erläutert, bei der SPE öster-
reichische Recht maßgeblich ist.385 
 
4.7. Betriebsprüfung 
In diesem Kapitel soll einerseits die Zuständigkeit für die Durchführung der Betriebsprüfung 
geklärt werden, andererseits auch ein kurzer Überblick über den Verlauf einer Betriebsprü-
fung gegeben und abschließend die Folgen einer Betriebsprüfung erläutert werden. 
4.7.1. GmbH 
Je nach Größe des Betriebes (und bei bestimmten Branchen auch nach der Branchenzugehö-
rigkeit) fällt die GmbH in die Zuständigkeit des jeweils örtlich zuständigen Finanzamtes oder 
in die Zuständigkeit der Großbetriebsprüfung.386 
 
Die Auswahl des zu prüfenden Betriebes erfolgt durch Anregungen von mit einem bestimm-
ten Fall befassten Bediensten, durch Zufallsauswahl mittels EDV (bei Klein- und Mittelbe-
trieben) oder auch mittels der Filterung von Risikofaktoren (bei Umsatzsteuersonderprüfun-
gen). Die Zeitspanne seit der letzten Betriebsprüfung spielt ebenfalls eine Rolle.387 Eine soge-
nannte Außenprüfung muss dem Abgabenpflichtigen (dem Vertreter der GmbH) mindestens 
eine Woche, bevor die Prüfung beginnt, angekündigt werden.388 In der Praxis erfolgt dies 
meist telefonisch.389 Der Prüfung unterliegen neben dem Journal und den Sach- und Perso-
nenkonten auch oft Saldenlisten, Anlagenverzeichnisse und wichtige Verträge wie beispiels-
weise Umgründungsverträge, etc.390 Am Ende der Betriebsprüfung erfolgt eine Schlussbe-
sprechung und eine Niederschrift und ein Bericht über die Betriebsprüfung ist zu verfassen.391 
Mögliche Konsequenzen einer Betriebsprüfung sind eine geänderte Steuerfestsetzung oder die 
Mitteilung, dass die Prüfung ergebnislos war.392  
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4.7.2. Limited 
Da die Limited als in Österreich unbeschränkt steuerpflichtig gilt (siehe dazu auch Kapitel 
4.1.2.), darf auch bei ihr eine Betriebsprüfung erfolgen. Dies ergibt sich auch aus § 147 Abs 1 
BAO, der folgendermaßen lautet: „Bei jedem, der zur Führung von Büchern oder von Auf-
zeichnungen oder zur Zahlung gegen Verrechnung mit der Abgabenbehörde verpflichtet ist, 
kann die Abgabenbehörde jederzeit alle für die Erhebung von Abgaben bedeutsamen tatsäch-
lichen und rechtlichen Verhältnisse prüfen (Außenprüfung).“393 
 
Dies ist bei der österreichischen Zweigniederlassung der Limited deshalb zu bejahen, da sie ja 
eine Steuerbilanz erstellen muss und beim Finanzamt einreichen muss. Somit kommen alle in 
Kapitel 4.7.1. genannten Regelungen für die Betriebsprüfung zum Tragen. Eine Betriebsprü-
fung von englischer Seite gibt es bei ausschließlicher Tätigkeit in Österreich nicht, allerdings 
überprüft die britische Finanzverwaltung wie unter Kapital 4.3.2. beschrieben nach einigen 
Jahren, ob eine in Großbritannien bestehende Steuerpflicht der Limited vorliegt.  
 
4.7.3. SPE 
Die SPE erstellt ihre Steuererklärungen und ihre Steuerbilanz nach innerstaatlichem, d.h. ös-
terreichischem Recht, da das nationale Recht alle diese Bereiche abdeckt (unter anderem auch 
die zum Steuerrecht gehörige Betriebsprüfung), die nicht durch besondere Bestimmungen des 
SPE-Statuts oder von der Satzung der SPE geregelt wird.394 Dadurch erfolgt auch die Be-
triebsprüfung nach österreichischen Regelungen (siehe dazu auch Kapitel 4.7.1.).
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5. Beurteilung der Vorteilhaftigkeit der Rechtsformen anhand von 
betriebswirtschaftlichen Entscheidungskriterien 
5.1. Bewertende Erläuterung der Entscheidungskriterien 
Der folgende Raster zeigt die Vorteilhaftigkeit der drei Rechtsformen bezogen auf verschie-
dene Entscheidungskriterien. In weiterer Folge sollen die unterschiedlichen individuellen Ent-
scheidungskriterien erläutert und ihre Ausprägung bei den einzelnen Rechtsformen beschrie-
ben werden. Die Rechtsform, die am ehesten der Zielrichtung entspricht, bekommt eine (1) , 
die zweitbeste eine (2) und die in diesem Fall nachteiligste Rechtsform eine (3). Die Kapiteln, 
in denen das jeweilige Thema in der Arbeit erläutert wird, sind beim betreffenden Bewer-
tungspunkt im Text genannt. Am Ende dieses Kapitels werden zwei Typen von Unternehmen 
vorgestellt und anhand ihrer Charakteristika die für sie jeweils optimalste Rechtsform ermit-
telt.  
 Tabelle 1: Beurteilung der Vorteilhaftigkeit der Rechtsformen 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Hohe Bonität erwünscht (vgl. Kapitel 2.1.): Prinzipiell wird die Bonität bei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung etwas geringer sein als beispielsweise bei Personengesellschaften. Al-
lerdings meinen auch Silberberger und Krejci, dass für Banken bei der Kreditvergabe nicht so 
sehr die Gesellschaftsform von Bedeutung ist als das Geschäftsmodell, die Sicherheiten des 
Individuelle 
Entscheidungskriterien  
GmbH Limited SPE  
Hohe Bonität erwünscht (1) (1) (1) 
Geringe Haftung erwünscht (1) (2) (1) 
Einfache Gründung erwünscht (3) (2) (1) 
Geringe Kapitalaufbringung erwünscht (3) (1) (1),(2)* 
Internationale Ausrichtung gewünscht (2) (2) (1) 
Geringes Risiko der Durchgriffshaftung auf die Gesellschafter 
erwünscht 
(2) (1) (2) 
Leichte Übertragbarkeit von Anteilen erwünscht (3) (2) (1) 
Geringe Anzahl der Jahresabschlussbestandteile erwünscht (1) (1) (1) 
Hohe Anforderungen für die Abschlussprüfungspflicht (1) (2) (?) 
Geringe Offenlegungspflicht erwünscht (1) (2) (1) 
Geringe Steuerbelastung und geringer Aufwand bei der  
Gewinnermittlung erwünscht 
(1) (2) (2) 
Geringe Komplexität bei der Erstellung und Einreichung von 
Steuererklärungen erwünscht 
(1) (2) (1) 
*falls sich der Vorschlag der schwedischen Ratspräsidentschaft über ein optionales Mindestkapital von € 8.000 
oder der Vorschlag des Europäischen Parlaments, bei Nichterfüllung des Solvenztests ein verpflichtendes Mindest-
kapitals von € 8.000 einzuführen, durchsetzt. 
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Unternehmens und dessen Erfolgsaussichten am Markt. Als wichtiger Bewertungsprozess 
wird hierbei die Bonitätsprüfung innerhalb des internen Ratingprozesses der Bank gesehen. 
Weiters verlangen Banken oft auch zusätzliche Sicherheiten von Geschäftsführern. Auch an-
dere Gläubiger (wie Lieferanten) profitieren davon, dass die Unternehmen durch die Einfluss-
nahme der Banken optimiert werden (und es für die Unternehmen erforderlich wird, in Zu-
kunft eine höhere Eigenkapitalquote zu haben). Natürlich ist es auch diesen Gläubigern unbe-
nommen, Sicherheiten zu verlangen.395 Dies spricht dafür, dass die Voraussetzungen für alle 
drei Rechtsformen gleich sind und ein Entscheider mit diesem Prioritätspunkt bei keiner der 
drei Rechtsformen einen Vorteil erlangen kann. Dies bedeutet also, dass im Hinblick auf die 
Bonität der Gesellschaften das Mindestkapital keinen wesentlichen Punkt darstellt. 
 
Geringer Haftungsfonds erwünscht (vgl. Kapitel 2.1.): In diesem Bereich ist nur der Nachteil 
bei der Limited zu nennen, dass für die Beschränkung der Haftung auf das Gesellschaftsver-
mögen ein zusätzliches Aktivwerden der Gesellschafter erforderlich ist (Vereinbarung der 
Haftungsbeschränkung im Gesellschaftsvertrag), was folglich auch das Wissen der Grün-
dungsmitglieder bzw. eine entsprechende Beratung voraussetzt. Bei der GmbH und der SPE 
ergeben sich dagegen im Bereich des Haftungsfonds keine Unterschiede.  
 
Einfache Gründung erwünscht (vgl. Kapitel 2.2.): Bei einer einfachen Gründung soll einer-
seits der Zeitaspekt berücksichtigt werden (Möglichkeit einer schnellen Gründung), anderer-
seits auch der Aufwandsaspekt, der einerseits Gründungkosten, andererseits aber auch den 
Aufwand bei der Beschaffung von Dokumenten beschreibt. In diesem Punkt nimmt die 
GmbH den letzten Platz ein, da ihre Gründungsvoraussetzungen als am Kompliziertesten be-
schrieben werden können. Bei der Limited sind nur die in Kapitel 2.2.2. genannten Dokumen-
te einzureichen und es ist z.B.: als Gründungsvoraussetzung kein Geschäftsführer zu bestel-
len. Weiters ist bei Limited und SPE auch keine Notariatspflicht (SPE kann diese zwar wäh-
len, kann aber auch über die Prüfung der Dokumente durch die Registerbehörde ausweichen) 
und kein Mindestkapital für die Eintragung vorgesehen. Durch die fehlende Notariatspflicht 
werden Kosten gespart. Die SPE führt dabei jedoch diesen Punkt an, da die Hauptverwaltung, 
die in einem anderen Mitgliedstaat liegen kann als der Sitz, dort nicht registriert werden muss. 
Die Limited könnte auch eine nichtselbständige Betriebsstätte in Österreich eröffnen, die 
ebenfalls nicht registriert werden müsste, jedoch erfolgt bei den in dieser Arbeit betrachteten 
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Fällen die Leitung nicht von Großbritannien aus, was eine unselbständige Niederlassung in 
Österreich ausschließt.  
 
Geringe Kapitalaufbringung erwünscht (vgl. Kapitel 2.3.): Dieser Aspekt stellt auf die Ver-
meidung der Aufbringung von liquiden Mitteln bei der Gründung ab. Sollte dieser Aspekt 
dem Unternehmer wichtig sein, nimmt die GmbH in seiner Reihung den letzten Platz ein, da 
sie ein gesetzliches Mindestkapital von € 35.000 hat. Davon müssen € 17.500 bar eingezahlt 
werden. Die Limited und die SPE (in der Version des SPE-Statuts der Europäischen Kommis-
sion) befinden sich ex equo auf Platz 1, da für sie kein Mindestkapital (Limited) und ein Euro 
Mindestkapital (SPE) vorgesehen ist. Von diesem Unterschied zwischen Limited und SPE 
kann aufgrund der äußerst geringen Summe abgesehen werden. Setzt sich jedoch der Ände-
rungsvorschlag des Parlaments durch, dass die SPE bei Nichterfüllung des Insolvenztests ein 
verpflichtendes Mindestkapital von € 8.000 hat, erweist sich die Limited in diesem Punkt als 
beste Alternative. Um ein Unternehmen tatsächlich startfähig zu machen, wird ein Betrag von 
€ 35.000 (bzw. € 17.500) jedoch kaum ausreichen, was die Problematik des relativ hohen 
Stammkapitals entschärft. 
 
Internationale Ausrichtung erwünscht (vgl. Kapitel 2.5.): Bei diesem Punkt soll die Flexibili-
tät bei der Wahl des Sitzes bzw. der Hauptverwaltung (Ort der Geschäftsleitung) in unter-
schiedlichen Ländern behandelt werden. Die GmbH und die Limited liegen in dieser Wertung 
gleich auf. Der Sitz kann zwar nur in Österreich sein, eine Verlegung des Ortes der Geschäfts-
leitung ins Ausland ist jedoch erlaubt. Dies ist gleich wie bei der Limited, die ihren Sitz zwin-
gend in Großbritannien hat und nur ihre Geschäftsleitung (durch Gründung einer Zweignie-
derlassung) in ein anderes Land verlegen kann. Die SPE gewinnt diese Wertung, da ihr Sitz 
und ihre Hauptverwaltung (Ort der Geschäftsleitung) innerhalb der EU frei gewählt werden 
können. Dies im Gegensatz zur Limited und der GmbH jedoch mit der Einschränkung, dass 
eine Beschränkung auf die europäische Union besteht, jedoch ist der unbewegliche Sitz in 
Großbritannien und Österreich als größerer Nachteil zu werten als die Einschränkung auf Eu-
ropa, da Klein- und Mittelbetriebe sich meist doch im Umkreis ihres Heimatstaates betätigen 
wollen (z.B.: Österreich-Deutschland, wodurch auch sprachliche Barrieren vermieden wer-
den).  
 
Auch die Vorschläge des europäischen Parlaments und der schwedischen Ratspräsidentschaft 
haben einen transnationalen Charakter bzw. auch eine grenzüberschreitende Geschäftsabsicht 
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im Fokus, allerdings mit der Einschränkung beim Vorschlag der schwedischen Ratspräsident-
schaft, dass Sitz und Hauptverwaltung in den ersten zwei Jahren in einem Mitgliedstaat sein 
sollen, was eine gewisse Zwiespältigkeit in die internationale Ausrichtung der SPE bringt.  
 
Geringes Risiko der Durchgriffshaftung auf die Gesellschafter (vgl. Kapitel 2.7.): Hier nimmt 
die Limited Platz 1 ein, da es im englischen Recht keine Treuepflichten gegenüber der Gesell-
schaft gibt und somit bei der Durchgriffshaftung auf die Gesellschafter nur auf die englischen 
Tatbestände abgestellt wird. Die GmbH und die SPE liegen hier gleich auf, da bei ihnen öster-
reichisches Recht anzuwenden ist. 
 
Leichte Übertragbarkeit von Anteilen erwünscht (vgl. Kapitel 2.6.): Dieser Punkt beschreibt 
die Möglichkeit, auf einfache Weise Gesellschafter durch Anteilsübertragung wechseln zu 
können. Die GmbH wird aufgrund der Notariatspflicht, die bei der Limited und der SPE nicht 
vorhanden ist, und der Notwendigkeit der Eintragung ins Firmenbuch eher abzulehnen sein. 
Weiters scheint die SPE der Limited hier überlegen, da ihr in diesem Bereich Satzungsfreiheit 
zukommt und auch keine Eintragungspflicht zur Ausübung der Gesellschafterrechte besteht. 
Weiters scheint einen Eintragung ins eigene Register leichter durchführbar zu sein als die Ein-
tragung in das an bürokratische Verfahren gebundene Firmenbuch.  
 
Geringe Anzahl der Jahresabschlussbestandteile erwünscht (vgl. Kapitel 3.3.): Es ergeben 
sich kaum Unterschiede zwischen den Bestandteilen des Jahresabschlusses der GmbH und der 
Limited. Der Geschäftsbericht des Directors entspricht im Großen und Ganzen dem Lagebe-
richt bei der GmbH, er gehört nicht zu den annual accounts (=Jahresabschluss), sondern zu 
den reports. Ebenso gibt es kaum einen Unterschied zwischen Bestätigungsvermerk und audi-
tors’ report, da international (nach den ISAs) ein umfassender Prüfungsbericht nicht üblich 
ist. Der Abschlussprüfer verfasst nur einen Bestätigungsvermerk, nennt diesen aber auditors’ 
report. In Österreich ist der Bestätigungsvermerk im Prüfbericht enthalten.396 Die SPE hat 
aufgrund der Anwendbarkeit von österreichischem Recht die gleichen Abschlussbestandteile 
wie die GmbH. Somit liegen bei diesem Punkt alle drei Rechtsformen gleich auf und es ergibt 
sich bei der Wahl einer Rechtsform kein Vorteil gegenüber den anderen beiden.  
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Hohe Anforderungen für die Abschlussprüfungspflicht (vgl. Kapitel 3.4.): Die Limited ist 
schneller in der Abschlussprüfungspflicht, da sie einerseits klein sein und andererseits beide 
Schwellenwerte unterschreiten muss, wohingegen die GmbH nur klein sein muss. Zusätzlich 
sind die Schwellenwerte bei der Limited niedriger als bei der GmbH, wodurch die Limited 
beispielsweise bei einer Umsatzsteigerung schneller in der Abschlussprüfungspflicht ist. Als 
Gegenargument sei jedoch angeführt, dass eine zusätzliche Aufsichtsratsverpflichtung bei der 
GmbH zu berücksichtigen ist, die bei der Limited aufgrund des Fehlens eines Aufsichtsrates 
nicht möglich ist. Auch bei der Befreiung von der Abschlussprüfungspflicht für inaktive Un-
ternehmen erfolgt eine Gleichstellung von Limited und GmbH. 
 
Aufgrund der noch nicht geklärten Regelung bezüglich der Prüfungspflicht bei der SPE wird 
diese in diesem Punkt in der Wertung außen vor gelassen.  
 
Geringe Offenlegungspflicht erwünscht (vgl. Kapitel 3.5.): Die Limited nimmt in diesem 
Punkt den letzten Platz ein, da ihre annual accounts und reports sowohl beim companies hou-
se in Großbritannien als auch eine Übersetzung der englischen Unterlagen beim Firmenbuch-
gericht einzureichen sind, was einen großen Nachteil im Bezug auf die Übersetzung der Un-
terlagen darstellt (zusätzlicher Aufwand und Kosten). Weiters haben die SPE und die GmbH 
den Vorteil, dass ihnen bei verspäteter Einbringung keine Liquidation droht. Hierbei ist aber 
die Neuregelung im Bezug auf die Zwangsstrafen bei verspäteter Einreichung zum Firmen-
buch iSd § 283 UGB zu beachten. Eine Studie, in der große GmbHs, Aktiengesellschaften 
und Personengesellschaften, bei denen kein unbeschränkt haftender Gesellschafter eine natür-
liche Person ist (GmbH & Co KG) auf ihre Pünktlichkeit bei der Einreichung der Jahresab-
schlüsse untersucht wurden, zeigte, dass nur 62,7% der großen Unternehmen 2009 ihre Jah-
resabschlüsse rechtzeitig einbrachten, 2008 waren es 58,1% und 2007 56,9%.397 Zugegebe-
nermaßen konzentriert sich diese Arbeit in erster Linie auf KMU, allerdings kann angenom-
men werden, dass die großen Unternehmen, die zumeist über eigene Steuer- und Buchhal-
tungsabteilungen verfügen, es leichter haben, ihren Jahresabschluss pünktlich einzubringen. 
Die geringe Steigerung lässt jedoch nicht vermuten, dass es ohne die Reform des Budgetbe-
gleitgesetzes 2011 zu einer wesentlichen Verbesserung der Termintreue gekommen wäre. Die 
strengeren Strafen bei der Limited wirken sich aber durchaus aus: 95% der Unternehmen 
bringen ihre Jahresabschlüsse fristgerecht ein.398 Es bleibt abzuwarten, ob die Neuregelung 
                                                 
397
 Vgl. Gahleitner et al. (2011): S 4 
398
 Vgl. Brinkmeier/Mielke (2007): S 74 
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des § 283 UGB die gleiche Wirkung hat. Die GmbH und die SPE sind aufgrund der Anwend-
barkeit der österreichischen Rechtslage als gleichwertig im Bezug auf diesen Punkt zu sehen.  
 
Auch bei den größenabhängigen Erleichterungen bei der Offenlegung erweist sich die Limi-
ted als nachteilig. Wie schon unter Kapitel 3.6.2. angeführt, liegen die Grenzwerte bei der 
Limited niedriger als bei der GmbH, wodurch die Limited schneller als mittleres Unterneh-
men gilt. Gleichheit besteht jedoch hierin, dass  kleine GmbHs und Limiteds beide keine Ge-
winn- und Verlustrechnung einreichen müssen. Die SPE steht gemeinsam mit der GmbH auf 
Platz 1, da bei diesen beiden Rechtsformen dieselben gesetzlichen Regelungen auch bei den 
größenabhängigen Erleichterungen angewendet werden.  
 
Geringe Steuerbelastung und geringer Aufwand bei der Gewinnermittlung erwünscht (vgl. 
Kapitel 4.1. und Kapitel 4.5): Die Limited zahlt zwar keine Gesellschaftsteuer, jedoch ergibt 
sich bei ihr aufgrund der fehlenden Maßgeblichkeit ein wesentlich größerer Aufwand als bei 
der GmbH und SPE. Da die Gesellschaftsteuer jedoch relativ selten zu zahlen ist, liegt die 
GmbH vor der Limited. Da die europarechtlichen Steuerrichtlinien noch nicht auf die SPE 
ausgeweitet sind, verfügt die SPE über mögliche steuerrechtliche Nachteile (fehlende Quel-
lensteuerbefreiung). Da die Nachteile aufgrund der fehlenden europarechtlichen Ausweitung 
und die Maßgeblichkeit sich in etwa die Wage halten werden, liegen die Limited und die SPE 
gleich auf.   
 
Geringe Komplexität bei der Erstellung und Einreichung der Steuererklärungen erwünscht 
(vgl. Kapitel 4.3.): Hier nimmt die Limited den letzten Platz ein, da es bei ihr erforderlich ist,  
zumindest eine Nullerklärung bei der englischen Finanzverwaltung einzureichen. Auch wenn 
das Finanzamt in Folge verzichtet, ist zumindest in den ersten Gründungsjahren der Aufwand 
für die Erstellung einer englischen Steuererklärung, für die gewisse Qualifikationen des Steu-
erberaters im englischen Steuerrecht von Nöten sind, gegeben. Somit führen die GmbH und 
die SPE, die pro Steuerart nur eine Steuererklärung an eine Finanzverwaltung zu richten ha-
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5.2. Empfehlungen anhand von beispielhaften Unternehmen:  
 
In diesem Kapitel sollen nun 2 Unternehmen vorgestellt werden, die gänzlich unterschiedliche 
individuelle Entscheidungskriterien haben. Darauf aufbauend wird eine Rechtsformempfeh-
lung abgegeben.  
 
Typ 1: Unternehmer A möchte ein Unternehmen gründen, dessen Geschäftstätigkeit sich al-
lein auf einen Teil im nördlichen Niederösterreich beschränkt. Einer seiner langjährigen Be-
kannten, dem er unbedingt den Auftrag erteilen will, ist ein Steuerberater, dessen Klienten 
alle in Österreich angesiedelt sind und kaum Auslandsgeschäftstätigkeiten haben. Die Unter-
nehmensanteile sollen im Familienbesitz bleiben, d.h. es soll keine Übertragung der Anteile 
erfolgen. Weiters hat der angehende Unternehmer aus einer unselbständigen Tätigkeit eine 
ansehnliche Summe verdient, die er in sein neues Unternehmen investieren will.  
 
Empfehlung: Für dieses Unternehmen wäre die traditionelle GmbH zu empfehlen, weil bei 
diesem Unternehmer die individuellen Entscheidungskriterien “Geringe Komplexität bei der 
Erstellung und Einreichung von Steuererklärungen erwünscht“, „Geringe Offenlegungspflicht 
erwünscht“, besonders wichtig sind. Dies deshalb, weil der bekannte Steuerberater sich rein 
mit österreichischem Recht befasst und für den Bereich des britischen Rechts eine zusätzliche 
Rechtsberatung in Anspruch genommen werden müsste. Bestünde die SPE schon, müsste der 
Unternehmer auf einen Steuerberater zurückgreifen, der sich mit dieser neuen Rechtsform 
schon beschäftigt hat, was jedoch jedenfalls Mehrkosten verursachen würde. Die Entschei-
dungskriterien, „Geringe Kapitalaufbringung erwünscht“, „Leichte Übertragbarkeit von An-
teilen erwünscht“ und „Internationale Ausrichtung erwünscht“, bei denen die GmbH weiter 
hinten gereiht ist, spielen bei Unternehmer A keine Rolle. Die Kapitalaufbringung stellt auf-
grund des Angesparten des Unternehmers kein Problem dar, eine Notariatspflicht spielt man-
gels einer Übertragung der Anteile nur für die Eintragung des Gesellschaftsvertrages ins Fir-
menbuch eine Rolle und auch eine internationale Geschäftstätigkeit ist nicht im Fokus des 
betrachteten Unternehmens.  
 
Typ 2: Unternehmer B ist seit zehn Jahren ein Einzelunternehmen in Österreich. Da der Ab-
satz seines produzierten Produktes in Österreich stagniert, möchte er expandieren und sein 
Produkt auch in Holland anbieten. Da er aber in den letzten Jahren durch die stark sinken Ab-
satzzahlen einige Verluste hinnehmen musste, ist sein Vermögen stark geschmälert, so dass 
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für ihn die Gründung einer GmbH mit € 17.500 einzuzahlendem Mindestkapital oder auch die 
Rechtsberatungskosten bei Gründung eines dem Zielland entsprechenden Unternehmens der-
zeit eine zusätzliche Belastung darstellen würde. Die Gründung einer im Ausland schon be-
kannten Rechtsform überlegt er, da er durch die Skepsis der potentiellen Kunden in Holland 
weitere für ihn nicht tragbare Verluste fürchtet.  
 
Empfehlung: Diesem Unternehmer ist prinzipiell die SPE zu empfehlen, da sie die individuel-
len Entscheidungskriterien „geringe Kapitalaufbringung erwünscht“ und „internationale Aus-
richtung erwünscht“ bestens erfüllt. Bei zweiterem wird sowohl eine bei den Kunden allge-
mein anerkannte Rechtsform erreicht und die zusätzlichen Rechtsberatungskosten bei der 
Gründung einer ausländischen Gesellschaft fallen weg (Annahme: SPE ist schon etabliert und 
den österreichischen international geschulten Steuerberatern ist das Vorgehen bei der Grün-
dung bekannt). Daher ist die SPE für ihn besser geeignet als die Limited, da auch die Kosten 
für die britische Rechtsberatung wegfallen. Auch belastet das geringe Mindestkapital sein 
Vermögen nicht. Da diese Gesellschaftsform dieses Jahr noch nicht zur Verfügung steht, 
könnte er eine Limited mit Sitz in Großbritannien und zwei Zweigniederlassungen in Öster-
reich und den Niederlanden gründen. Würde er seine Geschäftstätigkeit in Österreich und 
Großbritannien ausüben wollen, wäre die Limited für ihn am Optimalsten (bei Bestehen der 






GmbH Limited SPE399 
Rechtlicher Status und Haftungsfonds 
• Kapitalgesellschaft, 
• juristische Person mit eige-
nen Rechten und Pflichten,  
• Haftung beschränkt auf das 
Gesellschaftsvermögen 
• Kapitalgesellschaft,  
• juristische Person mit eige-
nen Rechten und Pflichten,  
• Haftung beschränkt auf das 
Gesellschaftsvermögen, 
Haftungsbeschränkung 
muss aktiv durch Gesell-
schafter im Gesellschafts-
vertrag festgesetzt werden 
• Entspricht der Form einer 
Kapitalgesellschaft,  
• juristische Person mit eige-
nen Rechten und Pflichten,  
• Haftung beschränkt auf das 
Gesellschaftsvermögen  
Gründung 
• Vorgehensweise bei Grün-
dung: Eintragung einer 
GmbH ins Firmenbuch (Er-
richtung der GmbH) setzt 




• Anmeldung beim Firmen-
buch sind beizulegen: 
Bankbestätigung über Ein-
zahlung der Bareinlagen, 
steuerliche Unbedenklich-
keitserklärung,  
• Gründung auch durch Man-
telkauf oder Umgründung 
• Üblich: bei einem solicitor 
einen Mantel einer Limited 
zu erwerben, bei Neugrün-
dung stellt registrar of 
companies nach Eintragung 
certificate of companies 
aus,  
• Voraussetzung für Grün-
dung: notwendige Doku-
mente (memorandum of as-
sociation, articles of asso-






• Gründung kann auch durch 
Umgründung erfolgen 
• Gründung gem. SPE-Statut, 
bei Umgründungen inner-
staatliches Recht, das auf 
die umwandelnde, ver-
schmelzende, spaltende Ge-
sellschaft anzuwenden ist, 
ausschlaggebend,  
• zum Antrag auf Eintragung 
der SPE haben die Mit-
gliedstaaten folgende Do-
kumente zu verlangen: bsp: 
Name und Sitz der SPE, 
Gesamtzahl der Anteile, 
etc., Wahl zwischen nota-
rieller Prüfung oder Prü-
fung durch eine Registerbe-
hörde, 




• Mindestkapital: € 35.000 • Kein vorgesehenes Min-
destkapital im Companies 
Act  
• Mindestkapital: 1 Euro 
• EP: wenn Solvenztest nicht 
erfüllt, € 8.000 Mindestka-
pital 
• RPS: Option für Mitglied-
staaten für € 8.000 Min-
destkapital 
Bestimmungen über die Satzung 
• Im Gesellschaftsvertrag 
(=Satzung) muss mindes-
tens bestimmt sein: Sitz der 
GmbH, Gesellschafts-
zweck, die Höhe des 
• Articles of association re-
geln z.b:  Abstimmungs-
rechte bei der Generalver-
sammlung, Entlohnung der 
Direktoren,  
• Satzung regelt zumindest 
Punkte der VO (Name der 
SPE; Gründungskapital, 
Nennwert der Anteile), 
• muss in schriftlicher Form 
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• muss in schriftlicher Form 
vorliegen 




Gesellschaftssitz und Ort der Geschäftsleitung  
• Sitz muss Verbindung zur 
Tätigkeit des Unternehmens 
haben,  
• keine Sitzverlegung ins 
Ausland möglich 
• Sitz immer in Großbritan-
nien, Ort der Geschäftslei-
tung in Österreich, 
• keine Sitzverlegung ins 
Ausland möglich 
• Sitz und Hauptverwaltung 
müssen im Gemeinschafts-
gebiet sein, Hauptverwal-
tung muss nicht im selben 
Mitgliedsstaat wie eingetra-
gener Sitz sein,  
• Sitzverlegung auch ins Aus-
land möglich 




des Element zwingend, Sitz 
und Hauptniederlassung 
sollen jedoch in den ersten 
beiden Jahren nicht in 2 
versch. Staaten sein können 
Arten von Anteilen und deren Übertragbarkeit 
•  Nur Möglichkeit der Aus-
gabe von Stammanteilen,  
• Anteilsübertragung kann im 
Gesellschaftsvertrag be-
schränkt werden,  
• zur Übertragung ist ein 
Notariatsakt nötig,  
• Gesellschafterstatus erst ab 
Eintragung ins Firmenbuch 
•  Möglichkeit der Ausgabe 
von ordinary und preferred 
shares,  
• Anteilsübertragung kann in 
der Satzung beschränkt 
werden,  
• zur Übertragung ist kein 
Notariatsakt nötig,  
• Gesellschafterstatus erst 
nach Eintragung ins Gesell-
schaftsregister 
• Möglichkeit der Ausgabe 
von Stammanteilen und 
Vorzugsanteilen,  
• Anteilsübertragung kann in 
Satzung eingeschränkt wer-
den,  
• zur Anteilsübertragung ist 
kein Notariatsakt nötig,  
• Gesellschafterstatus schon 
ab Mitteilung an die SPE 
Gesellschafter, Gesellschafterversammlung und Gesellschafterhaftung 
• Generalversammlung ist 
mind. einmal jährlich und 
in bestimmten anderen Fäl-
len einzuberufen,  
• Einberufung vorwiegend 
durch Geschäftsführer,  
• Beschlussfähigkeit ab An-
wesenheit von 10% des 
Stammkapitals,  
• Beschlussfassung (vorwie-
gend) mit einfacher oder 
dreiviertel Mehrheit, 







tung nach URG, Insolvenz-
verschleppung, 
• annual general meeting 
kann einmal jährlich einbe-
rufen werden und extraor-
dinary meeting (jedes ande-
re Meeting),  
• Einberufung vorwiegend 
durch Direktor,  
• Beschlussfähigkeit ab An-
wesenheit von 2 Gesell-
schaftern,  
• Beschlussfassung (vorwie-
gend) mit einfacher oder 
dreiviertel Mehrheit,  
• Durchgriffshaftung nur 
nach englischen Haftungs-
tatbestände (agency argu-
ment, coporate veil argu-
ment, wrongful trading) 
• Grundsätzlich kein Beste-
hen einer Hauptversamm-
lung, aber Möglichkeit eine 
solche in der Satzung vor-
zusehen, 
• Umlaufbeschlüsse vorwie-
gend durchgeführt durch 
Leitungsorgan,  
• keine Anwesenheit zur 
Beschlussfähigkeit erfor-
derlich,  
• Beschlussfassung mit einfa-
cher oder 2/3-Mehrheit, 










Geschäftsführung und deren Haftung 
• Befugnisse des Geschäfts-
führers können im Gesell-
schaftsvertrag einge-
schränkt werden 
• Innenhaftung iSd § 25 
GmbHG,  




• Befugnisse des Directors 
können in den articles of 
association eingeschränkt 
werden,  
• Innenhaftung nach engli-
schem Recht,  
• Außenhaftung (z.B.: wrong-
ful trading) insolvenzrecht-
lich nach österreichischem 
Recht 
• Einschränkung der Befug-
nisse durch Satzung oder 
SPE-Statut,  
• Innenhaftung gem. Art 31 
SPE-Statut,  





• Grundlage ist UGB-
Abschluss, 
• Bilanzgewinn ist ausschüt-
tungsfähig,  
• bestimmte Rücklagen kön-
nen ausgeschüttet werden,  
• Vorschlag über Gewinnver-
teilung obliegt dem Ge-
schäftsführer 
• Grundlage kann UK-
GAAP-Abschluss oder 




winn: Gewinne seit Beste-
hen der Gesellschaft müs-
sen Verluste seit Bestehen 
der Gesellschaft überstei-
gen,  
• bestimmte Rücklagen kön-
nen ausgeschüttet werden,  
• Vorschlag über Gewinnver-
teilung obliegt dem Direc-
tor 
• Grundlage ist UGB-
Abschluss,  
• Ausschüttung nur, wenn 
Bilanztest erfüllt, Solvenz-
test kann in Satzung festge-
legt werden (EP: Solvenz-
test wird gefordert) 
• in Satzung genannte Rück-
lagen können ausgeschüttet 
werden,  
• Vorschlag über Gewinnver-
teilung obliegt dem Ge-
schäftsführer 
 
Auflösung und Beendigung  
• Auflösung durch Beschluss 
der Gesellschafter, Kon-
kurs, nach Ablauf eines im 
Gesellschaftsvertrag be-
stimmten Zeitraumes, 





verpflichtet: Gläubiger und 
Schuldner 
• Auflösung z.B.: durch Lö-
schung aus Gesellschaftsre-
gister bei Erreichen des Ge-
schäftszweckes, oder Lö-
schung durch das compa-
nies house, Insolvenz,  
• Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens in dem Staat, wo 
sich der Mittelpunkt der 
wirtschaftlichen Interessen 
befindet (Ö) – daher findet 
österreichisches Recht An-




verpflichtet: Gläubiger und 
Schuldner 
• Auflösung durch Ablauf 
eines geplanten Zeitraums, 
Beschluss der Anteilseigner 
und im nationalen Recht 
beschriebene Fällen, 
• Insolvenz geregelt in Insol-
venzordnung, da innerstaat-







Anzuwendende Vorschriften bei der Rechnungslegung 
• UGB • Companies Act 2006,  
• Statements of Standard 
Accounting Practices,  
• Financial Reporting Stan-
dards,  





Rechnungslegungs- und Buchführungspflicht 
• § 189 UGB rechnungsle-
gungspflichtig,  
• Aufbewahrungspflicht für 
die Belege 7 Jahre,  
• verantwortlich für das 
Rechnungswesen ist der 
Geschäftsführer 
• Nach englischem Recht 
rechnungslegungspflichtig,  
• Aufbewahrungspflicht für 
die Belege 3 Jahre,  
• Aufbewahrung auch in 
Österreich, aber Erfordernis 
Belege in regelmäßigen 
Abständen nach Großbri-
tannien zu schicken,  
• verantwortlich für das 
Rechnungswesen ist der Di-
rector 
• § 189 UGB rechnungsle-
gungspflichtig,  
• Aufbewahrungspflicht für 
die Belege 7 Jahre,  
• verantwortlich für das-
Rechnungswesen ist das 
Leitungsorgan  
Bestandteile des Jahresabschlusses 
• Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung, Anhang,  
• zusätzlich zum Jahresab-
schluss noch Lagebericht 
und Bestätigungsvermerk 
(falls prüfungspflichtig) 
• Annual accounts: Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrech-
nung, Anhang, 
• zusätzlich zu den annual 
accounts noch directors’ 
report und auditors’ report 
(falls prüfungspflichtig) 
• Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung, Anhang, 
• zusätzlich zum Jahresab-




• Für mittelgroße und große 
GmbHs und kleine mit Auf-
sichtsrat,  
• gewählt wird der Ab-
schlussprüfer durch die Ge-
sellschafter,  
• ausgeschlossen ist er, wenn 




nach englischem Recht;  
alle, ausgenommen kleine 
und inaktive Gesellschaf-
ten,  
• gewählt wird der Ab-
schlussprüfer durch die Ge-
sellschafter,  
• ausgeschlossen ist er, wenn 
er Director der Gesellschaft 
ist 
• Laut Satzung kann SPE 
selbst entscheiden, ob sie 
einen Abschlussprüfer will, 
jedoch strittig, da oft nicht 
möglich (keinen zu haben) 
nach innerstaatlichem Recht 
Offenlegungspflicht  
• Verpflichtung des Ge-
schäftsführers zur Einrei-




gung), Bericht des Auf-
sichtsrates, Vorschlag und 
Beschluss über Verwen-
dung des Ergebnisses 
• Strafen bei Nichteinrei-
chung beim Firmenbuch: 
Geldstrafen  
• Annual accounts und re-
ports (inkl. Testat der Ab-
schlussprüfung) und annual 
return sind jährlich beim 
Gesellschaftsregister und 
beim österreichischen Fir-
menbuch (in deutsche Spra-
che übersetzter englischer 
Jahresabschluss) einzurei-
chen,  
• Strafen bei Nichteinrei-
chung zum Gesellschaftsre-
gister: Verbot des Ge-
schäftsführers zur Aus-
übung weiterer Geschäftstä-
tigkeiten für einen Zeitraum 
von 15 Jahren, Geldstrafen, 
Löschung der Limited, Stra-
fen bei Nichteinreichung 
beim österreichischen Fir-
• Verpflichtung des Ge-
schäftsführers zur Einrei-




gung), Bericht des Auf-
sichtsrates, Vorschlag und 
Beschluss über Verwen-
dung des Ergebnisses 
• Strafen bei Nichteinrei-




menbuch: Geldstrafen  
Zusätzlich zu beachtende Fristen bei Aufstellung, Prüfung, Feststellung und Offenlegung des Jahres-
abschlusses 
• Aufstellung von Jahresab-
schluss, Anhang und Lage-
bericht: 5 Monate nach Bi-
lanzstichtag,  
• Feststellung des Jahresab-
schlusses eingeschränkt 
durch Abschlussprüfung 
und Einhaltung der Offen-
legungspflicht, 
• Offenlegung beim Firmen-
buch: 9 Monate nach Bi-
lanzstichtag 
• Keine spezifische Frist für 
Aufstellung, Abschlussprü-
fung und Feststellung durch 
Gesellschafter,  
• Offenlegung: 9 Monate 
nach Bilanzstichtag, 9 Mo-
nate ebenso für Einreichung 
beim Firmenbuchgericht 
der Zweigniederlassung 
• Aufstellung von Jahresab-
schluss, Anhang und Lage-
bericht: 5 Monate nach Bi-
lanzstichtag,  
• Feststellung des Jahresab-
schlusses eingeschränkt 
durch Abschlussprüfung 
und Einhaltung der Offen-
legungspflicht, 
• Offenlegung beim Firmen-
buch: 9 Monate nach Bi-
lanzstichtag 
Steuerrechtliche Aspekte 


















Besteuerung bei den Gesellschaftern 
• Dividenden unterliegen der 
Kapitalertragsteuer (beson-
derer Steuersatz iHv 25% 
mit Endbesteuerungswir-
kung),  





• je nach Beteiligung des GF-
Geschäftsführers Lohnsteu-
er oder Einkommensteuer 
• Laut DBA Österreich-
Großbritannien-Nordirland 
Besteuerung in Österreich 
mit Kapitalertragsteuer (be-
sonderer Steuersatz iHv 
25% mit Endbesteuerungs-
wirkung), 
• bei Einkünften aus realisier-
ten Wertsteigerungen Auf-
nahme in die Einkommens-
teuererklärung (Ansässig-
keitsstaat des Veräußerers 
hat Besteuerungsrecht),  
• Besteuerung der Gesell-
schafts-GF-Gehälter erfolgt 
im Ansässigkeitsstaat des 
Gesellschafts-GF  
• Dividenden unterliegen der 
Kapitalertragsteuer (beson-
derer Steuersatz iHv 25% 
mit Endbesteuerungswir-
kung),  





• je nach Beteiligung des GF-
Geschäftsführers Lohnsteu-
er oder Einkommensteuer 







• örtliche Zuständigkeit: Be-
triebsfinanzamt,  
• sachliche Zuständigkeit: FA 
mit allg. Aufgabenkreis 
oder KöSt-FA  
 
• Null-Erklärung muss in 
Großbritannien eingereicht 
werden, auf die die Finanz-
verwaltung in Folge oft 
verzichtet,  





zahlung ,  









sachliche Zuständigkeit: FA mit 
allg. Aufgabenkreis (vorwie-
gend), aber auch KöST-FA 
Synopse 
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• sachliche Zuständigkeit: FA 
mit allg. Aufgabenkreis 
oder KöSt-FA  
Gewinnermittlungs- und Einkünfteart 
• Gewinnermittlung nach § 5 
Abs 1 EStG,  
• Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb 
• Gewinnermittlung nach § 5 
Abs 1 EStG,  
• Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb 
• Gewinnermittlung nach § 5 
Abs 1 EStG,  
• Einkünfte aus Gewerbebe-
trieb 
Verhältnis von unternehmensrechtlicher Bilanz und Steuerbilanz 
• § 5 Abs 1 EStG: Maßgeb-
lichkeit der Handels- für die 
Steuerbilanz 
• Englisches Recht kennt 
kein derartiges Konstrukt 
(Maßgeblichkeit), es be-
steht eine klare Trennung 
zwischen dem Bilanzrecht 
und dem Steuerrecht 
• § 5 Abs 1 EStG: Maßgeb-
lichkeit der Handels- für die 
Steuerbilanz 
Verlustberücksichtigung 
• Möglichkeit eines Verlust-
vortrages 
• Möglichkeit eines Verlust-
vortrages 
• Möglichkeit eines Verlust-
vortrages 
Betriebsprüfung 
• Betriebsprüfung möglich,  
• Prüfung muss eine Woche 
vorher angekündigt werden,  
• Schlussbesprechung muss 
durchgeführt werden, Nie-
derschrift der Schlussbe-
sprechung und Bericht 
muss verfasst werden 
• Betriebsprüfung möglich,  
• Prüfung muss eine Woche 
vorher angekündigt werden,  
• Schlussbesprechung muss 
durchgeführt werden, Nie-
derschrift der Schlussbe-
sprechung und Bericht 
muss verfasst werden 
• Betriebsprüfung möglich,  
• Prüfung muss eine Woche 
vorher angekündigt werden, 
•  Schlussbesprechung muss 
durchgeführt werden, Nie-
derschrift der Schlussbe-
sprechung und Bericht 
muss verfasst werden 
Tabelle 2: Synopse 













Franz et al. sahen es schon mit Sorge, dass es relativ ruhig um die SPE geworden ist. Somit 
müssen Unternehmer, die eine Auslandsaktivität anstreben, auf traditionelle Unternehmens-
formen zurückgreifen und je nach individueller Lage die optimalste und kostengünstigste 
Rechtsform wählen. Sie fordern die deutsche Politik, die ja maßgeblich zum Scheitern der 
Verhandlungen beigetragen hat, auf, das Vorhaben der SPE in Brüssel entsprechend zu forcie-
ren.400 
 
Auch im heurigen Jahr 2011 gibt es keinerlei Anzeichen auf ein baldiges Inkrafttreten des 
SPE-Statuts. Arbeitsgruppen auf europäischer Ebene legten im Frühjahr 2011 dem Rat für 
Wettbewerbsfähigkeit einen überarbeiteten Entwurf des SPE-Statuts vor.401 Das Europäische 
Parlament forderte die Mitgliedstaaten am 12.05.2011 in einer Entschließung zur Zustimmung 
auf. Am 30.05.2011 beim letzten Treffen des Europäischen Rates für Wettbewerbsfähigkeit 
wurde der ungarische Kompromissvorschlag durch ein Veto Deutschlands und Schwedens 
abgelehnt. Beim Ministerratstreffen, das am 28.06.2011 stattfand, erfolgte gar keine Diskus-
sion der SPE mehr. Bei der polnischen Ratspräsidentschaft gib es jedoch Bestrebungen, die 
SPE voranzubringen. Einige Mitgliedstaaten kündigten auch an, die SPE bei sich einzuführen. 
Dies könnte insbesondere für Deutschland ein Problem darstellen, da sich diese Unternehmen 
aufgrund der Niederlassungsfreiheit dann auch in Deutschland ansiedeln könnten, jedoch auf-
grund ihres Sitzes einer anderen Rechtsordnung unterliegen würden und somit das deutsche 
Steuersubstrat einer Reduktion unterliegen würde, da die SPE dem Steuerrecht des Sitzstaates 
unterliegt.402 
 
Der Vorschlag der ungarischen Ratspräsidentschaft umfasste die Festsetzung des Mindestka-
pitals auf 1 Euro, jedoch mit der Option für die Mitgliedstaaten das Mindestkapital auf € 
8.000 festzusetzen. Weiters soll das nationale Recht über die Frage, ob Sitz und Ort der Ge-
schäftsleitung in zwei unterschiedlichen Mitgliedstaaten sein können, entscheiden.403 
 
Somit wird zumindest in den nächsten Jahren keine solche Rechtsform zu Verfügung stehen 
und somit auf die GmbH und die Limited zurück gegriffen werden müssen. 
 
                                                 
400
 Vgl. Franz et al. (2010): S 2714 
401
 Vgl. Noack (2011) 
402
 Vgl. Manz et al. (2011), SPE-Statut S 7 
403
 Vgl. Proposal for a Council Regulation on a European private company, Noack (2011) 
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Bei der GmbH sind die Gründungen in Österreich rückläufig, obwohl die österreichische Ge-
samtgründungsrate gut ist, jedoch werden überwiegend Einzelunternehmen gegründet. Von 
Jänner bis Juni 2011 betrug der Anteil der GmbH-Gründungen nur 10,2%. Dies ist stark rück-
läufig, da 1993 dieser Anteil noch 26% betrug. Daher fordert die Bundesgeschäftsführerin des 
Gründerservices der WKO Elisabeth Zehetner beispielsweise eine Senkung des Mindestkapi-
tals auf € 10.000 und die Abschaffung einer Notariatspflicht beim Gesellschaftsvertrag.404 
 
In Deutschland sind die Gründungszahlen für die Limited seit Ende 2007 stark rückläufig, 
was in Deutschland auch an der gesetzlichen Schaffung der Mini-GmbH liegt, die eine 
schnelle und billige Gründung ermöglicht. Ein weiterer Grund ist auch die schlechte Reputa-
tion der Limited und die Tatsache, dass sie einer beschränkten Haftung unterliegt, ohne ein 
Mindestkapital aufbringen zu müssen.405 Diese zwei letzten Punkte sind durchaus auf Öster-
reich übertragbar und erklären auch die schon in Kapitel 1.1. erwähnte geringe Anzahl von 
Limiteds in Österreich. Sollte daher die SPE nicht verwirklicht werden, wäre es zu überlegen 
eine Mini-GmbH nach dem deutschen Vorbild zur Verfügung zu stellen, was auch bei Beste-
hen der SPE als Rechtsform eine mögliche Alternative für Unternehmen wäre, die nicht inter-
national tätig werden wollen.
                                                 
404
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405
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In dieser Arbeit erfolgt eine vergleichende und anschließend bewertende Darstellung der drei 
Rechtsformen GmbH, Limited und Societas Privata Europaea (SPE) für mittelständische ös-
terreichische Unternehmen mit beispielhaften Empfehlungen. Zur SPE wurde von der Kom-
mission ein Verordnungsentwurf erlassen, die Realisierung dieser Rechtsform scheiterte je-
doch an mehrere Streitpunkten zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere die Bestimmun-
gen über die Sitzwahl und das Mindestkapital. Zum kritischen Vergleich dieser Rechtsformen 
geht die Arbeit auf Aspekte aus dem Bereich des Gesellschaftsrechts, der Rechnungslegung 
und des Steuerrechts ein. Die abschließende Bewertung der Rechtsformen ergibt, dass die 
SPE gerade mit ihrem grenzüberschreitenden Charakter der GmbH und der Limited überlegen 
ist. Aufgrund ihrer Neuheit ergeben sich hingegen ungeklärte Rechtsfragen, bedeutend die 
mögliche Aufnahme der SPE in die Anlage 2 des Einkommensteuergesetzes, die zu einer 
Gleichstellung dieser Rechtsform mit den anderen beiden Rechtsformen führen würde. 
 
This thesis compares and evaluates the three legal forms GmbH, Limited and Societas Privata 
Europaea (SPE) for Austrian SMEs and highlights the differnces. The European Commission 
enacted an EC-Regulation on the SPE, but the realisation of this legal form failed because of 
differences between the member states concerning several issues most important the location 
and the minimum capital. Moreover aspects of company law, accounting and tax law are well 
covered in the thesis. The final evaluation of the legal forms shows that the SPE has the ad-
vantage as it allows cross-border activities most easily. Due to its novelty judicial subjects are 
not fully clarified. Most notably the possible admission of SPE in appendix 2 of the Austrian 















 Angela Petrak, BSc (WU) 
 Blockhausgasse 18 





Geburtsdatum:         05.02.1989 
Geburtsort:         St. Pölten 
Familienstand:         ledig 
Staatsangehörigkeit:         Österreich 
 
Ausbildungsdaten 
Oktober 2010 – Dez 2011: Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der Universität Wien 
Ausbildungsschwerpunkte: Externes Rechnungswesen, Steuern, Treuhand,  
                Revision  
Oktober 2007 – Juli 2010: Wirtschaftsuniversität Wien 
Ausbildungsschwerpunkte: Personalmanagement, Steuerrecht 
Juni 2007: Matura mit ausgezeichnetem Erfolg bestanden  
2000 – 2007: AHS Bg. und Brg. (3100 St.Pölten)  
1996– 1999: Franz Jonas Volkschule (3100 St.Pölten) 
 
Berufserfahrung 
Sommer 2008: Ferialarbeit in der Fa. Georg Fischer (3130 Herzogenburg) - Abteilung Cont-
rolling 
Sommer 2009: Ferialarbeit in der Sparkasse NÖ (3100 St.Pölten) 
Oktober 2010 bis Dezember 2011: Berufsanwärter bei der Steuerberatungskanzlei Bruckner 
& Partner (3130 Herzogenburg) 
 
 
 
 
 
